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Liebe Leserinnen und Leser,

beginnend mit dieser Ausgabe wird die Zeitschrift für amtliche Statistik Berlin Brandenburg  
künftig in konzeptionell veränderter Form und in einem anderen Gewand erscheinen.

Warum? 
Anlass der Überarbeitung ist die zunehmende Bedeutung des Internets als Veröffent- 
lichungsplattform, die eine thematische Konzentration der Zeitschrift notwendig machte.

Was ist neu?
Die Verantwortung für das Konzept und die inhaltliche Gestaltung der Zeitschrift wurde 
einer neu gebildeten Redaktion übertragen, die sich aus Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern  
verschiedener  Bereiche des Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg (AfS) zusammensetzt.

Zukünftig wird die Zeitschrift vierteljährlich erscheinen, mit einigen neuen Rubriken, die 
einen erweiterten Überblick über das Spektrum und Potenzial der amtlichen Statistik liefern. 
Berichtet werden soll verstärkt über Konferenzbeiträge von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern und Veröffentlichungen des AfS.

Was bleibt?
Im Zentrum der Zeitschrift stehen nach wie vor die Fachbeiträge von Autorinnen und Auto-
ren aus der amtlichen Statistik, aus der Wissenschaft und von Experten aus anderen Institu- 
tionen. Diese Beiträge sind in die neue Rubrikenstruktur eingebettet.

Wir wünschen Ihnen eine aufschlussreiche Lektüre.

Ihre Redaktion

 

	⌜	Editorial
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Kurzbericht

	 ⌜Forschungsbörse – Fachwissen online buchen

Seit nunmehr fünf Jahren gibt es in Deutschland 
die Forschungsbörse – eine Online-Plattform, die 
unkompliziert Fachleute aus Wissenschaft, For-
schung und Praxis in die Klassenzimmer vermittelt. 

Im Rahmen des Wissenschaftsjahres 2010 – Die 
Zukunft der Energie auf Initiative des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung gestartet, 
hat sich die Idee, Wissenschaft aus erster Hand zu 
vermitteln, mittlerweile bewährt. Im Wissenschafts-
jahr 2011 kamen Forscherinnen und Forscher aus 
der Gesundheitsforschung hinzu und 2012 konnten 
Schülerinnen und Schüler direkt von Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern lernen, was Nachhal-
tigkeit bedeutet. 

2013 stand das Wissenschaftsjahr unter dem Mot-
to Die demografische Chance und widmete sich 
den Herausforderungen und Chancen, die durch 
den demografischen Wandel entstehen. Zu diesem 
Thema hat auch Jürgen Paffhausen, Referatsleiter 
und Bevölkerungsexperte im Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg, die Weitergabe seines Wissens 
aus dem Bereich Bevölkerungsstatistik angeboten. 
Von diesem Angebot machten ein Gymnasium in 
Berlin Friedrichshain-Kreuzberg und ein Branden-
burger Gymnasium aus dem Landkreis Havelland 
Gebrauch.

Im Wissenschaftsjahr 2014 – Die digitale Gesell-
schaft wird die Initiative durch Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler verstärkt, die sich mit di-
gitalen Technologien beschäftigen. Nach Aussagen 
der Initiatoren beteiligen sich bereits mehr als 560 
Forscherinnen und Forscher unterschiedlicher wis-
senschaftlicher Disziplinen an diesem Projekt und 
besuchen bundesweit Schulklassen und Veranstal-
tungen an Einrichtungen der Erwachsenenbildung.

Die Funktionsweise der Forschungsbörse ist ganz 
einfach: Lehrende können auf dieser Plattform nach 
ihrem Wunschkandidaten suchen – und zwar pass-
genau nach Fachgebiet, Thema, Region und Termin. 

Weitere Informationen unter: 
www.forschungsboerse.de

Speziell für die Lehre an Hochschulen haben die 
Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder ein breites Angebot 
an CAMPUS-Files entwickelt. CAMPUS-Files sind 
absolut anonymisierte Mikrodaten, die Studie-
renden die Möglichkeit bieten, sich statistische 
Methodenkenntnisse  anzueignen sowie sozial- und 
wirtschaftswissenschaftliche Fragestellungen zu 
analysieren. 

Vor Kurzem ist das Angebot um einen wirtschafts-
statistischen Paneldatensatz erweitert worden: Das 
neue CAMPUS-File AFiD-Panel Industrieunterneh-
men wurde von den regionalen FDZ-Standorten 
Berlin-Brandenburg im Amt für Statistik Berlin-Bran-
denburg (AfS) und Sachsen-Anhalt erstellt. Es eig-
net sich insbesondere, um das empirische Arbeiten 
mit wirtschaftsstatistischen Mikrodaten kennenzu-
lernen und sich Methodenkenntnisse im Bereich 
der Panelanalysen anzueignen. Das Datenfile ist 
eine Stichprobe des AFiD-Panel Industrieunterneh-
men und umfasst Unternehmen des Verarbeitenden 
Gewerbes, des Bergbaus und der Gewinnung von 
Steinen und Erden mit mindestens 20 Beschäftigten. 
Für ca. 36 000 Unternehmen stehen u. a. Angaben 
zum In- und Auslandsumsatz, zu Investitionen und 
verschiedenen Kostenpositionen für die Berichts-
jahre 2003 bis 2007 zur Verfügung. Mit dem CAM-
PUS-File besteht zum Beispiel die Möglichkeit, dif-
ferenzierte Analysen zum Unternehmenserfolg im 
In- und Ausland oder langfristige Beobachtungen 
der Kostenstrukturen des Verarbeitenden Gewerbes 
durchzuführen. Das Anonymisierungskonzept und 
ein Metadatenreport bieten den Nutzerinnen und 
Nutzern weitere Informationen zu den Merkmalen 
und zu den erfolgten Anonymisierungsmaßnah-
men. Das CAMPUS-File wird in den Formaten SPSS, 
SAS und Stata angeboten.

Die CAMPUS-Files werden gezielt für Lehrzwecke 
entwickelt. Für fundierte Analysen im Rahmen von 
Bachelor- oder Masterarbeiten und Dissertationen 
sind sie aufgrund der starken Informationsreduk-
tion durch die Anonymisierung in der Regel nicht 
geeignet. Für tiefer gehende wissenschaftliche 
Analysen bieten die Forschungsdatenzentren der 
Statistischen Ämter des Bundes und der Länder 
daher weitere Zugangswege für die Nutzung von 
Mikrodaten an. 

Das CAMPUS-File AFiD-Panel Industrie- 
unternehmen sowie die weiteren vorhandenen 
CAMPUS-Files können unter  
www.forschungsdatenzentrum.de  
kostenfrei heruntergeladen werden.

Kurzbericht

	 ⌜Mikrodaten für Lehrende und Studierende
Das neue CAMPUS-File „AFiD-Panel Industrieunternehmen 2003–2007“
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Kurzbericht

	 ⌜Berlins Innovationspotenziale und -leistungen im regionalen Vergleich	

Berlins Wirtschaftspolitik 
zielt darauf, den regiona-
len Innovationsprozess 
effektiv zu fördern, damit 
aus Ideen Innovationen 
werden. Um diesen Pro-
zess in Berlin zu stärken, 
wurde eine Strategie 
entwickelt, die die vor-
handenen Potenziale vor 
Ort identifiziert und durch 
gezielte Vernetzung von 
Akteuren aus Wissenschaft 
und Wirtschaft erschließt.

Ein solcher Prozess ist hoch komplex und schwer 
in Zahlen fassbar. Um Potenziale, Entwicklungen 
und Leistungen darzustellen und den Prozess 
letztlich auch weiter zu optimieren, muss dieser 
aber erfasst, beschrieben und bewertet werden. Die 
Technologiestiftung Berlin legt mit ihrem Innova-
tionsMonitoring Berlin erstmals ein umfangreiches 
Kennzahlenwerk vor, das die regionalen Potenziale 
und Leistungen entlang des gesamten Innovations-
prozesses abbildet. Es werden Entwicklungstenden-
zen aufgezeigt und Unterschiede zu Deutschland 
bzw. anderen Bundesländern herausgearbeitet, um 
so Ansatzpunkte für die weitere Unterstützung des 
eingeleiteten Entwicklungsprozesses aufzuzeigen.

Die Umsetzung eines regionalen Innovations-
monitorings stellt aufgrund der Datenlage auf 
regionaler Ebene eine besondere Herausforderung 
dar. Die Daten zur Abbildung des regionalen Inno-
vationsgeschehens stammen aus verschiedenen 
Quellen. Nach Möglichkeit wurde auf Auswertun-
gen zurückgegriffen, die von den Statistischen 
Ämtern der Länder, dem Statistischen Bundesamt 
oder Eurostat zur Verfügung gestellt werden. Da 
wesentliche Innovationsindikatoren von der amtli-
chen Statistik nicht bzw. nur auf nationaler Ebene 
ausgewiesen werden und detaillierte Informatio-
nen zu Branchen und Technologieklassen fehlen, 
hat die Technologiestiftung Berlin für dieses Projekt 
mehrere zeit- und kostenaufwendige Sonderaus-
wertungen bestehender Innovationserhebungen in 
Auftrag gegeben.  Neben einer Sonderauswertung 
der Statistik zu Forschung und Entwicklung des Stif-
terverbandes für die Deutsche Wirtschaft wurden 
Sonderauswertungen des Zentrums für Europäi-
sche Wirtschaftsforschung (ZEW) zum Gründungs- 
und Patentgeschehen herangezogen.

Die positiven Reaktionen aus Politik, Verwaltung 
sowie der interessierten Öffentlichkeit zeigen, dass 
ein Bedarf an entsprechenden Analysen besteht.  
Die TSB Technologiestiftung Berlin wird das Projekt 
daher fortschreiben. Eine Neuauflage des Innovati-
onsMonitorings Berlin ist für das erste Quartal 2015 
geplant.

Der Bericht ist abrufbar unter: 
www.tsb-berlin.de/media/uploads/publikationen/WEB_InnovationsMonitoring.pdf

Dr. Gesa Koglin ist wissenschaftliche Mitarbeiterin 
in der Technologiestiftung Berlin. Sie arbeitet 
im Bereich Technologie und Innovation und ist 
hauptverantwortlich für den Report InnovationsMo-
nitoring Berlin 2014. Im Rahmen eines öffentlichen 
Statistischen Kolloquiums am 29. Januar 2014 im AfS 
stellte sie das verfügbare Datenangebot zum regio-
nalen Innovationsgeschehen vor und verdeutlichte 
Möglichkeiten und Grenzen dessen Darstellbarkeit.
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Nach fünf Veranstaltungen in Wiesbaden fand die 
sechste Konferenz für Sozial- und Wirtschaftsdaten 
(KSWD) am 20. und 21. Februar 2014 erstmalig in 
Berlin statt. Im Umweltforum Berlin – der über 100 
Jahre alten Auferstehungskirche in Berlin-Friedrichs- 
hain und einem ausgewiesenen „Besonderen Ort“ – 
diskutierten Forschungsdateninteressierte aus 
Wissenschaft, Journalismus und Politik zum Thema 
„Daten nutzen. Wissen schaffen.“

Neben Plenarvorträgen zur Notwendigkeit der 
Weiterentwicklung der bestehenden Forschungs-
infrastrukturen für die wissenschaftliche und 
wirtschaftliche Nutzung sowie der Rolle evidenz- 
basierter wissenschaftlicher Politikberatung 
wurden weitere zentrale Fragen z. B. zum Umgang 
mit Big Data thematisiert und in acht Parallelforen 
vertieft.

Im Rahmen der Session zu Datenschutz und 
Datenzugang im künftigen europäischen Rechts-
rahmen erörterte Prof. Dr. Ulrike Rockmann (Präsi-
dentin des Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg 
(AfS)) gemeinsam mit dem Berliner Beauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit Dr. Alexander 
Dix und Eckart Hohmann den Umgang mit einem 
freien Zugang zu Informationen bei gleichzeitigem 
Schutz der personenbezogenen Daten.

Gerade bei Erhebungen von Personendaten 
spielen Fragen des Datenschutzes eine besondere 
Rolle. Beim Zensus 2011 wurde erstmals bei einer 
Volkszählung in Deutschland ein datenverändern-
des Verfahren zur Wahrung des Statistikgeheimnis-
ses angewendet. Dr. Jörg Höhne (Abteilungsleiter 
der Abteilung Gesamtwirtschaft im AfS) stellte die 
in Deutschland verwendeten Verfahren und die 
Unterschiede der Ergebnisse zwischen dem ersten 
und dem zweiten Veröffentlichungstermin des 
Zensus 2011 vor.

Eine Posterpräsentation im Umweltforum zeigte 
das Leistungsspektrum und die vielfältigen Daten-
bestände der bisher 27 vom Rat für Sozial- 
und Wirtschaftsdaten (RatSWD) akkreditierten 
Forschungsdatenzentren. Hier konnten ebenfalls 
ausgewählte Datennutzerinnen und Datennutzer 
ihre Forschungsergebnisse darstellen, die aus em-
pirischer Arbeit mit Daten aus einem vom RatSWD 
akkreditierten Forschungsdatenzentrum erzielt 
wurden.

Im Rahmen der 6. KSWD wurden weiterhin die 
Vorschläge für die fünfte Berufungsperiode des 
RatSWD bestimmt. Dieser berät die Bundes- 

 
regierung in Fragen der Erweiterung und Verbes-
serung der Forschungsdateninfrastruktur für die 
empirischen Sozial-, Wirtschafts- und Verhaltens-
wissenschaften und setzt sich aus jeweils acht 
wissenschaftlichen Mitgliedern sowie Vertreterin-
nen und Vertretern wichtiger Datenproduzenten 
zusammen. Während die Datenproduzenten qua 
Amt eingesetzt werden, bestimmen sich die wissen-
schaftlichen Mitglieder in geheimer Wahl durch die 
Wissenschaft selbst (durch promovierte Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler an Hochschulen 
und wissenschaftlichen Forschungsinstitutionen).

Mehrere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des AfS 
engagierten sich als ehrenamtliche Wahlhelfer und 
unterstützten am Wahlabend die Auszählung der 
Stimmen von insgesamt 1 774 Wähle-
rinnen und Wählern.

Weitere Informationen finden Sie hier:
www.ratswd.de

Kurzbericht

	 ⌜Konferenz für Sozial- und Wirtschaftsdaten erstmalig in Berlin

Fotograf: Filipp Piontek / ©GWI

Prof. Dr. Ulrike Rockmann
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Kasachstan
Fünf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kasachi-
schen Statistik-Amtes ARKS sowie zwei Mitarbeite-
rinnen des kasachischen Ministeriums für Bildung 
und Wissenschaft waren vom 17. bis zum 19. Februar 
2014 zu Gast am Berliner Standort des Amtes für 
Statistik Berlin-Brandenburg (AfS). Der Besuch er-
folgte im Rahmen des von der Weltbank finanzier-
ten KAZSTAT-Kooperationsprojekts unter Leitung 
von Destatis. Dieses Projekt hat die Weiterentwick-
lung in vielen Bereichen der amtlichen Statistik Ka-
sachstans zum Ziel. Prof. Dr. Ulrike Rockmann und 
Dr. Holger Leerhoff als Experten des Projektteams 
empfingen die Studiengruppe. Die von  Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern des AfS durchgeführten 
Trainingskurse zur Struktur der amtlichen Statis-
tik und des Bildungswesens in Deutschland, der 
Hochschul- und Berufsbildungsstatistik sowie dem 
Mikrozensus und zur Geheimhaltung bildeten den 
Rahmen für einen lebhaften Austausch. 

Irak und Turkmenistan
Im Januar 2014 waren bereits zwei Delegationen aus 
dem Irak und aus Turkmenistan zu Gast im AfS. Die 
Gesandten informierten sich über die allgemeinen 
Aufgaben des Amtes in der deutschen amtlichen 
Statistik sowie über die Tätigkeiten, für die das AfS 
bei der Vorbereitung und Durchführung von Wah-
len zuständig ist. Dabei wurden sie hauptsächlich 
durch Geert Baasen als Leiter der Geschäftsstelle 
der Berliner Landeswahlleiterin (Dr. Petra Michae-
lis-Merzbach) betreut.

Kurzbericht

	 ⌜Ausländische Delegationen zu Gast  
im Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Mazedonien
Bei dem zuletzt durchgeführten study visit durch 
vier Führungskräfte des mazedonischen Amtes für 
Statistik am 27. und 28. März 2014 in Berlin standen 
vielfältige Themen im Fokus: Nach einem allgemei-
nen Überblick über die Organisation des AfS in der 
amtlichen Statistik stellten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Amtes ihre Arbeitsgebiete vor:

•    Statistisches Informationssystem (StatIS BBB) 

•    Bildungsstatistik in Deutschland

•    Eurostat: Upstream Dialogue Visit in Berlin- 
Brandenburg

•    E-Government Strategie in der amtlichen Statistik

•    Open Data und Statistik

•    Zugang zu Mikrodaten in Deutschland und  
Ausblick auf europäische Entwicklungen.

Mit dem mazedonischen Amt für Statistik ist 
das AfS bereits länger durch Kooperationen im 
Rahmen eines Twinning-Projekts verbunden. Im 
vergangenen Jahr reisten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des AfS nach Skopje, um zusammen 
mit den mazedonischen Kolleginnen und Kollegen 
die Harmonisierung ihrer Prozesse zu europäischen 
Qualitätsstandards anzustreben. Bisher standen 
Qualitätsmanagement und Methoden statistischer 
Geheimhaltung im Vordergrund.
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Im Rahmen von diversen Lehraufträgen ist das 
Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (AfS) bereits 
seit einiger Zeit in der Hochschullehre aktiv und 
vermittelt dort den korrekten Umgang mit amtli-
chen Daten aus der Sicht eines Datenproduzenten. 
Im vergangenen Wintersemester 2013/2014 war das 
AfS mit zwei Lehrveranstaltungen an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin tätig.

Die Möglichkeiten und Grenzen der amtlichen 
Statistik für die empirische Forschung aufzuzeigen, 
ist das Ziel einer Vorlesung mit dem Titel „Die Nut-
zung der amtlichen Statistik in den Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften“ unter der Leitung von  
Dr. Andreas Techen. Zielgruppe dieses Lehrange-
botes sind in erster Linie Studierende der Wirt-
schaftswissenschaften, die kurz vor dem Anfertigen 
ihrer Bachelorarbeit stehen. Wöchentlich geben 
wechselnde Referentinnen und Referenten des 
Amtes einen anwendungsbezogenen Überblick 
über die Arbeitsweise und das Datenangebot der 
amtlichen Statistik. Neben den methodischen 
Grundlagen für die Erhebung und Nutzung 
amtlicher Daten werden Beispiele aus der Bevöl-
kerungs- und Wirtschaftsstatistik praxisnah und 
zum Teil interaktiv vorgestellt. Begleitend zum 
Vorlesungsprogramm wenden die Studierenden im 
Rahmen eines Projektseminars das erlernte Wissen 
in einer eigenen Forschungsarbeit selbstständig 
an und erhalten somit die Gelegenheit, das System 
der amtlichen Statistik vor dem Hintergrund ihrer 
eigenen Forschungserfahrungen zu reflektieren. In 
diesem Zusammenhang werden auch die Zugangs-
wege zu Mikrodaten über die Forschungsdatenzen-
tren der Statistischen Ämter des Bundes und der 
Länder aufgezeigt und eine praktische Anleitung 
zur Auswertung solcher Daten mit Hilfe der Statis-
tiksoftware SPSS gegeben. Mit diesem Lehrangebot 
werden die Studierenden noch während ihrer sta-
tistischen Methodenausbildung für die Themen der 
amtlichen Statistik sensibilisiert. Ein weiteres Ziel 
der Lehrveranstaltung ist es, die in der universitären 
Ausbildung übliche starke Fokussierung auf eine 
reine Vermittlung von Auswertungsmethoden um 
eine praxisbezogene Auseinandersetzung mit den 
Quellen statistischer Daten zu ergänzen.

„Datenanalyse mit STATA – Erlernen und Anwen-
den“ heißt die zweite Lehrveranstaltung, die von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Referates 
Mikrodaten, Analysen, Forschungsdatenzentrum 
durchgeführt und im Rahmen des Career Center 
der Humboldt-Universität zu Berlin angeboten wird. 
Ziel der Lehrveranstaltung ist es, den Studierenden 
ein grundlegendes Verständnis der Statistiksoft-
ware STATA zu vermitteln, um diese künftig selbst-
ständig beim Anfertigen von wissenschaftlichen 
Abschluss- oder Qualifizierungsarbeiten und der 
Analyse komplexer Daten anzuwenden. Anhand 

von CAMPUS-Files der Forschungsdatenzentren 
der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder 
lernen die Studierenden die Grundlagen von Da-
tenmanagement und deskriptive Analysen (Häufig-
keitstabellen, Grafiken) mit Hilfe von STATA kennen. 
Zudem werden erste Einblicke in Korrelations-, 
Regressions- und Panelanalysen sowie das Erstellen 
von Karten gegeben. Begleitend zur Lehrveranstal-
tung verfassen die Studierenden eine Hausarbeit, 
in der sie eine Forschungsfrage mit Hilfe von STATA 
bearbeiten und so das erlernte Wissen anwenden 
und vertiefen. 

Darüber hinaus führt das AfS in Kooperation 
mit der Statistischen Beratungseinheit der Freien 
Universität Berlin (fu:stat) seit dem Sommerse-
mester 2010 einen zweitägigen STATA-Kompakt-
kurs durch, an dem sowohl Studierende als auch 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anderer Univer-
sitäten teilnehmen können. In dem jedes Semester 
stattfindenden Kurs wird in acht Lerneinheiten das 
Arbeiten mit der Statistiksoftware STATA anhand 
von CAMPUS-Files der Forschungsdatenzentren der 
Statistischen Ämter des Bundes und der Länder ver-
mittelt. Durchgeführt wird dieser Kurs ebenfalls von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Referates 
Mikrodaten, Analysen, Forschungsdatenzentrum.

Kurzbericht

	 ⌜Das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg  
als aktiver Wissensvermittler in der Hochschullehre

 

	⌜	Was sind SPSS, STATA, R und SAS?

STATA und SPSS gehören neben SAS und R zu den meistge-
nutzten Statistiksoftwareprogrammen für die Verarbeitung 
und Analyse statistischer Daten. Allen Programmen ist 
gemein, dass sie für nahezu alle statistischen Methoden 
Lösungen anbieten und damit weit verbreitete Instru-
mente in allen Bereichen der Statistikverarbeitung sind. 
Unterschiede zwischen den Programmen liegen vor allem 
in der Bedienung.

SPSS ist besonders in den Sozialwissenschaften und 
in der Psychologie weit verbreitet und gilt durch seine 
weit entwickelte graphische Nutzeroberfläche als leicht 
erlernbar. 

STATA wird aufgrund des besonders großen Funktions-
umfanges besonders in der ökonometrischen Forschung 
intensiv genutzt. 

Die Software R erfreut sich durch ihren Open-Source- 
Ansatz und der guten Erweiterbarkeit zunehmender 
Beliebtheit, erfordert jedoch häufig eine etwas längere 
Einarbeitungszeit. 

SAS ist in der Biometrie, in der klinischen Forschung und 
bei Banken weit verbreitet und ist insbesondere für sehr 
große Datensätze gut geeignet. Auch in der amtlichen  
Statistik wird SAS zunehmend als Verbundlösung verwen-
det und kommt u. a. bei der Auswertung der Ergebnisse  
des Zensus 2011 zum Einsatz.
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Mit der Statistischen Bibliothek steht für die Öf-
fentlichkeit ein zentraler Zugang zu den digitalen 
Publikationen der einzelnen Statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder bereit. Umfangreiche 
Recherchemöglichkeiten bieten eine schnelle Hilfe 
bei der Suche. Derzeit werden je nach Kapazität 
neben den aktuellen Veröffentlichungen auch älte-
re Bestände erfasst und eingepflegt – denn neben 
einer Bibliothek soll damit gleichzeitig ein Archiv 
aufgebaut werden. 

Die Veröffentlichungspraxis der Statistischen Lan-
desämter und des Statistischen Bundesamtes hat 
sich in den vergangenen Jahren gewandelt. Inhalte 
stehen interaktiv im Internet bereit und ehemals als 
Druckwerke herausgegebene Veröffentlichungen 
werden in der Regel zum kostenfreien Download 
angeboten, zumeist als PDF-Dateien (siehe Informa-
tionen). Damit stellte sich zunehmend die Frage, 
wie die digitalen Ausgaben für die Nachwelt doku-

mentiert und archiviert werden können. Zwischen 
den Statistischen Ämtern des Bundes und der Län-
der entstand so das gemeinsame Online-Angebot 
Statistische Bibliothek, das seit letztem Sommer über 
die Startseite des Statistikportals 
www.statistik-portal.de und über die jeweiligen 
Webseiten der Ämter erreichbar ist. 

Bibliothek …
Das Angebot dient als Bibliothek, in der die 
Veröffentlichungen der einzelnen Ämter und die 
Gemeinschaftsveröffentlichungen des Bundes und 
der Länder nach und nach erschlossen und zur 
Nutzung bereitgestellt werden. Der Bestand wächst 
täglich. Die Vorgehensweise, wie die Dokumente 
in das System einzupflegen sind, ist gemeinsam 
abgestimmt. Metadaten, die für jede Publikation 
angelegt werden, dienen der internen Verwaltung 
und im Weiteren den Recherchemöglichkeiten für 

Entwicklungen in der amtlichen Statistik

	 ⌜Statistische Bibliothek –
ein neues gemeinsames Internetangebot

Informationen
PDF Abkürzung für »portable document 
format« ist ein plattformunabhängiges, 
offengelegtes Dateiformat. PDF kann 
wie ein Container verschiedenartigste 
Elemente enthalten: Bild, Text, Sound, 
Filme, Formularelemente und vieles 
mehr.1

PDF/A – ISO 19005-1 definiert „ein 
Dateiformat basierend auf PDF, genannt 
PDF/A, welches einen Mechanismus 
zur Verfügung stellt, um elektronische 
Dokumente auf eine Weise darzustellen, 
sodass das visuelle Erscheinungsbild 
über die Zeit erhalten bleibt, unabhän-
gig von den Werkzeugen und Systemen 
zur Herstellung, Speicherung und 
Reproduktion.“ [Auszug aus ISO 19005-1, 
Quelle: http://www.pdfa.org/2007/01/
pdfa].

Daneben bietet die unter Fußnote 1 
genannte Veröffentlichung zahlreiche 
Informationen rund um die Erstellung 
von PDF/A-Dokumenten. 

1   Dümmer, Olaf/Oettler, Alexan-
dra/von Seggern, Dietrich: Digi-
tale Langzeitarchivierung mit PDF, 
2007, ISBN: 978-3-9811648-0-0.

1 |  Startseite der „Statistischen Bibliothek“
Statistische Bibliothek – im Aufbau – @ GPStatistik
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Aktuelle Periodika

Statistische Berichte / G / IV /
402

Entwicklung von Umsatz und
Beschäftigten im Gastgewerbe |
Sachsen-Anhalt / Statistisches
Landesamt

Volkswirtschaftliche
Zusammenhänge : Wichtige
Zusammenhänge im Überblick

Deutschland / Statistisches
Bundesamt

mehr >>
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Wirtschaft und Statistik
Wirtschaft und Statistik /
2014,01

mehr >>
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Land- und Forstwirtschaft,
Fischerei : Eigentums- und
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Bundesamt

Zensus 2011 - Bevölkerung
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Glossar statistischer
Fachbegriffe = Glossary of
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Deutsch - Englisch ; Englisch -
Deutsch | Deutschland /
Statistisches Bundesamt

mehr >>

Statistische Bibliothek – im Aufbau –

Mit unserem Publikationenserver werden alle elektronischen
Veröffentlichungen der Statistischen Ämter der Länder und des Statistischen
Bundesamtes sowohl für die Nutzung zentral gespeichert als auch im Format
PDF/A-1b archiviert. 
Neben den themenorientierten monografischen Publikationen sind dies vor
allem die statistischen Berichte und Fachserien. 
Die Publikationen werden von allen Statistischen Ämtern auch für
zurückliegende Jahre schrittweise eingepflegt.

Recherche
Suche über alle Metadaten
Hier werden alle Metadaten (Titelangaben, Regionen, Statistisches Amt,
Stichwörter etc.) für Ihre Recherche ausgewertet. Auch die Eingabe der
Ziffern aus der Sortierung der zeitschriftenartigen Reihen führt zu einem
Suchergebnis. Alle Suchbegriffe werden automatisch mit "UND" verknüpft,
die Trefferliste wird nach dem Titel sortiert.

Schnellsuche:

Rechtstrunkierung mit * möglich

Erweiterte Suche
Die erweiterte Suche bietet Ihnen die gezielte Verknüpfung der Suchfelder,
Regionen, Themenbereiche und Herausgeber.

Suche im Volltext
Hier können Sie auch nach Autorinnen und Autoren von
Zeitschriftenaufsätzen suchen. Alle Suchbegriffe werden automatisch mit
"UND" verknüpft, die Trefferliste wird nach dem Erscheinungsjahr sortiert.

Suche
im

Volltext
(pdf):

Maximal 100 Treffer, 15 pro Seite anzeigen

Trefferliste der recherchierten Titel
Bei statistischen Berichten und Fachserien – den "zeitschriftenartigen
Reihen" – wird aus Gründen der Übersichtlichkeit nur die Reihe angezeigt.
Die verfügbaren Ausgaben werden nach Klick auf die recherchierten Titel
chronologisch angezeigt.

Software
Die Software für den gemeinsamen Publikationenserver basiert auf dem
Open Source Produkt MyCoRe. MyCoRe stellt alle Grundfunktionen von
Dokumenten- und Publikationsservern bereit und bietet die Basis für die
Entwicklung einer eigenen Anwendung.

Schnellsuche Submit

Suchen...

? Suchen...

100 15
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die Nutzerinnen und Nutzer (siehe Informationen). 
Die Dokumente stehen der Öffentlichkeit – sofern 
sie kostenfrei sind – umgehend zur Verfügung. 

… und Archiv
Neben der Nutzung als Bibliothek besteht ebenso 
das Ziel, die zahlreichen digitalen Dokumente 
für die Nachwelt aufzuheben, zu archivieren. Der 
Bereich der digitalen Archivierung ist dabei noch 
recht jung. Während bei einem Buch unter anderem 
die Qualität des Papiers oder die Art der Aufbewah-
rung über die Langlebigkeit entscheiden kann, soll 
bei der digitalen Archivierung die Lesbarkeit von 
Dateien auch in Zukunft gesichert sein. In dem zur 
Archivierung bereitgestellten Dokument müssen 
demnach zum Beispiel alle schrift- und formatrele-
vanten Informationen enthalten sein. PDF-Dateien 
mit Dateianhängen heutiger Standardprogramme 
(zum Beispiel MS Excel) sind nicht geeignet. Das gilt 
ebenso für Links, die aus dem Dokument heraus auf 
externe Quellen verweisen, die in einigen Jahren 
wahrscheinlich nicht mehr existieren. Somit sind 
auch die Interessen, ein Dokument in einer Biblio-
thek zu sammeln und dem Nutzer aktuell zur Ver-
fügung zu stellen, nicht ganz deckungsgleich mit 
dem Gedanken des Archivierens. Die Statistische 
Bibliothek bietet daher die Möglichkeit, mehrere 
Formatausgaben von einem Dokument anzulegen 
(PDF, Excel, PDF/A). Für die Archivfunktion wird das 
PDF/A-Format eingesetzt, das sich etabliert hat und 
dem die ISO-Norm (International Organization for 
Standardization) 19005-1 : 2005 zugrunde liegt¹.

Nachdruck eines an das AfS 
angepassten Artikels aus den 
Statistischen Monatsheften 
Baden-Württemberg – 
Heft 12/2013, 
Autorin: 
Dipl.-Ing. Cornelia Schwarck

Was passiert im Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg?
Im Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (AfS) werden 
derzeit frühere digitale sowie analoge Veröffentli-
chungen – insbesondere Statistische Berichte – er-
schlossen. Analog vorliegende Veröffentlichungen 
des AfS sowie der Vorgängereinrichtungen Statisti-
sches Landesamt Berlin und Landesbetrieb für 
Datenverarbeitung und Statistik Brandenburg werden 
gescannt. Für die Archivierung in der Statistischen 
Bibliothek werden alle Veröffentlichungen in das 
PDF/A-Format überführt. Zum jetzigen Zeitpunkt 
sind bereits ca. 250 verschiedene Veröffentlichungen 
mit ihren jeweiligen Ausgaben eingepflegt. Ältere 
Ausgaben, die bisher nur auf Anfrage erhältlich waren, 
stehen damit unmittelbar zur kostenfreien Nutzung 
bereit. Die jeweils aktuelle Ausgabe einer Veröffent-
lichung wird weiterhin als PDF/A-Datei mit Excel-An-
hang auf der Website des AfS unter www.statistik-ber-
lin-brandenburg.de zum freien Download angeboten. 

Recherche in der Statistischen Bibliothek
Die Statistische Bibliothek ist direkt über die Adresse 
www.destatis.de/GPStatistik/content/below/index.
xml oder über Verlinkungen über die Webseiten der 
Statistischen Ämter des Bundes und der Länder sowie 
des Statistikportals erreichbar. Auf der Einstiegsseite 
kann zwischen der Schnellsuche, der erweiterten 
Suche oder der Volltextsuche gewählt werden (Abbil-
dung 1). Daneben sind über die linke Navigation die 
Internetangebote der Statistischen Landesämter, des 
Statistischen Bundesamtes und des Statistikportals 
erreichbar. In der rechten Navigationsleiste finden 
sich die jeweils zuletzt eingestellten Dokumente. 

Die Schnellsuche ist die einfachste Möglichkeit zu 
recherchieren. Führt diese nicht zum gewünschten 
Erfolg oder sollen die Suchergebnisse eingeschränkt 
werden, bietet die Erweiterte Suche zusätzliche 
Möglichkeiten. Mit Hilfe von weiteren Feldern können 
Metadaten ausgewählt oder kombiniert werden, zum 
Beispiel Angaben zum Herausgeber und/oder der 
Region. Die +/- Felder lassen eine Mehrfachauswahl 
der jeweiligen Felder zu. Die Suchergebnisse sind je 
nach Wunsch variabel darstellbar (Abbildung 2). Als 
dritte Option bietet die Volltextsuche eine Suche nach 
Begriffen und Wortgruppen aus dem gesamten Inhalt 
der Dokumente.

Informationen
Metadaten sind hier übergeordnete 
Daten wie etwa Titel, Herausgeber oder 
Stichwörter, die eine Serie, Monografie 
oder ein konkretes Dokument beschrei-
ben. Beispielhaft sei dies an einem 
Statistischen Bericht erklärt: 
Der Haupttitel lautet Statistische 
Berichte / A / I / 3 / jährlich, der Unter-
titel Bevölkerung, die Periodizität ist 
jährlich. Diese Metadaten werden über 
Pflicht- und optionale Eingabefelder 
im System angelegt. Dem jeweiligen 
Statistischen Bericht werden dann die 
einzelnen Ausgaben angehängt. Diese 
Dokumente erhalten ebenfalls noch 
eigene Merkmale, zum Beispiel das 
Jahr oder das Dateiformat (Ausgabe 
2012, PDF/A). Auch diese Felder sind 
vorgegeben.

Suche nach Publikationen @ GPStatistik
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Amtliche Statistik 

	 ⌜	Amtliche Statistik wird sich behaupten 
Ein Plädoyer für Professionalität

von Dieter Sarreither

Monopole sind eine wunderbare Sache. Wenn man 
Monopolist ist. Für alle anderen sind sie natürlich 
nicht so gut. Jedenfalls nicht, wenn man an die freie 
Marktwirtschaft glaubt, wenn man sich der Preisbil-
dungstheorie nicht ganz verschließt und monopol-
bedingte Wohlfahrtsverluste in Betracht zieht.
Nun behaupte ich, dass wir als Verbund der Statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder der Rolle 
des Monopolisten näher stehen als der eines Pro-
duzenten, den der Wettbewerb des Polypols drückt. 
Wobei sich schon die Frage stellt: Welches Produkt 
bieten wir denn eigentlich an?

Na, „Bundesstatistik natürlich“, werden die Bun-
desstatistiker rufen und die Kollegen in den Statis-
tischen Ämtern der Länder werden, vielleicht nach 
kurzem Zögern, beipflichten. Ja, der Gesetzgeber 
hat dem Statistischen Bundesamt und den Statis-
tischen Ämtern der Länder ein Monopol auf das 
Produkt „Bundesstatistik“ beschert, bei manchen 
Bundesstatistiken hat er sogar das Bundesamt ganz 
allein zum Anbieter bestimmt.

„Ganz allein?“, möchte ich da fragen, in Anlehnung 
an eine beliebte französische Comicreihe. Nein! 
Gleich dem berühmten gallischen Dorf gibt es in 
der Bundesstatistik ein paar Ausnahmen in Form 
von Statistiken, die andernorts erstellt werden, au-
ßerhalb des Verbunds der statistischen Ämter. Sie 
heißen Straßengüterverkehrsstatistik¹, Zahlungsbi-
lanzstatistik² oder Statistik der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten³. Es bleiben aber Ausnahmen, 
die, wie es so schön heißt, die Regel bestätigen.

In der europäischen Statistik nehmen diese Aus-
nahmen schon einen etwas breiteren Raum ein, dar-
auf werde ich gleich zurückkommen.

Für die Datennutzer hat das Beinahe-Angebots-
monopol der Statistischen Ämter des Bundes und 
der Länder durchaus Vorteile. Der Wichtigste lautet: 

„Zahlen aus einer Hand.“ Wer einmal am Telefon des 
Auskunftsdienstes gesessen oder die per Kontakt-
formular minütlich eingehenden Anfragen gesich-
tet hat, der weiß, dass viele Bürgerinnen und Bürger 

riesiges Vertrauen in die Weisheit der amtlichen 
Statistik setzen. Auch wenn wir nicht jedem Vertrau-
ensvorschuss gerecht werden können, versuchen 
die statistischen Ämter des Verbundes dennoch, 
dieses Vertrauen nicht zu enttäuschen. Das Statisti-
sche Jahrbuch ist der alljährliche Versuch, Daten der 
Bundesstatistik mit vielen anderen amtlichen und 
nichtamtlichen Daten so sorgfältig zu kombinieren, 
dass das Gesamtergebnis ebenfalls das Prädikat 

„amtlich“ genießen darf.
Ein weiterer Vorteil des Beinahe-Angebotsmono-

pols der statistischen Ämter: Die Informationen kos-
ten den Bürger relativ wenig. Wir können annehmen, 
dass sich erhebliche Synergien daraus ergeben, dass 
die Statistik in Deutschland stark fachlich konzent-
riert ist, nämlich in speziellen Behörden, eben den 
Statistikämtern.

Nun darf man darüber nicht die Nachteile verges-
sen, die sich aus der Position des Monopolisten er-
geben können. Einer sticht mir ins Auge. Wie stehen 
wir, die statistischen Ämter, etwa zu der Verantwor-
tung, die sich daraus ergibt, dass wir – zumindest 
scheinbar – allumfassend für Statistik zuständig 
sind? Jeder, der in den Ämtern des Verbundes tätig 
ist, kennt die Erfahrung, dass Kritik an der Statistik 
zunächst einmal jeden pauschal trifft, der etwas mit 
Statistik zu tun hat. Das Statistische Bundesamt bie-
tet besonders großzügig Angriffsfläche, die den Lan-
desämtern mitunter auch als Deckung dienen mag 

– das soll ruhig so sein.
Natürlich stehen die statistischen Ämter hinter 

ihrem Produkt und darüber hinaus auch hinter der 
Statistik als Methode. Wir glauben an die aufklären-
de Kraft der zahlenmäßigen Information und an die 
Möglichkeiten, die diese Information den Regieren-

1  	Bundesamt für Güterkraftverkehr 
(BAG)

2  	Deutsche Bundesbank
3  	Bundesagentur für Arbeit (BA)

Die folgenden Ausführungen beinhalten den Wortlaut des Vortrags des Vizepräsidenten des Statistischen 
Bundesamtes, Dieter Sarreither, gehalten im Rahmen des Wissenschaftlichen Kolloquiums „Die amtliche 
Statistik als Grundlage der Wirtschafts- und Sozialberichterstattung – langfristige Entwicklungslinien und 
Zukunftsperspektiven“ am 13. November 2013 anlässlich der Verabschiedung von Dr. Peter Lohauß (Leiter der 
Abteilung Bevölkerung und Regionalstatistik) und Dr. Klaus Voy (Leiter der Abteilung Gesamtwirtschaft und 
des Projekts Zensus 2011) aus dem Amt für Statistik Berlin-Brandenburg. 
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den wie den Regierten eröffnet – so, wie Autover-
käufer zuerst an den Sinn des Autos überhaupt glau-
ben müssen, ehe sie ihr spezielles Modell anpreisen.

Verantwortung für die Qualität eines Produkts 
übernehmen kann aber letztlich nur derjenige, der 
es auch herstellt, der zumindest maßgeblich Ein-
fluss hat auf das Zustandekommen des Produktes. 
Das Statistische Bundesamt übernimmt Verantwor-
tung für die Qualität von Bundesstatistiken. Das ist 
kein Problem, solange diese Statistiken vollständig 
im Statistischen Bundesamt zustande kommen. Es 
sind aber die wesentlichen Schritte getan zu einer 
professionellen Qualitätssicherung. Sie wird in ab-
sehbarer Zeit dazu führen, dass jedes Mitglied im 
statistischen Verbund ohne Vorbehalte die Arbeit 
der anderen Mitglieder verantworten kann, weil un-
tereinander nicht nur Vertrauen herrscht, sondern 
auch Transparenz.

Solche Transparenz wünscht sich die EU auch für 
das Zustandekommen europäischer Statistiken. Nur 
liegt der Fall hier noch etwas anders als in der Bun-
desstatistik. Neben den sogenannten „Nationalen 
Statistischen Ämtern“ in den 28 Mitgliedstaaten, die 
aus EU-Sicht ähnlich wie Landesämter fungieren, 
gibt es je nach Mitgliedstaat noch einen ganzen 
Strauß von Institutionen, die auch europäische Sta-
tistiken produzieren. Das sind die sogenannten „ex-
ternen Datenproduzenten“. In Deutschland gehört 
dazu zum Beispiel KOSIS, ein Verbund städtestatis-
tischer Ämter (Kommunales Statistisches Informati-
onssystem der Städtestatistik). Es gehören auch dazu 
der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft (in 
Form der von ihm getragenen Wissenschaftsstatistik 
gGmbH), das Zentrum für europäische Wirtschafts-
forschung in Mannheim und die Deutsche Bundes-
bank – um nur vier zu nennen.

Diese Produzentenvielfalt macht es dem Statisti-
schen Bundesamt – als „Nationalem Statistischem 
Amt“ – nicht leicht, eine Art Gesamtverantwortung 
für alle Datenlieferungen aus Deutschland zur euro-
päischen Statistik zu übernehmen. Unter den exter-
nen Datenproduzenten muss sich ein „Verbund-Be-
wusstsein“ noch entfalten. 

Transparenz, gerade mit Blick auf die Qualität der 
Statistiken, ist aber essentiell, wenn amtliche Sta-
tistik – in all ihrer Vielfalt, sei es nun Landes-, Bun-
des- oder europäische Statistik – die Grundlage der 
Wirtschafts- und Sozialberichterstattung bleiben 
soll. Das ist auch meine erste Antwort auf die Frage 
dieses Kolloquiums: Wie sieht die Zukunftsperspek-
tive der amtlichen Statistik aus? Dazu habe ich fol-
gende 10 Thesen:

1. Methoden- und Verfahrenstransparenz  
wird zum großen Thema
Grob gesprochen, machen die statistischen Ämter 
drei Dinge: Sie sammeln Einzeldaten, verarbeiten 
sie nach bestimmten Methoden und Verfahren und 

veröffentlichen die Ergebnisse. Was die Einzeldaten 
angeht, waren die Ämter seit jeher zur Geheimhal-
tung verpflichtet, und was die Ergebnistabellen an-
geht, zur Publizität. Die Methoden und Verfahren 
blieben weitgehend Betriebsgeheimnis, auch wenn 
das Postulat der Objektivität einschließt, dass die 
Ämter ihre Ergebnisse methodisch nachvollziehbar 
präsentieren. Hier bahnt sich ein Umbruch an, seit 
sieben Jahren fast unbemerkt, der aber zur Lawine 
werden könnte. Das Anfang 2006 in Kraft getretene 
Informationsfreiheitsgesetz (IFG) gibt Bürgerinnen 
und Bürgern einen wirksamen Anspruch auf Offen-
legung amtlicher Informationen. Für das Statistische 
Bundesamt bedeutet das, dass auch bisher nicht zur 
Veröffentlichung bestimmte Informationen – etwa 
über Verfahren und Methoden – offen gelegt wer-
den müssen. Damit wächst auch der Druck, die ei-
genen Methoden zu rechtfertigen. In den meisten 
Bundesländern gibt es ähnliche Gesetze und für 
die noch ausstehenden Länder4 sind sie zumindest 
langfristig zu erwarten.

2. Externe Auditierung wird üblich werden
Nachdem die statistischen Ämter seit gut zehn Jah-
ren an der Standardisierung ihrer Produktionsabläu-
fe arbeiten, rückt als „zweite Säule“ die Qualität ins 
Blickfeld. Für die nächsten fünf bis zehn Jahre sehe 
ich die Verankerung eines integrierten Qualitäts-
managements in der Datenproduktion als Schwer-
punktaufgabe. Die statistischen Ämter haben da 
auch keine Wahl, weil sie künftig über die Methoden 
und Verfahren viel genauer Rechenschaft werden 
ablegen müssen als bisher. Eine von Eurostat initiier-
te externe Prüfung unter dem Namen „Peer Review“ 
soll in den Jahren 2014 und 2015 stattfinden. Wäh-
rend ein Buchhalter schon immer damit rechnen 
musste, dass der Wirtschaftsprüfer kommt, sind ex-
terne Prüfer in den statistischen Ämtern ein Novum.

3. Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität 
Thematisch werden die statistischen Ämter künftig 
hierzu ein umfassendes (stat.) Gesamtbild bereitstel-
len. Das heißt, die entsprechenden Daten werden 
(wie bisher auch) erhoben, wobei Register- oder Ver-
waltungsdaten noch etwas wichtiger werden könn-
ten als bisher. Die statistischen Ämter werden sich 
allerdings noch intensiver als bisher mit der „Weiter-
veredelung“ dieser Daten zu Indikatoren befassen. 
Damit werden wir uns als Statistiker auch weiter-
entwickeln: vom reinen „Rohdatenlieferanten“ frü-
herer Art hin zu einem stärker als Analyst auftreten-
den Informationsdienstleister, der tiefergehender 
als bisher Interpretationshilfen anbietet. Kurzum: 
die Kernbotschaften hinter den Zahlen – die Ursa-
che-Wirkungs-Zusammenhänge – werden stärker 
in den Vordergrund rücken. Dies umso mehr, wenn 
die Politik ihre quantitativen Ziele einem regelmäßi-
gen Monitoring unterlegt. „Nun sind Indikatoren für 
die amtliche Statistik an und für sich nichts Neues.5 
Doch sind ihre zunehmende Verwendung sowie vor 
allem ihre vielfältige Kombination und nicht zuletzt 
die Bedeutung, welche die nationale und europäi-
sche Politik ihnen beimisst, verbunden mit den Mög-
lichkeiten der elektronischen Datenverarbeitung zur 

4  	Baden-Württemberg, Bayern,  
Hessen, Niedersachsen, Sachsen

5  	Vgl. die Aufgabe des Statistischen 
Bundesamtes in der Nachhaltigkeits-
berichterstattung (www.destatis.de/
nachhaltigkeitsindikatoren).
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Kombination und Aggregation solcher Indikatoren, 
echte Herausforderungen für die Statistik.“6 Diese 
letzten beiden Sätze schrieb schon vor vier Jahren 
Johann Hahlen, bis Ende 2006 Präsident des Statisti-
schen Bundesamtes.

4. Neue Erhebungsdesigns,  
komplexe Methoden und Darstellungen  
Nach dem Motto „wo befindet sich Deutschland, wo 
befindet sich Europa derzeit in Sachen Wachstum, 
Beschäftigung, Wohlstand, Lebensqualität?“. Es geht 
darum, die Wirkung von politischen Maßnahmen 
besser überprüfbar zu machen. Dazu müssen die 
Messgrößen praktikabel, valide und gesellschaftlich 
akzeptiert sein. Darüber hinaus schaffen staatliche 
Maßnahmen unter dem Stichwort „Open Govern-
ment Data“ neue Ausgabekanäle für statistische 
Daten – in Deutschland etwa das vom Bundesinnen-
ministerium entwickelte Internetportal „govdata.de“, 
aber auch die im Rahmen der Geodateninitiative 
GDI.de entstandenen Standards zur Suche und Dar-
stellung von Geodaten (Geodatenviewer im Inter-
net).

Organisatorisch hat dies zur Folge, dass die statis-
tischen Themen (das „Programm“) stärker als bisher 
zusammengeführt werden, es entstehen fachlich in-
tegrierte Querschnittsthemen. Dazu muss der Blick 
immer wieder das statistische Programm als Ganzes 
erfassen. Dabei zeigt sich, dass es Baustellen an ganz 
unterschiedlichen Enden dieses Programms gibt. 
Hier muss die Unternehmensstatistik dem Trend zur 
Globalisierung, zu transnational agierenden Einhei-
ten, gerecht werden. Gleichzeitig versuchen wir, bei 
den Statistiken, welche die privaten Haushalte be-
treffen, die unterschiedlichen Ansätze von EU und 
Bundesstatistik konzeptionell zu vereinen. Die weit-
gehende Konvergenz von Bundes- und EU-Statistik 
in der Wirtschaftsstatistik – sei es nun Agrarsektor, 
Industrie oder Dienstleistungen – ist nämlich in der 
Bevölkerungs- und vor allem in der Sozialstatistik 
noch nicht erreicht.

5. Die statistischen Ämter und die Data 
Warehouse-Philosophie 
Schon vor über 20 Jahren klagte der – nicht nur 
innerhalb der amtlichen Statistik hochgeschätz-
te – Frankfurter Statistikprofessor Heinz Grohmann: 
„Das Bundesstatistikgesetz von 1987 beschränkt (…)
in kaum verständlicher Weise den Datenaustausch 
zwischen den verschiedenen Ebenen der amtlichen 
Statistik, obwohl die Daten dabei in jedem Falle in 
einem ‚abgeschotteten‘ Bereich verbleiben würden. 
Die Folgen sind Unbeweglichkeit, geringe Anpas-
sungsfähigkeit an wechselnde Bedürfnisse, erhöhter 
Aufwand und ungenügende Nutzung der aufwen-
dig erhobenen Daten.“7 Seither hat sich die Handha-

bung von Massendaten so weit verbessert, dass es 
noch weniger einsichtig ist, warum diese nicht stär-
ker geteilt werden sollten. In der Tat ist die gemein-
same Nutzung von Daten seit Anfang der neunziger 
Jahre auch weit vorangekommen und Eurostat ist 
ein mächtiger Verfechter des Gedankens, dass der 
Datenrohstoff als gemeinsames Gut behandelt wer-
den soll. In der europäischen Statistik läuft dazu das 
Projekt „FRIBS“, es steht für die geplante Rahmenver-
ordnung für eine integrierte Unternehmensstatistik, 
deren Entwurf Eurostat im Jahr 2015 vorlegen will. 
Eine Säule dieses Vorhabens ist der verstärkte Aus-
tausch von Mikrodaten. Das setzt natürlich voraus, 
dass dieser Rohstoff und die, die ihn liefern, entspre-
chend behandelt werden müssen. Das bringt mich 
zum nächsten Punkt:

6. Datensicherheit  
in der amtlichen Statistik
Für alle Institutionen, die mit sensiblen Daten ar-
beiten, hat sich das politische Klima seit Beginn der 
NSA-Spähaffäre sehr verschlechtert. Das anschei-
nend berechtigte Misstrauen der Bürger gegenüber 
den jeweiligen Geheimdiensten kann sich leicht auf 
andere staatliche Stellen übertragen, auch auf sta-
tistische Ämter. Deshalb ist es sehr wichtig, auf die 
Zweifel der Bürger an der Sicherheit ihrer Daten eine 
überzeugende Antwort geben zu können. Wir ha-
ben uns im Statistischen Bundesamt damit befasst 
und eine solche Antwort erarbeitet.

Datensicherheit und Datenschutz betreffen aus 
Sicht der Bürger zuerst den Weg der Daten vom Bür-
ger zum statistischen Amt. Auf diesem Weg fließen 
die Daten schon jetzt überwiegend durch elektro-
nische Kanäle. Die Verpflichtung von Unternehmen 
zur Online-Meldung, die zum 1. August 2013 in Kraft 
trat, verstärkt diesen Trend. Wer vom Bürger ver-
langt, dass er das Internet zur Datenübermittlung 
nutzt, muss die Sicherheit dieses Übermittlungswe-
ges gewährleisten. Zwar können wir als statistische 
Ämter nicht garantieren, dass die Daten unserer 
Auskunftspflichtigen nur über Server fließen, die auf 
deutschem Boden stehen. Wir bieten jedoch eine 
Verschlüsselungstechnik, die als sicher anerkannt ist.

Der zweite Bereich ist die sichere Aufbewahrung 
der Daten innerhalb der statistischen Ämter. Hier 
treffen wir alle erforderlichen organisatorischen, 
personellen und technischen Maßnahmen nach den 
Standards des Bundesamtes für Sicherheit in der In-
formationstechnik (BSI). Das BSI prüft auch, ob wir 
diese Standards einhalten.

Ein dritter Bereich, der Ziel der Spionage sein könn-
te: Unsere Veröffentlichungen wichtiger Konjunk-
turdaten, die hohe Marktrelevanz besitzen. Auch 
diesen, erst auf den zweiten Blick sensiblen Bereich 
schützen wir sowohl organisatorisch wie technisch. 

6  Johann Hahlen: „Zur Rolle der amt-
lichen Statistik für eine evidenz- 
basierte Wirtschaftsforschung“. In:  
Empirische Wirtschaftsforschung 
heute. Festschrift für Ullrich Heile-
mann. Stuttgart, 2009. S. 3–17. 

7  Heinz Grohmann: „Zur gesellschaft-
lichen Funktion der amtlichen Stati-
stik“. In: Statistik in bewegter Zeit. 
Festschrift für Egon Hölder. Stuttgart, 
1992. S. 3–29. S. 21f.
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Alle drei Bereiche verdienen auch in den Statisti-
schen Ämtern der Länder höchste Aufmerksamkeit. 
Datensicherheit ist zuerst ein Anspruch, den die 
Statistikämter an sich selbst erheben müssen. Die 
Abstimmung eines gemeinsamen Sicherheitskon-
zeptes zum Zensus war ein wichtiger Schritt in die 
richtige Richtung. Wenn wir Maßnahmen ergreifen, 
sollten diese behördenübergreifend, vollständig 
und gleichwertig sein. Sichere Anwendungen, ein 
klares Rollen- und Berechtigungsmanagement mö-
gen im Einzelfall Mehraufwand und Komforteinbu-
ßen bedeuten. Ob sie von den Beschäftigten trotz-
dem akzeptiert und angewandt werden, hängt von 
deren Sicherheitsbewusstsein ab und, wie erwähnt, 
vom Anspruch, den die Beschäftigten der amtlichen 
Statistik als Wahrer des Statistikgeheimnisses an sich 
selbst stellen. Das Statistikgeheimnis ist auch der 
Ausgangspunkt meiner siebten These:

7. Big Data –  
doch kein Hype in der amtlichen Statistik?
Zuerst war das Wort in IT-Fachzeitschriften zu lesen, 
dann schaltete IBM Anzeigen in der Massenpresse, 
vor einem Jahr erklärte es der IT-Branchenverband 
Bitkom zum Trend und inzwischen hat es „Big Data“ 
auf die Tagesordnung internationaler Statistikkon-
gresse geschafft. Die Jahrestagung der Leiter der 
Statistikämter der EU-Mitgliedstaaten im vergange-
nen September in Den Haag beschäftigte sich sogar 
schwerpunktmäßig mit diesem Thema. Worum geht 
es? Ich lasse zuerst die deutsche Wikipedia sprechen: 

„Big Data bezeichnet den Einsatz großer Datenmen-
gen aus vielfältigen Quellen mit einer hohen Verar-
beitungsgeschwindigkeit zur Erzeugung wirtschaft-
lichen Nutzens. (…) Staatliche Stellen erhoffen sich 
bessere Ergebnisse in der Kriminalistik und Terroris-
musbekämpfung.“ Die englische Wikipedia definiert 
deutlich anders, ich versuche eine Übersetzung: „Big 
Data bezeichnet eine Sammlung von Datensätzen, 
die so groß und komplex ist, dass sie mit herkömm-
lichen Datenverarbeitungs-Anwendungen oder 
gängigen Datenbankverwaltungs-Werkzeugen nur 
schwer zu verarbeiten ist.“ 

Es geht dabei um Datensätze im Exabyte-Bereich. 
Solche Datenmengen sammelt man nicht per Mik-
rozensus-Fragebogen. Es gibt sie vor allem deshalb, 
weil heute immer mehr Vorgänge computergestützt 
ablaufen und dabei haufenweise sogenannte Pro-
zessdaten anfallen. Die schon erwähnten Anzeigen 
von IBM boten eine gute Erklärung, worum es bei 
„Big Data“ geht: Weil es immer leichter technisch 
möglich ist, diese Datenmengen zu untersuchen 

– auf Korrelationen –, wird es auch getan, in der 
Hoffnung, aus diesen Datenmengen Informationen 
herauszufiltern, die vorher in einem „Rauschen“ un-
tergingen. Kurz: Big Data als Methode der Datenver-

arbeitung soll helfen, hinter lauter Bäumen wieder 
den Wald zu erkennen – und der Wald das sind vor 
allem Kundenstrukturen und Kundenwünsche.

Soweit noch keine Rede von amtlicher Statistik. 
Doch die hat sich in der erwähnten Tagung in Den 
Haag eindeutig positioniert: Die statistischen Ämter 
in Europa, so heißt es in einem Memorandum, soll-
ten eine Strategie zum Umgang mit „Big Data“ ent-
wickeln. Eine Arbeitsgruppe dazu ist eingesetzt.

Mir scheint aber eine Unterscheidung ganz wich-
tig: Die Variante von „Big Data“, auf die sich Mar-
ketingleute und universitäre Grundlagenforscher 
gemeinsam stützen, beruht darauf, eine riesige Da-
tenmenge mit Hilfe gewisser Algorithmen auf Ver-
dacht zu untersuchen – in der Hoffnung, Korrelatio-
nen zu finden, die sich sinnvoll interpretieren lassen. 
Es existiert also nicht unbedingt eine Vorab-Hypo-
these, die mit der Analyse bestätigt oder falsifiziert 
werden soll.

Die amtliche Statistik, zumindest in Deutschland, 
arbeitet genau andersherum: Hier existiert eine 
Untersuchungshypothese, zu der anschließend die 
passenden Daten besorgt – also erhoben – werden 
müssen. Solange wir nicht wissen, was wir in den 
Daten suchen sollen, bekommen wir sie erst gar 
nicht. Alles andere nennt sich Vorratsdatenspeiche-
rung und ist laut Volkszählungsurteil verfassungs-
widrig. Wie kann sich die amtliche Statistik also auf 
„Big Data“ einlassen? Indem wir zur Kenntnis neh-
men, dass innerhalb der amtlichen Statistik unter 

„Big Data“ im Wesentlichen die großen und schnell 
wachsenden Datenbestände verstanden werden, 
darunter oft die sogenannten „Prozessdaten“. Diese 
können, wenn sie im Zusammenhang mit der staatli-
chen Verwaltung entstehen, „Verwaltungsdaten“ im 
herkömmlichen Sinne sein. Die von der Toll Collect 
GmbH gesammelten Mautdaten wären ein Beispiel. 
Es können aber auch Prozessdaten innerhalb der 
Wirtschaft entstehen, das wären dann gewisserma-
ßen „kommerzielle Verwaltungsdaten“. Beispiel: Pro-
tokolldateien der Telekommunikationsanbieter, der 
Logdateien von Webseiten, von RFID-Sensoren und 
so weiter. Wenn also Big Data ein Trend in der amtli-
chen Statistik ist, dann in einem etwas anderen Sinne 
als in der Wirtschaft, die in der Datenauswertung das 
macht, was technisch möglich ist. Die statistischen 
Ämter werden darüber hinaus auch künftig fragen 
müssen, ob das, was technisch möglich ist, rechtlich 
zulässig ist. Von dieser Zulässigkeit abgesehen, gibt 
es auch fachlich gute Gründe, zu bezweifeln, dass 
viele heute verfügbare „Big Data“-Quellen statistisch 
geeignet sind.8

8  So ein Tenor der 10. wissenschaft-
lichen Tagung der Arbeitsgemein-
schaft sozialwissenschaftlicher Insti-
tute (ASI) und des Arbeitskreises 
Deutscher Markt- und Sozialfor-

schungsinstitute (ADM) mit dem The-
ma „Soziale Medien – Gegenstand 
und Instrument der Forschung“ im 
Statistischen Bundesamt vom  
27.–28. Juni 2013.
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8. Professioneller Umgang  
mit den Auskunftspflichtigen
Die amtliche Statistik hat keine Bestandsgarantie. So, 
wie einige Bundesländer seit der Jahrtausendwen-
de ihre statistischen Institutionen deutlich verän-
dert haben,9 kann auch auf Bundesebene niemand 
garantieren, dass es in 20 Jahren ein Statistisches 
Bundesamt nach heutiger Fasson geben wird. Wenn 
es die Statistischen Ämter des Bundes und der Län-
der dann noch geben sollte, kann es nur an deren 
speziellen Qualitäten liegen. Als da sind: Verpflich-
tung zur Objektivität, zur Neutralität, vor allem aber 
zur Gesetzmäßigkeit. Indem die Ämter in den ver-
gangenen Jahren ihre Dienstleistungsfunktion be-
tont haben, mag ihre Rolle als „Eingriffsverwaltung“ 
etwas in den Hintergrund getreten sein. Es ist aber 
klar, dass ein so mächtiges Instrument wie die Aus-
kunftspflicht, das uns der Gesetzgeber an die Hand 
gegeben hat, durch entsprechenden Schutz der 
Befragten abgefedert werden muss, wenn unsere 
Arbeit verfassungsgemäß bleiben soll. Ein sorgfältig 
praktiziertes, verlässliches Verwaltungshandeln ist 
deshalb Ausdruck des Respekts vor dem Bürger, der 
uns als Auskunftspflichtiger gegenübertritt. Ein sol-
ches korrektes Verwaltungshandeln muss integraler 
Teil der Qualitätsarbeit in der Statistikproduktion 
sein. Verlässliches Handeln zeigt sich auch im Wah-
ren von Form und Fristen, in umgehender Reaktion 
auf Äußerungen der Auskunftgebenden. Die Bürger 
sollen wissen und spüren, dass die statistischen Äm-
ter eben keine kommerziellen Datensammler mit 
Betriebsgeheimnissen sind, sondern nachvollzieh-
bar an Gesetz und Recht gebundener Teil der Exeku-
tive. Wir sind nicht Google.

9. Umgang mit knappen Personalressourcen 
Wie sollen die statistischen Ämter mit den chro-
nisch knappen Ressourcen umgehen, vor allem mit 
den Personalressourcen? Die Fakten sprechen für 
sich, ich gebe ein Beispiel für das Bundesamt: Laut 
Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2014, der 
am 26. Juni 2013 vom Kabinett verabschiedet wurde, 
wurden die Sondertatbestände aller Behörden des 
Geschäftsbereichs für den Haushalt 2014 abgelehnt. 
Für das Statistische Bundesamt gab es allerdings 
zwei Ausnahmen: Für die Statistiken zur Grundsiche-
rung und zum neuen Betreuungsgeld ist im Regie-
rungsentwurf Personal wie geplant enthalten. Aber 
nur, weil dies bereits im Voraus zwischen den betei-
ligten Ministerien (BMAS, BMFSFJ, BMI und BMF) so 
ausgehandelt war.

Das alltägliche Geschäft müssen die statistischen 
Ämter mit tendenziell sinkenden (realen) Mitteln be-
wältigen. Die Erwartungen sind da inzwischen nicht 
anders als in der Industrie, wo die Aktionäre Produk-
tivitätszuwächse als selbstverständlich erachten. 
Das Motivieren, Fortbilden und der flexible Einsatz 
unserer Beschäftigten werden in den nächsten Jah-
ren darüber entscheiden, ob die statistischen Ämter 
ihre Aufgaben noch wie gewohnt erledigen können 

– oder ob Verzögerungen wie zuletzt bei der Veröf-
fentlichung der Zensusergebnisse zum unrühmli-
chen Markenzeichen des statistischen Verbundes 
werden.

10. Verbundstrategie
Angesichts dieser schwierigen Rahmenbedingun-
gen sollten es sich die statistischen Ämter nicht 
zusätzlich künstlich schwer machen, indem Ent-
scheidungen in die Länge gezogen oder gar nicht 
getroffen werden. Ich bin froh, dass wir in der Ab-
stimmung innerhalb des Verbundes seit Einrichtung 
eines neuen Gremiums unterhalb der Amtsleiter- 
ebene deutlich vorangekommen sind. Das Gremi-
um mit dem etwas sperrigen Namen „Abteilungs-
leitungsgremium Fachstatistik“, kurz „ALG-FS“ ist 
eine Art „kleine Amtsleiterkonferenz“ und tagt seit 
Anfang 2011. 

Unter meinem Vorsitz besprechen dort die stell-
vertretenden Amtsleitungen beziehungsweise die 
Abteilungsleitungen aus den Landesämtern jene 
Fragen, die in Referentenbesprechungen offen ge-
blieben sind und ansonsten bei den Amtsleitern 
landen würden. Darüber hinaus bereiten wir einige 
statistikübergreifende Themen für die Amtsleiter-
konferenz vor. Dazu braucht es Frauen und Männer, 
die Fachleute sind, die in ihren Ämtern etwas zu sa-
gen haben und denen viel daran liegt, dass Statis-
tiken zuerst einmal professionell gemacht werden. 
Außerdem sind eine ausgleichende Art und ein sym-
pathischer, aber nicht langweiliger Charakter sehr 
wertvoll, um die Sitzungen gut zu überstehen. Das 
AfS war dort bisher bestens vertreten durch den lie-
ben Kollegen Dr. Lohauß. Ich will ihm hier nicht nur 
im Namen des Verbundes, sondern auch als Vorsit-
zender des ALG-FS herzlich danken.

Neben vielen Fortschritten in Einzelfragen, die 
sich das ALG-FS zurechnen darf, hat dieses Gremi-
um auch geholfen, einen Konsens in strategischen 
Fragen zu erreichen, der meines Erachtens bahn-
brechend ist. Vorige Woche, am 5. November, hat 
die Amtsleiterkonferenz rund 30 Maßnahmen be-
schlossen, die eine – ebenfalls im Konsens beschlos-
sene – Reihe von Zielen unterstützen sollen. Diese 
Maßnahmen reichen von der Evaluation des Zensus, 
die für 2014 höchste Priorität genießt, bis zur Umset-
zung des Reformprojekts „Weiterentwicklung des 
Systems der Haushaltsstatistiken“.

Weil aber ein gemeinsames Bekenntnis besser 
funktioniert, wenn ein Minimum an Kontrolle dahin-
ter steht, hat das ALG-FS die zentrale Beobachtung 
der Maßnahmen übernommen und es berichtet der 
ALK über den Fortschritt der Maßnahmen. Das ist 
meiner Meinung nach ein richtiger Schritt: die Kräf-
te auf bestimmte Maßnahmen zu konzentrieren und 
sich nicht im „Klein-Klein“ zu verzetteln. Natürlich 
steht und fällt dieser Ansatz damit, dass sich alle Be-
teiligten auch daran halten. Je besser diese Strategie 
den Verbund durchdringt, desto besser wird unter 
anderem auch unsere Performance als deutsches 
statistisches System im 2014 zum erwähnten „Peer 
Review“ sein.

9  Fusion Hamburg und Schleswig- 
Holstein 2004, Berlin und Branden-
burg 2007, z. T. Umwandlung in Lan-
desbetriebe (Nordrhein-Westfalen, 
Saarland), aber auch gegenläufige 
Entwicklungen (Statistik wieder als 
obere Landesbehörde in Niedersach-
sen). 
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Meine wesentlichen Aussagen mit Blick auf den 
Titel dieses Kolloquiums kurz zusammengefasst:
Die amtliche Statistik bleibt Grundlage der Wirt-
schafts- und Sozialberichterstattung,
•    wenn die statistischen Ämter sich nicht als Mono-

polisten benehmen, weil sie das genau genommen 
nicht einmal sind;

•    wenn die Produzenten amtlicher Statistiken bei 
aller institutionellen Vielfalt darauf achten, dass 
die Öffentlichkeit Transparenz über das Zustande-
kommen auch jener Sta-
tistiken braucht, die das 
Statistische Bundesamt 
oder Eurostat gar nicht 
oder nicht vollständig 
selbst produzieren;

•    wenn alle Produzenten 
sich einig sind, dass ihre 
Statistiken Teil eines um-
fassenden statistischen 
Programms sind, das der 
Koordinierung bedarf;

Dieter Sarreither,  Diplom-Mathematiker,  
ist Vizepräsident des Statistischen  
Bundesamtes und stellvertretender  
Bundeswahlleiter. 
Zuvor war er IT-Direktor und Direktor  
der Abteilung Informationstechnik,  
Mathematisch-statistische Methoden 
im Statistischen Bundesamt.

•    wenn die Produzenten das Statistikgeheimnis – ge-
rade in seiner deutschen Form – nicht als Hindernis 
begreifen, sondern als Alleinstellungsmerkmal;

•    wenn sich alle Beschäftigten der Statistikprodu-
zenten einig sind, dass sie persönlich zur Qualität 
der Statistik beitragen können, wenn sie den Willen 
zur Professionalität haben, und zwar zur Professi-
onalität als Statistiker ebenso wie als Verwaltungs- 
beamte;

•    wenn die Statistikproduzenten weiterhin gemein-
sam Prioritäten setzen, Stichwort „Verbundstrate-
gie“.
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Bevölkerung

	 ⌜	Die Darstellung der Lebensformen von Frauen und Männern  
		  in der amtlichen Statistik 

Historische Veränderungen, aktuelle Ergebnisse und zukünftige Entwicklung

von Peter Lohauß

Eine Kurzfassung dieses Beitrages wurde im Rahmen des Wissenschaftlichen Kolloquiums des Amtes für Statistik 
Berlin-Brandenburg „Die amtliche Statistik als Grundlage der Wirtschafts- und Sozialberichterstattung –  
langfristige Entwicklungslinien und Zukunftsperspektiven“ am 13. November 2013 in Berlin als Vortrag gehalten.

Die amtliche Bevölkerungsstatistik beschreibt grund- 
legende Kategorien der Lebensverhältnisse von 
Männern und Frauen. Die Daten der Bevölkerungs-
fortschreibung gehören zu den am längsten unver-
ändert geführten Zeitreihen der amtlichen Statistik. 
Da die Lebensformen von Männer und Frauen sich 
im Laufe der Geschichte stark verändert haben, stellt 
sich die Frage, wie weit die Bevölkerungsstatistik 
diesen Wandel adäquat erfassen kann. In diesem 
Beitrag werden die neuen, ab 2014 eingeführten 
kategorialen Veränderungen der statistischen Erfas-
sung der Lebensformen in der Bevölkerungsstatis-
tik zum Anlass genommen, um einige Aspekte der 
historischen statistischen Beschreibung der Lebens-
verhältnisse von Männern und Frauen darzustellen. 
Im Mittelpunkt steht dabei die Frage, wie sich die 
Gleichstellung von Männern und Frauen entwickelt 
und in welchen Kategorien der statistischen Erfas-
sung sie dargestellt wird. 

Personenkonzept und Volkszählung  
in der Geschichte
Die Grundlage der amtlichen Bevölkerungsstatis-
tik sind die Volkszählungen. Mit der Gründung des 
Deutschen Reiches 1871 wurde erstmals die Bevöl-
kerung nach vereinheitlichter Methode erfasst. 1875 
wurde erneut gezählt und dabei eine Methode ein-
geführt, die die traditionellen Auffassungen von der 
Einbindung der Männer und Frauen in Familien und 
Haushalten überwand. In früheren Zählungen war 
die Erhebungsgrundlage der ganze Haushalt bzw. 
die bis Mitte des 19. Jahrhunderts noch als „Familie“ 
bezeichnete Gruppe der zusammen wirtschaften-
den verwandten und nicht-verwandten Personen. 
Die einzelne Person war hingegen noch keine Erhe-
bungseinheit. Dies entsprach den weitgehend auf 
persönlichen Abhängigkeiten beruhenden sozialen 
Beziehungen von Männern und Frauen sowie in-
nerhalb der zusammen wirtschaftenden Einheiten. 

Erst in der Folge der Durchsetzung der modernen 
Staatlichkeit wurden Menschen als Person und 
Staatsbürger definiert und die altständischen Ge-
sellschaftsformen durch Rechtsförmigkeit und staat-
liches Gewaltmonopol abgelöst.1 Dies fand seinen 
Ausdruck schließlich in dem durch den Preußischen 
Staat eingeführten Civil- oder Personenstand – im 
Reichsgesetz über die Beurkundung des Personen-
stands und die Eheschließung vom 6. Februar 1875 –, 
der die Menschen als individuelle Personen und 
Staatsbürger erfasste. Mit der amtlichen Beurkun-
dung von Geburt und Tod sowie der Eheschließung 
und der Einführung der Ehescheidung durch die da-
für eigens gegründeten Standesämter wurden die 
Kirchen aus ihrer traditionellen Vorherrschaft über 
die Formen des Zusammenlebens zurückgedrängt. 
Auch die Sonderrechte des Hausherrn über die ihm 
untergeordneten familienfremden Personen wur-
den Schritt für Schritt beseitigt.

Das bedeutete aber nicht, dass die Personen auch 
als Gleiche erfasst wurden. Frauen und Männer 
wurden grundsätzlich über ihren Personenstand 
definiert, der je nach Geschlechtsrolle höchst un-
terschiedliche Pflichten und Rechte vorsah. Die Ehe 
wurde nun staatlicherseits als Institution mit beson-
deren Rechten vor anderen Lebensformen ausge-
zeichnet. In der Beziehung der Geschlechter war die 
Ausgestaltung der Rechte der Personen nicht gleich, 
die bürgerlichen Rechte konzentrierten sich auf die 
Ehemänner und Familienväter.

Doch indem so die Menschen nicht mehr allein in 
ihren traditionellen Zusammenhängen des „ganzen 
Hauses“ gesehen wurden, wurde es erforderlich, 
ihre individuelle Stellung im Haushalt zu definieren. 

1  Vgl. R. Kosselleck: „Die Auflösung des 
Hauses als ständischer Herrschafts-
einheit“; in ders.: „Begriffsgeschich-
ten“, S. 465-458. Frankfurt am Main 
2010.
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In der Volkszählung von 1875 wurde deshalb für jede 
einzelne Person beschrieben, in welchem verwandt-
schaftlichen oder sonstigem Verhältnis sie zu einem 
festzulegenden Haushaltungsvorstand stand. Erst-
mals wurden Zählkarten für jede einzelne Person 
angelegt und somit jede einzelne Person individu-
alisiert erfasst.2 Mit dem Zählkonzept der ortsansäs-
sigen Bevölkerung wurden alle auch nur vorüberge-
hend im Haushalt anwesenden Personen gezählt. 

Bevölkerungsfortschreibung als Statistik  
des Verwaltungsvollzugs
Das statistische Konzept der Volkszählungen ließ 
eine sehr differenzierte Beschreibung der Bevölke-
rung zu einem gegebenen Stichtag zu. Zwischen 
den wegen des hohen Aufwands nur in längeren 
Zeitabschnitten durchzuführenden Volkszählungen 
wurde der Bevölkerungsstand nach einem verein-
fachten Verfahren mit wenigen Merkmalen der Ge-
burten, der Sterbefälle sowie der Zu- und Fortzüge 
fortgeschrieben.

Seit Beginn der systematischen Bevölkerungssta- 
tistik als auf den Volkszählungen aufbauenden Fort-
schreibungen der Bevölkerungsbewegung wur-
de das Zusammenleben von Personen durch den 
Familienstand der Männer und Frauen definiert. 
Dabei war die Ehe von Mann und Frau die einzige 
anerkannte und registrierte Lebensform und der 
Ehestand die Institution, auf die hin alle Merkma-
le der statistischen Erfassung ausgerichtet waren. 
Die entsprechenden Merkmale – ledig, verheiratet, 
geschieden und verwitwet – bildeten neben Ge-
schlecht, Alter und Staatsangehörigkeit die Kate-
gorien der statistischen Fortschreibung. Historisch 
wurden solche Angaben zunächst in den Kirchen-
büchern und deshalb auch ausschließlich für die 
Kirchenmitglieder erfasst. Erst mit dem preußischen 
Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes 
und die Eheschließung vom 6. Februar 1875 wurde 
die Beurkundung des Personenstands zur allgemei-
nen staatlichen Aufgabe. Bis zum Jahr 2009 konn-
ten Trauungen nach katholischem, evangelischem, 
jüdischem oder islamischem Ritus erst nach einer 
zivilrechtlichen Heirat stattfinden. Mit der zivilrecht-
lichen Ehe wurde es auch Paaren, die nicht der glei-
chen oder gar keiner Religionsgemeinschaft ange-
hörten, möglich, eine Ehe zu schließen. 

Die Ausweisung des Familienstands in der Be-
völkerungsfortschreibung betrifft ausschließlich 
die Verwandtschaft ersten Grades und lässt weite-
re Verwandtschaftsverhältnisse unberücksichtigt. 
Damit wird der Blick verengt auf die Kernfamilie in 
Zwei-Generationen-Haushalten (Vater, Mutter, Kin-
der). Die weiteren Familienangehörigen und andere 
Formen des Zusammenlebens als die Kernfamilie 
werden in der Statistik der Bevölkerungsbewegung 
(Geburten, Sterbefälle, Wanderungen) und in der 
Bevölkerungsfortschreibung nach Familienstand 
nicht erfasst.

Daneben war in Preußen bereits ab 1842 das Mel-
dewesen geregelt, das eine polizeiliche Erfassung 
der ortsansässigen und fremden Bevölkerung vor-
sah. Da die Meldebehörden auch die Angaben über 
Geburten, Eheschließungen, Ehescheidungen und 
Todesfälle von den Standesämtern erhielten, konn-
ten sie in den kommunalen Einwohnerregistern ein 
Register der in der Gemeinde gemeldeten Personen 
anlegen. Die Einwohnerregister enthalten also alle 
Informationen, aus denen die Bevölkerungsstatistik 
erstellt wird. 

Aufgrund der Meldungen der Standesämter über 
Geburten, Eheschließungen und Sterbefälle, Anga-
ben zu Ehescheidungen sowie der Angaben der po-
lizeilichen Meldebehörden über Zu- und Abmeldun-
gen aus den Gemeinden konnten die Statistikämter 
eine amtliche laufende Bevölkerungsstatistik führen. 
Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts wird somit auf 
der Grundlage der jeweiligen Volkszählungen als 
der eigentlichen statistischen Basis die laufende 
Bevölkerungsstatistik mit Angaben aus dem poli-
zeilichen und standesamtlichen Verwaltungsvollzug 
fortgeführt. Da die Einwohnerregister nicht mit den 
Volkszählungsergebnissen abgeglichen werden, 
werden dort die im Laufe der Bearbeitung entste-
henden fehlerhaften Angaben nicht korrigiert. Die 
Zählung der Bevölkerung aus Einwohnerregistern 
und aus der Bevölkerungsfortschreibung weist im 
Vergleich somit immer leichte Differenzen auf, ob-
wohl die Datenquellen für beide die gleichen Ver-
waltungsdaten sind.

Die Begriffe der laufenden Bevölkerungsstatistik 
sind somit nicht in erster Linie aufgrund statistischer 
Zweckmäßigkeit festgelegt, sondern folgen den je-
weiligen staatlichen Zwecken der polizeilichen und 
standesamtlichen Erfassung. Dies betrifft insbeson-
dere die örtliche Zurechnung der Bevölkerung nach 
dem im Meldewesen definierten Haupt- bzw. Ne-
benwohnsitz und die Definition und Erfassung der 
Fremden als Ausländer und ortsfremde Bevölkerung. 
Während in den frühen Volkszählungen die amtliche 
Statistik selbst definierte, wen sie der ortsansässi-
gen oder ortsfremden Bevölkerung zurechnete und 
somit eine dem tatsächlichen Aufenthalt an einem 
Orte entsprechende Erhebung durchführen konnte, 
registriert die laufende Statistik lediglich die erfolg-
ten polizeilichen An- und Abmeldungen sowie die 
meldebehördlichen Feststellungen von Haupt- und 
Nebenwohnsitzen.

Historische Veränderungen der Bevölkerung 
nach Familienstand
Die Definition des Familienstands ist von Anfang 
an keine bloß statistisch beschreibende Einteilung, 
sondern eine gesellschaftlich wirksame Norm, die 
die Formen des menschlichen Zusammenlebens 
rechtlich verbindlich nach den vorherrschenden re-
ligiösen und wertgebundenen Vorstellungen regelt. 
Andere Lebensformen von Paaren als die Ehe von 
Mann und Frau waren rechtlich nicht zugelassen 
und gesellschaftlich geächtet. Tatsächlich praktizier-
te andere Lebensformen von Paaren blieben mehr 
oder weniger im Verborgenen und wurden von der 
amtlichen Statistik auch nicht als solche erfasst.

2  Berliner Städtisches Jahrbuch für 
Volkswirtschaft und Statistik. Dritter 
Jahrgang. Herausgegeben von 
Richard Böckh. Berlin 1877, S. 1 ff.
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3	 Ebd. S. 12 ff.
4	 L. M. Peschel-Gutzeit: „Die Entwick-

lung des Familienrechts in der BRD“. 
Vortrag im Forum Berlin der Fried-
rich-Ebert-Stiftung, http://www.
fes-forumberlin.de/pdf_2008/Vor-
trag_Peschel-Gutzeit.pdf 

Die Auswertung der Volkszählung 1875 nach dem 
Alter, Geschlecht und Familienstand in Berlin ergibt, 
dass ab dem Alter von 50 Jahren rund 88 % der Män-
ner und Frauen verheiratet, verwitwet oder geschie-
den waren und insgesamt 96 % der Bevölkerung 
einer christlichen Kirche angehörten.3 Ledige waren 
in der Regel die Kinder der Eheleute. Von daher kann 
man sagen, dass der Familienstand als Kategorie tat-
sächlich die Lebensverhältnisse der großen Mehr-
heit der Bevölkerung beschrieb. Erwachsene Frauen 
waren so gut wie immer Ehefrauen oder Witwen 
und erwachsene Männer so gut wie immer Ehemän-
ner oder Witwer. 

Männer und Frauen waren in der Rechtsordnung 
des Deutschen Reichs ausdrücklich nicht gleich-
gestellt, sondern hatten je spezifische Rechte und 
Pflichten. Hierzu zählten unter anderen: Die Ehe-
frauen durften den Wohnsitz nicht bestimmen; sie 
waren verpflichtet, im Hauswesen und Geschäft 
des Mannes mitzuarbeiten; sie durften nicht selbst 
entscheiden, erwerbstätig zu sein. Taten sie es doch, 
durfte der Ehemann ihr Arbeitsverhältnis kündigen, 
ohne sie zu fragen. Alle Güter, auch die von der Frau 
in die Ehe mitgebrachten, oblagen der alleinigen 
Verfügung des Ehemannes, dieser hatte auch die 
letzte Entscheidung im Sorgerecht über die Kinder.

Als im Mai 1949 in der Bundesrepublik Deutschland 
das Grundgesetz in Kraft trat, erwiesen sich die we-
sentlichen Bestimmungen des Familienrechts über 
Männer und Frauen wegen des Verstoßes gegen 
den Gleichheitsgrundsatz als verfassungswidrig.4 
Sie sind seitdem erst überaus zögerlich und schritt-
weise verfassungskonform ausgestaltet worden, 
vor allem mit dem Gleichberechtigungsgesetz 1958, 
dem Eherechtsreformgesetz 1977, dem Unterhalts-
änderungsgesetz von 1986, dem Einigungsvertrag 
1990 – nach dem im Westen die Amtspflegschaft 
für die Kinder alleinerziehender Mütter abgeschafft 
wurde –, der Kindschaftsrechtsreform von 1998 und 
vielen weiteren Änderungen bis in jüngster Zeit.

Von der Bevölkerung Berlins waren 1871 rund 
32,0 % der Frauen und Männer verheiratet und 140 
Jahre später, im Jahr 2011, finden wir fast genau die 

gleiche Größe wieder. Aber diese Übereinstimmung 
ist nur zufällig, die Relationen in der Verteilung des 
Familienstandes haben sich für Männer wie für Frau-
en sehr beträchtlich verändert. Für die Bevölkerung 
insgesamt sind die wichtigsten Einflussfaktoren:
1. 	 Die demographische Veränderung des Alters- 

aufbaus 
	 Der rückläufige Anteil der Kinder führt zu einer 

Abnahme des Anteils der Ledigen.
2. 	Historisch-politische Einflüsse
	 Die Entwicklung verlief zwischen 1945 und 1989 

in der DDR und der Bundesrepublik deutlich un-
terschiedlich. In beiden Teilen Deutschlands aber 
wuchsen erst mit den Geburtsjahrgängen ab 1945 
Generationen heran, die nicht durch Kriege dezi-
miert wurden. Bis in die sechziger Jahre des vori-
gen Jahrhunderts waren bis zu einem Fünftel aller 
Frauen Witwen. 

3. 	Die Veränderungen der Lebensformen
	 Mit der historischen Herausbildung der moder-

nen Mittelklassengesellschaft in Deutschland 
steigt der Anteil der Verheirateten bzw. verheira-
tet gewesenen Frauen zwischen 50 und 60 Jahren 
an allen Frauen dieser Altersgruppe auf mehr als 
90 %. Erst mit dem gesellschaftlichen Wandel zur 
individualisierten Marktgesellschaft in der Bun-
desrepublik seit den Neunziger Jahren des letz-
ten Jahrhunderts fällt der Anteil der Verheirate-
ten signifikant zugunsten der Ledigen. Im Osten 
Deutschlands kommen diese gesellschaftlichen 
Veränderungen nach der Wiedervereinigung 1989 
beschleunigt zum Tragen. Der Anteil der Geschie-
denen wächst kontinuierlich und steigt bis auf ein 
Fünftel der Männer und Frauen. Das Heiratsalter 
verschiebt sich stark nach oben. 

4. 	Die Veränderungen der Lebensformen  
zwischen den Generationen

	 Nach 1990 steigt der Anteil der Ledigen bei unter 
30-Jährigen sprunghaft auf heute über 90 % an. 
Die rückläufige Bedeutung der Ehe für die jünge-
re Generation war im Westen schon Anfang der 
neunziger Jahre deutlich. In der DDR waren durch 
das gesellschaftlich-politische Umfeld frühe Hei-

raten und Familienbildungen 
begünstigt, die Veränderun-
gen traten nach der Wieder-
vereinigung umso schneller 
ein.

Anhand von Daten aus den 
Volkszählungen 1871, 1925, 
1961 sowie der Bevölkerungs-
fortschreibung seit 1991 wer-
den diese Veränderungen 
über größere Zeiträume hin-
weg für Berlin nachgezeich-
net (Abbildung 1), wobei für 
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1961 nur Berlin-West ausgewiesen ist und 1991 die 
Werte für Berlin-West und Berlin-Ost getrennt ange-
geben werden.

Die Bevölkerungsstatistik aus den siebziger Jahren 
des 19. Jahrhunderts zeigt, dass damals fast 70 % der 
eheschließenden Frauen zwischen 20 und 30 Jahre 
alt waren. Nach dem „Civilstande“ untergliedert hei-
rateten in 82 % der Fälle „Junggesellen“ „Jungfrauen“. 
Um zu beurteilen, wie verbreitet die Ehe als Famili-
enstand war, betrachten wir die Angaben für Frauen 
im Alter von 50 bis unter 60 Jahren, denn sie zeigen 
weitgehend die Verteilung des Familienstandes 
an, die im Lebensverlauf erreicht wird. Im Jahr 1871 
waren in dieser Altersgruppe nur 12,0 % der Frauen 
noch ledig, 88 % waren verheiratet oder verheiratet 
gewesen, wobei die Witwen mit 33,6 % einen außer-
ordentlich hohen Anteil ausmachten und Geschie-
dene mit 2,2 % noch nicht ins Gewicht fielen. 

Von 1871 bis 1961 blieb der Anteil der Ledigen an 
den Frauen von 50 bis unter 60 Jahren ungefähr 
gleich hoch. Von 1925 bis 1961 waren nur noch ein 
Fünftel von ihnen Witwen, der Anteil der Geschiede-
nen nahm langsam zu. Anfang der neunziger Jahre 
finden sich für diese Altersgruppe im Osten wie im 
Westen Berlins recht ähnliche Strukturen. Der Anteil 
der Verheirateten erreicht mit rund 69 % im Osten 
bzw. 67 % im Westen den historischen Höchststand. 
Der Anteil der Verwitweten ist bei dieser zwischen 
1930 und 1940 geborenen Generation, die ihr er-
wachsenes Leben im Frieden verbringen konnte, auf 
etwa 7 % bis 9 % gesunken, der Anteil der Geschie-
denen steigt weiter auf rund 16 % bis 18 %, schließ-
lich sind nur noch rund 6 % bis 8 % ledig.

In den neunziger Jahren dann kehrt sich die his-
torische Abnahme der Ledigen in der älteren Frau-
engeneration um und ihr Anteil steigt bis 2011 auf 
beachtliche 18 %; hinzu kommt, dass die Zahl der 
Geschiedenen weiter auf 22,7 % anwächst. Gegen-
wärtig ist nur mehr gut die Hälfte dieser Altersgrup-
pe verheiratet. Innerhalb der letzten zwanzig Jahre 
haben sich die Proportionen vollständig verscho-
ben. Betrachtet man im Vergleich dazu die jüngere 
Frauengeneration im Alter von 20 bis unter 30 Jah-
ren, so wird deutlich, dass der rapide Trend zum 
Nicht-mehr-Heiraten sich in den künftigen älteren 
Frauengenerationen fortsetzen wird.

Bei der jüngeren Frauengeneration im Alter von 
20 bis unter 30 Jahren spielt für den Familienstand 
das Heiratsalter die entscheidende Rolle. 1871 waren 
rund 64 % der jüngeren Frauen ledig und 1926 war 
diese Gruppe mit 60,1 % noch fast gleich groß. Im 
Westen Berlins ist der Anteil lediger junger Frauen 
1961 auf 47,1 % gefallen, doch 1991 ist er wieder auf 
dem früheren Niveau. In Ost-Berlin hingegen ist der 
Anteil lediger Frauen noch 1991 auf niedrigerem Ni-
veau als 1925 in Berlin insgesamt, beziehungsweise 
ist der Anteil verheirateter Frauen zwischen 20 und 

30 Jahren auf einem historischen Höchststand. In 
den neunziger Jahren schnellt dann der Anteil le-
diger Frauen im vereinigten Berlin auf 82,5 % und 
erreicht 2011 sogar knapp 90 %. Hier überlagern sich 
verschiedene Entwicklungen, im Westen setzte der 
Trend, seltener und wenn, dann später zu heiraten 
bereits in den siebziger Jahren ein, im Osten vollzog 
sich diese Entwicklung erst in den neunziger Jahren 
mit großer Beschleunigung, so dass sich heute eine 
weitgehende Angleichung ergibt. Die gleiche de-
mographische Entwicklung gab es bekanntlich bei 
den Geburten.5

Dabei fallen Heirat und Geburt der Kinder immer 
weiter auseinander. Zum Ausgangszeitpunkt dieser 
Betrachtung waren in den 1870er Jahren in Berlin 
rund 11 % aller Geborenen unehelich – „ein relativ 
günstiges Verhältnis, aus dem jedoch nicht ohne 
weiteres der Schluss auf Vorhandensein besonders 
günstiger Sittlichkeitsverhältnisse der Bevölkerung 
gezogen werden darf“6, wie der Herausgeber des 
Städtischen Jahrbuches damals bemerkte. In Ber-
lin hatten 1991 knapp 30 % der Lebendgeborenen 
nicht miteinander verheiratete Eltern, 2001 schon 
41,7 % und 2011 bereits die Hälfte, nämlich 50,3 %. In 
den ostdeutschen Flächenländern stieg diese Kurve 
nach der Wende noch steiler an: So waren beispiels-
weise in Brandenburg 1991 43,4 % der Lebendge-
borenen von nicht verheirateten Eltern, zehn Jahre 
später 53,8 % und 2011 63,0 %. 

„Bei diesen Angaben ist allerdings zu bedenken, 
dass ein Teil der Eltern erst nach der Geburt des 
Kindes/der Kinder heiratet: Von 1991 bis 2010 stieg 
der Anteil der Ehen mit gemeinsamen vorehelichen 
Kindern in Deutschland von 8 % auf 20 %. Er ist au-
ßerdem in den Bundesländern höher, in denen auch 
die außerehelichen Geburten besonders verbreitet 
sind. So hatten im Jahr 2010 in Ostdeutschland 36 
von 100 Brautpaaren mindestens ein voreheliches 
gemeinsames Kind, in Westdeutschland galt dies für 
lediglich 16 von 100 Brautpaaren.“ 7

Aber auch diese Einschränkung ändert nichts dar-
an, dass der Familienstand „verheiratet“ heute, wenn 
die Mehrheit der Kinder außerhalb von Ehen zur 
Welt kommt, gerade kein Anzeichen mehr für das 
Vorliegen einer Familie mit Kindern ist. Wie später 
noch ausführlich gezeigt wird, lebt mittlerweile die 
große Mehrheit der Verheirateten ohne eigene Kin-
der im Haushalt.

An diesen wiederum geradezu sprunghaften Ver-
änderungen in den letzten 30 Jahren sieht man 
deutlich, dass mit der Kategorie des Familienstandes 
ganz offenbar die Familienverhältnisse nicht mehr 
zu fassen sind. Vielmehr verdecken die Merkmale 
des Familienstandes nunmehr ganz unterschiedli-
che Lebensformen von Familien; die ganze Katego-
rie ist mehrdeutig geworden. 

5  Vgl. Bundesinstitut für Bevölkerungs-
forschung (Hrsg.): (Keine) Lust auf 
Kinder? Geburtenentwicklung in 
Deutschland. Wiesbaden 2012.

6  Berliner Städtisches Jahrbuch für 
Volkswirtschaft und Statistik. Dritter 
Jahrgang. Herausgegeben von 
Richard Böckh. Berlin 1877, S. 37 ff.

7  Bundeszentrale für politische Bil-
dung: Zahlen und Fakten. Die Soziale 
Situation in Deutschland, S. 48; www.
bpb.de/system/files/dokument_
pdf/01  %20Bevoelkerung.pdf.
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Aktuelle Änderungen des Personenstands- und 
Bevölkerungsstatistikgesetzes
Auch wenn nun an der Angemessenheit des beste-
henden Familienstandskonzepts zur Beschreibung 
von Lebenslagen der Bevölkerung erste Zweifel 
aufgetaucht sind, muss jetzt zunächst betrachtet 
werden, wie in jüngster Zeit die Kategorien der sta-
tistischen Erfassung des Familienstands verändert 
worden sind, so dass die Bevölkerungsstatistik ab 
2014 hier zusätzliche neue Merkmale erfassen wird. 
Die Frage ist, welche Veränderungen der Lebens-
formen vom Gesetzgeber wahrgenommen wurden 
und wie sie in die Statistik integriert werden sollen. 

Dabei ist zunächst zu konstatieren, dass in der 
regierungsoffiziellen Betrachtungsweise am über-
kommenen Familienbild mit dem Mittelpunkt des 
verheirateten Ehepaars mit seinen Kindern festge-
halten wird. Das wird deutlich in aktuellen Bekun-
dungen des Bundesministeriums für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend wie: „Die Lebensform 
Familie als Vater-Mutter-Kind-Gemeinschaft ist für 
eine Mehrheit der bundesdeutschen Bevölkerung in 
der mittleren Lebensphase noch immer von zentra-
ler Bedeutung und auch für junge Menschen hat sie 
als gewünschte Lebensform kaum an Anziehungs-
kraft verloren“8. Allerdings haben sich die tatsächli-
chen Lebensverhältnisse sehr verändert. So konsta-
tiert die gleiche Quelle: 
„Andere, so genannte neue Lebensformen haben ne-
ben der Familie aber an Gewicht gewonnen. Hierzu 
gehören 
•    das alleine Leben, 
•    das zusammen Wohnen ohne Trauschein, 
•    kinderlose Ehen, 
•    das Wohnen von (Ehe-) Paaren in zwei Haushalten, 
•    allein erziehende Mütter und Väter, 
•    die Fortsetzungs- und 
•    Patchworkfamilien, 
•    das Zusammenleben von Partnern des gleichen 

Geschlechts, 
•    die Lebensabschnittsgefährtenschaft, 
•    die Wohngemeinschaft.“ 
Für das Familienministerium ist Familie auch noch 
im Jahr 2012 ausschließlich das mit seinen Kindern 
zusammenlebende Ehepaar, alles andere sind „soge-
nannte neue Lebensformen“. 

Gleichwohl gab es in der letzten Legislaturperio-
de wichtige Änderungen des Personenstands. Nur 
eine der vielen so genannten neuen Lebensformen 

– das Zusammenleben von Partnern gleichen Ge-
schlechts – erlangte den Rang staatlicher Anerken-
nung als Personenstand mit der Verabschiedung 
des Gesetzes über die Eingetragene Lebenspartner-
schaft (LPartG) vom 16. Februar 2001. Die Auffassung, 
dass gleiche Rechte den Personen als Individuen 
zustehen, und nicht Männern und Frauen je nach 
ihrer Geschlechtsrolle, machte sich geltend, wenn 
auch mit wichtigen Einschränkungen. Die rechtli-
che Anerkennung von Lebenspartnerschaften von 
Männern und Frauen mit Partnern des gleichen 
Geschlechtes trug nur spät der gesellschaftlichen 
Tatsache Rechnung, dass es Lebenspartnerschaf-
ten immer schon gab oder sie doch zumindest von 
Partnern gewünscht waren. Mit der Einführung des 

Lebenspartnerschaftsgesetzes wird auch rechtlich 
anerkannt, dass die Ehe nicht die einzige legitime 
Form des Zusammenlebens von Paaren ist.

Ein Anlass zur Veränderung der Merkmale der Be-
völkerungsfortschreibung war gegeben, als die Aus-
gangsgrundlage, nämlich das Personenstandsrecht 
geändert wurde. Die Kategorisierung des Famili-
enstands hatte in der laufenden Bevölkerungsstatis-
tik seit 1875 für 138 Jahre Bestand. Sie bildet damit die 
wohl längste unveränderte Zeitreihe der amtlichen 
deutschen Statistik. Mit der Neufassung des „Geset-
zes über die Statistik der Bevölkerungsbewegung 
und die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes 
(BevStatG)“ werden ab 2014 erstmals auch die Be-
gründungen und Aufhebungen von Lebenspart-
nerschaften in der Bevölkerungsstatistik berück-
sichtigt. Die amtliche Statistik in Deutschland ist 
durch das Bundesstatistikgesetz darauf beschränkt, 
ausschließlich gesetzlich angeordnete Merkmale 
von Auskunftspflichtigen zu erheben. Insofern kann 
sie gesellschaftliche Veränderung nur dann richtig 
erfassen, wenn sie dazu einen gesetzlichen Auftrag 
erhält. Im Fall der Lebenspartnerschaften erfolgte 
dies erst mit einer dreizehnjährigen Verspätung, so 
dass die Öffentlichkeit über dreizehn Jahre hinweg 
aus der Bevölkerungsstatistik keine Angaben über 
die Anzahl der Lebenspartnerschaften erhielt.

Statistische Angaben dazu aus der Bevölkerungs-
fortschreibung werden aber erst vorliegen, wenn 
mit dem Zensus 2011 eine neue Grundlage für den 
Bestand an eingetragenen Lebenspartnerschaften 
gelegt ist, die dann aufgrund der Bewegungsmel-
dungen fortgeschrieben werden kann. Ab dem Jahr 
2014 ist dann sowohl die bis zum Zensusstichtag 
zurückgerechnete als auch die laufende Erfassung 
vorgesehen. Dann werden laufende Angaben über 
die Aufteilung der Bevölkerung nach ledig, verhei-
ratet, verwitwet, geschieden, Lebenspartnerschaft, 
Lebenspartnerschaft aufgelöst und Lebenspartner 
gestorben veröffentlicht.

Allerdings ist die Frage aufzuwerfen, ob diese Er-
weiterung der Bevölkerungsfortschreibung aus sta-
tistischer Sicht überhaupt sinnvoll ist. Ist bei der kon-
statierten Vielfalt der Lebensformen der erweiterte 
Familienstand überhaupt geeignet, eine gehaltvolle 
Aussage über die Struktur der Bevölkerung einer 
Gemeinde zu machen? Für welche Zwecke werden 
solche Angaben in monatlicher Totalerfassung aller 
Bewegungsfälle aller Gemeinden in Deutschland 
benötigt? Können angesichts der zu erwartenden 
vergleichsweise geringen Besetzungszahlen vieler 
Tabellenfelder aufgrund der statistischen Geheim-
haltung überhaupt auswertbare Tabellen erstellt 
werden?

Geschlecht unbestimmt
Eine weitere fundamentale Änderung einer sehr 
zentralen Kategorie ereignete sich mit dem Perso-

8  1. Gender-Datenreport des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend. Einleitung Kapi-
tel 4 „Familien- und Lebensformen 
von Frauen und Männern“.
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nenstandsrechtsänderungsgesetz vom 1. November 
2013. Hier wird festgelegt, dass ein Personenstands-
fall ohne eine Angabe zum Geschlecht in das Ge-
burtsregister eingetragen werden muss, wenn das 
Kind weder dem weiblichen noch dem männlichen 
Geschlecht zugeordnet werden kann. In der Folge 
können den statistischen Ämtern über die Einwoh-
nermeldeämter ab dem 1. November 2013 auch Ge-
burten mit dem Geschlecht „unbestimmt“ gemeldet 
werden. Die biologisch-gesellschaftliche Tatsache 
der Existenz von Personen, deren Geschlecht nicht 
eindeutig und unveränderbar entweder männlich 
oder weiblich zuzuordnen ist, wird heutzutage ge-
sellschaftlich weiter anerkannt als früher und das 
Personenstandsrecht trägt dem nunmehr zumin-
dest eingeschränkt Rechnung. Hintergrund der Ge-
setzgebung sind kontroverse Auffassungen über die 
Festlegung der Geschlechtsidentität von Erwachse-
nen.

In diesem Fall wird die Bevölkerungsfortschrei-
bung ab 2014 nicht folgen, sondern die Bevölkerung 
weiter nach zwei Geschlechtern fortschreiben. Dies 
erscheint pragmatisch vor allem unter dem Ge-
sichtspunkt der Vertraulichkeit von Einzelangaben 
in der Statistik auch geboten. 

Das Einwohnerregister als Datenquelle 
für die Bevölkerungsstatistik
Ein statistischer Nachweis über den Familienstand 
ist außer in der amtlichen Bevölkerungsstatistik 
auch durch die statistische Auswertung der Einwoh-
nerregister möglich. Ohne auf die komplexen Zu-
sammenhänge zwischen den beiden Datenquellen 
einzugehen, sollen hier lediglich am Beispiel Berlins 
einige Auswertungen zur Kategorie Familienstand 
präsentiert werden.

Während die Bevölkerungsstatistik das Perso-
nenstandsänderungsgesetz vom 1. November 2013 
nicht berücksichtigt, wird in Berlin für die kommu-
nale Einwohnerregisterstatistik das Landesamt für 
Bürger- und Ordnungsangelegenheiten ab diesem 
Datum dem Amt für Statistik für die Geschlechts-
angabe zusätzlich zu „m“ und „w“ ein „x“ als Kenn-
zeichen für „unbestimmt“ übermitteln. Somit wird 
ein statistischer Nachweis des neuen Tatbestandes 
in der Kommunalstatistik als Auswertung von Ver-
waltungsregistern möglich sein. Da auch bei der 
Registerauswertung die Regeln der statistischen 
Geheimhaltung angewendet werden, ist bei den zu 
erwartenden sehr geringen Fallzahlen sicher nicht 
kurzfristig mit der Veröffentlichung von Ergebnissen 
zu rechnen.

Bereits seit längerem lassen sich Personen mit ein-
getragener bzw. beendeter Lebenspartnerschaft in 
der Einwohnerregisterauswertung nachweisen. 
 

Die Einwohnerregisterstatistik ermöglicht darüber 
hinaus auch die kleinräumige Auswertung der Da-
tenbestände. So lässt sich für Berlin das Verhältnis 

Berlin
Stichtag 31.12. 2007 2008 2009 2010 2011 2012
Personen in Lebenspartnerschaft 5 773 6 671 7 881 9 056 10 186 11 405
Lebenspartner gestorben 86 94 128 172 213 254
Lebenspartnerschaft aufgehoben 225 342 525 678 855 1 031

der Verheirateten/Verwitweten zu den „sonstigen 
Lebensformen“ für die Altersgruppe der 20- bis un-
ter 60-Jährigen auch kartographisch aufbereiten 
(Abbildung 2). Es zeigt sich, dass die „sonstigen Le-
bensformen“ überall mindestens ein Drittel der Be-
völkerung stellen, im ganz überwiegenden Teil der 
Innenstadt aber die große Mehrheit von bis zu 80 %. 
In vielen Nachbarschaften der Innenstadt sind ver-
heiratete Paare nur noch eine Minderheit unter der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter.

Die größere Auswertungstiefe der Einwohnerre-
gister gegenüber der Bevölkerungsfortschreibung 
beruht darauf, dass der statistische Abzug Einzelda-
ten je Einwohner enthält. In der Fortschreibung 
hingegen werden lediglich Aggregate addiert und 
zur Auswertung gelangen letztlich nur Tabellen mit 
ausgewählten Merkmalen zu ausgewählten Zeit-
ständen mit der Gemeinde als kleinster regiona-
ler Einheit. Lediglich in den Stadtstaaten wurden 
Sonderaufbereitungen für Gebiete unterhalb der 
Gemeinde durchgeführt. Mit der Änderung des 
Bevölkerungsstatistischen Gesetzes zum 1. Janu-
ar  2014 wurde der Adressbezug aus den Statistiken 
der Bevölkerungsbewegung eliminiert, weshalb ab 
diesem Zeitpunkt auch für Berlin eine Sonderaufbe-
reitung für die Bezirke nicht mehr zulässig ist.

Bezirke  01 Mitte
 02 Friedrichshain-Kreuzberg
 03 Pankow
 04 Charlottenburg-Wilmersdorf
 05 Spandau
 06 Steglitz-Zehlendorf
 07 Tempelhof-Schöneberg
 08 Neukölln
 09 Treptow-Köpenick
 10 Marzahn-Hellersdorf
 11 Lichtenberg
 12 Reinickendorf  

2 |  Anteil der Familienstände „verheiratet“ und „verwitwet“ 
der melderechtlich registrierten Einwohner in Berlin am 30. Juni 2013 
im Alter von 20 bis unter 60 Jahren nach Planungsräumen

Mittelwert: 40 %

Anteil in %
unter 25
25 bis unter 30
30 bis unter 35
35 bis unter 40
40 bis unter 45
45 bis unter 50
50 bis unter 55
55 und mehr
unter 200 Einwohner

12

01
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In den Einwohnerregistern liegt zudem eine Viel-
zahl weiterer Merkmale vor, die mit dem Einwoh-
nerstand kombiniert werden können. Vor allem 
aber sind die Datensätze georeferenziert und des-
halb beispielsweise für Berlin in der kleinräumigen 
Gliederung der Planungsräume nachweisbar. Die 
Einwohnerregister sind die einzige Datenquelle für 
laufende Auswertungen der kleinräumigen Bevöl-
kerungsstatistik, d. h. für Raumgliederungen unter-
halb der Gemeindeebene. Sie bieten darüber hinaus 
reichhaltiges Analysematerial wegen ihres größeren 
Merkmalskranzes, wegen der Kombinierbarkeit der 
Merkmale auf Mikrodatenebene und wegen des fle-
xiblen Zeitbezugs.

Mikrozensus erhebt neue Lebensformen
Die bedeutsamen tatsächlichen Veränderungen in 
den Lebensformen der Bevölkerung fanden an an-
derer Stelle Berücksichtigung in der amtlichen Sta-
tistik. Im Laufe der Jahrzehnte war es offensichtlich 
zu einem starken Anstieg der Ehescheidungen, der 
Geburten von nicht ehelichen Kindern, vor allem der 
Zahl der alleinerziehenden Mütter und des Zusam-
menlebens nicht verheirateter Paare, gekommen. In 
den statistischen Angaben über die Zusammenset-
zung von Haushalten konnten immer größere Grup-
pen von Menschen nach dem überkommenen Fa-
milienkonzept nicht mehr zureichend beschrieben 
werden. Seit 2005 werden deshalb im Mikrozensus 

3  |  �Lebensformen in den Ländern Berlin und Brandenburg 2012 nach Familienstand  
der Bezugsperson – Ergebnisse des Mikrozensus

 

Land/ 
Familienstand  

der Bezugsperson   
in der Lebensform

Ins- 
gesamt

Mit ledigen Kindern (Familien) Ohne ledige Kinder

zu- 
sammen

davon
zu- 

sammen

davon

Ehepaar
Lebens- 
gemein- 

schaft

Allein- 
erziehende Ehepaar

Lebens- 
gemein- 

schaft

Allein- 
stehende

1 000

Berlin
Insgesamt 2 076,0 432,0 226,1 56,6 149,3 1 644,0 353,7 104,3 1 185,9

ledig 894,8 111,6 – 46,9 64,7 783,2 – 79,7 703,5
verheiratet 678,7 247,8 226,1 0,8 20,9 431,0 353,7 3,7 73,6
geschieden 305,3 56,7 – 8,6 48,1 248,6 – 18,6 230,0
verwitwet 197,1 15,9 – 0,3 15,7 181,2 – 2,3 178,9

Brandenburg
Insgesamt 1 296,6 349,3 198,0 49,5 101,8 947,4 361,2 62,7 523,5

ledig 359,7 86,4 – 41,3 45,2 273,2 – 36,9 236,3
verheiratet 598,7 207,7 198,0 0,7 9,0 391,0 361,2 1,7 28,1
geschieden 171,7 40,0 – 7,1 32,9 131,8 – 18,8 113,0
verwitwet 166,5 15,2 – 0,5 14,7 151,4 – 5,4 146,0

Zeilenprozent

Berlin
Insgesamt 100 20,8 10,9 2,7 7,2 79,2 17,0 5,0 57,1

ledig 100 12,5 – 5,2 7,2 87,5 – 8,9 78,6
verheiratet 100 36,5 33,3 0,1 3,1 63,5 52,1 0,5 10,8
geschieden 100 18,6 – 2,8 15,8 81,4 – 6,1 75,3
verwitwet 100 8,1 – 0,1 7,9 91,9 – 1,2 90,8

Brandenburg
Insgesamt 100 26,9 15,3 3,8 7,9 73,1 27,9 4,8 40,4

ledig 100 24,0 – 11,5 12,6 76,0 – 10,3 65,7
verheiratet 100 34,7 33,1 0,1 1,5 65,3 60,3 0,3 4,7
geschieden 100 23,3 – 4,1 19,2 76,7 – 10,9 65,8
verwitwet 100 9,1 – 0,3 8,8 90,9 – 3,2 87,7

Gesamtprozent

Berlin
Insgesamt 100 20,8 10,9 2,7 7,2 79,2 17,0 5,0 57,1

ledig 43,1 5,4 – 2,3 3,1 37,7 – 3,8 33,9
verheiratet 32,7 11,9 10,9 0,0 1,0 20,8 17,0 0,2 3,5
geschieden 14,7 2,7 – 0,4 2,3 12,0 – 0,9 11,1
verwitwet 9,5 0,8 – 0,0 0,8 8,7 – 0,1 8,6

Brandenburg
Insgesamt 100 26,9 15,3 3,8 7,9 73,1 27,9 4,8 40,4

ledig 27,7 6,7 – 3,2 3,5 21,1 – 2,8 18,2
verheiratet 46,2 16,0 15,3 0,1 0,7 30,2 27,9 0,1 2,2
geschieden 13,2 3,1 – 0,5 2,5 10,2 – 1,4 8,7
verwitwet 12,8 1,2 – 0,0 1,1 11,7 – 0,4 11,3
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Daten nach dem Lebensformenkonzept erhoben 
und veröffentlicht. 

Die Familie im statistischen Sinn umfasst seitdem 
alle Eltern-Kind-Gemeinschaften, d. h. Ehepaare, 
nichteheliche und gleichgeschlechtliche Lebensge-
meinschaften sowie allein erziehende Mütter und 
Väter mit ledigen Kindern im Haushalt. Einbezogen 
sind in diesen Familienbegriff neben den leiblichen 
Kindern auch Stief-, Pflege- und Adoptivkinder ohne 
Altersbegrenzung. Damit besteht eine statistische 
Familie immer aus zwei Generationen: Eltern/-teile 
und im Haushalt lebende ledige Kinder (Zwei-Ge-
nerationen-Regel). Kinder, die noch gemeinsam 
mit den Eltern in einem Haushalt leben, dort aber 
bereits eigene Kinder versorgen, sowie Kinder, die 
nicht mehr ledig sind oder mit einer Partnerin oder 
einem Partner in einer Lebensgemeinschaft leben, 
werden im Mikrozensus nicht der Herkunftsfamilie 
zugerechnet, sondern zählen statistisch als eigene 
Familie bzw. Lebensform. 

Neben der Elternschaft ist die Partnerschaft die 
zweite grundsätzliche Dimension der Erfassung. Hier 
werden Ehepaare und Lebensgemeinschaften mit 
und ohne Kinder einerseits von Alleinerziehenden 
mit Kindern und Alleinstehenden ohne Kinder ande-
rerseits unterschieden. Auf diese Weise wird der tat-
sächlichen Vielfalt der Lebensformen Rechnung ge-
tragen. Die Einteilung nach dem Familienstand wird 
weiterhin erfasst und kann nun auch mit den jeweili-
gen Lebensformen kombiniert ausgewertet werden. 
Im Erhebungskonzept des Mikrozensus wird dies so 
umgesetzt, dass für jeden Mehrpersonenhaushalt 
eine Bezugsperson definiert wird, auf die hin die 
verwandtschaftlichen Beziehungen der übrigen Mit-
glieder sowie als freiwillige Angabe die Eigenschaft 
als Lebenspartner erfragt wird. Der Mikrozensus ist 
seit 2005 die wichtigste amtliche statistische Quelle 
über die Zusammensetzung von Haushalten und Fa-
milien nach tatsächlichen Lebensformen und dem 
rechtlich normierten Familienstand.

Dabei gelten auch hier methodische Einschrän-
kungen. So werden im Mikrozensus nur Personen 
erfasst, die gemeinsam in einem Haushalt leben. 
Lebensbeziehungen zu nicht im gleichen Haushalt 
lebenden Personen werden grundsätzlich nicht er-
fragt. Die Angabe zur Lebenspartnerschaft von nicht 
verheirateten Paaren ist freiwillig, so dass davon aus-
gegangen werden muss, dass die ermittelten Zah-
len lediglich eine Untergrenze darstellen. Paare, die 
nicht in einer gemeinsamen Wohnung leben, wer-
den nicht gezählt. Bei getrennt lebenden Eltern wird 
eine Elternrolle für ein außerhalb ihres Haushalts le-
bendes Kind unter 18 Jahren nicht erfragt. Auch ist 
es aus der jährlichen Hauptbefragung nicht möglich, 
für Lebensphasen, in denen Kinder das Elternhaus 
verlassen haben, zu ermitteln, wer zuvor eine Mut-
ter- bzw. Vaterrolle innehatte. 

Familienstand und Lebensformen
Betrachtet man die Lebensformen als Untersu-
chungseinheit, wobei also lediglich die Bezugsper-
son des Haushalts gezählt und klassifiziert wird, so 
stellen in Berlin die Alleinstehenden mit 57,1 % die 
weitaus größte Gruppe dar (Tabelle 5). 17,0 % der 

Lebensformen sind Ehepaare und 5,0 % Lebensge-
meinschaften ohne Kinder im Haushalt. Insgesamt 
stellen die Lebensformen ohne Kinder mit knapp 
80 % die ganz überwiegende Mehrheit. Als Familien 
mit Kindern leben Ehepaare mit rund 11 %, Allein-
erziehende mit 7,2 % und Lebensgemeinschaften 
mit rund 3 % aller Lebensformen. Dem Idealbild der 
verheirateten Kleinfamilie entsprechen in Berlin also 
nur noch ein Zehntel der Lebensformen und auch 
nur noch die Hälfte der Familien. Als Zielgruppe 
staatlicher oder politischer Maßnahmen stellt die 
verheiratete Kleinfamilie nur noch eine kleine Min-
derheit dar. Die Frage der Gleichheit und Gleichbe-
rechtigung der Bürger als Männer und Frauen steht 
längst im Kontext von Lebensverhältnissen, die sich 
gegenüber dem traditionellen Bild vollständig ver-
ändert haben.

In Brandenburg ist die Entwicklung nicht ganz so 
weit fortgeschritten. Statt rund 21 % sind insgesamt 
noch etwa 27 % der Lebensformen Familien, davon 
15,3 % Ehepaare mit Kindern im Haushalt und knapp 
12 % Lebensgemeinschaften mit Kindern oder Al-
leinerziehende. Der Anteil der Alleinstehenden ist 
mit 40,4 % deutlich geringer als in Berlin, der Anteil 
von Ehepaaren ohne Kinder im Haushalt ist mit rund 
28 % sehr viel größer.

Interessant ist auch die Betrachtung nach dem Fa-
milienstand der Bezugspersonen der Haushalte. Ver-
heiratete Bezugspersonen in Berlin leben mehrheit-
lich mit Ehepartner und ohne Kinder im Haushalt, 
ein Drittel von ihnen als Familienväter. Aber 10,8 % 
der Verheirateten geben an, allein zu leben und 3,1 % 
erziehen ihre Kinder allein. Der Familienstand „ver-
heiratet“ lässt also keinen sicheren Schluss auf tat-
sächliche Familien- und Lebensverhältnisse mehr zu.

Von den ledigen Bezugspersonen leben 78,6 % 
ohne Partner im Haushalt, aber rund 9 % geben an, 
in einer Lebensgemeinschaft ohne und weitere 5,2 % 
mit Kindern zusammen zu leben. 7,2 % der Ledigen 
sind Alleinerziehende. Hier ist wieder anzumerken, 
dass die Zahl der Alleinlebenden eine Obergrenze 
darstellt, da Paare nicht gezählt werden, wenn sie 
in unterschiedlichen Haushalten wohnen und die 
Beantwortung der Frage nach der Lebenspartner-
schaft im Haushalt im Unterschied zur Frage nach 
dem Familienstand freiwillig ist.

Auch die größte Gruppe unter den Lebensformen 
in Berlin, die Alleinstehenden, verteilt sich auf alle 
Familienstände, aber mit markanten Unterschieden 
für Frauen und Männer. Von den alleinstehenden 
Frauen sind die meisten ledig (47 %), 25  % sind ver-
witwet, 22 % geschieden und knapp 6 % verheiratet. 
Bei der viel größeren Gruppe der alleinstehenden 
Männer ist die ganz überwiegende Mehrheit le-
dig (70 %), 18 % sind geschieden, nur 5 % verwitwet 
und 7 % noch verheiratet. In Brandenburg fällt ver-
gleichsweise auf, dass dort der Anteil der verwitwe-
ten Alleinerziehenden mit 16 % deutlich höher und 
der der verheirateten mit 10 % deutlich geringer ist 
als in Berlin. Bei den alleinstehenden Frauen über-
wiegen bei weitem die Witwen mit 47 %, dafür gibt 
es viel weniger ledige (28 %). Auch bei den allein-
stehenden Männern ist der Anteil der Ledigen mit 
gut 60 % deutlich geringer als in Berlin. Hier wird 
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4  |  �Bevölkerung in Berlin und Brandenburg 2005 und 2012 nach Familien- oder Lebensformen 
– Ergebnisse des Mikrozensus

 

Lebensform

Berlin Brandenburg

2005 2012 2005 2012

1 000 % 1 000 % 1 000 % 1 000 %

Bevölkerung in Familien 1 434,9 42,6 1 397,3 39,9 1 320,5 52,1 1 100,4 44,5
Ehepaar mit ledigen Kindern 496,7 14,8 452,2 12,9 515,4 20,3 396,0 16,0
Ledige Kinder bei Ehepaaren 412,3 12,2 399,3 11,4 388,5 15,3 298,6 12,1
Lebensgemeinschaft mit ledigen Kindern 101,4 3,0 113,2 3,2 108,6 4,3 99,0 4,0
Ledige Kinder bei Lebensgemeinschaften 69,7 2,1 78,4 2,2 76,2 3,0 70,7 2,9
Alleinerziehende 148,8 4,4 149,3 4,3 99,5 3,9 101,8 4,1
Ledige Kinder bei Alleinerziehenden 206,0 6,1 204,9 5,9 132,3 5,2 134,4 5,4

Bevölkerung in sonstigen Lebensformen 1 931,4 57,4 2 102,0 60,1 1 213,7 47,9 1 371,2 55,5
Ehepaar ohne ledige Kinder 721,4 21,4 707,4 20,2 659,7 26,0 722,4 29,2
Lebensgemeinschaft ohne ledige Kinder 187,0 5,6 208,7 6,0 104,0 4,1 125,3 5,1
Alleinstehende 1 023,0 30,4 1 185,9 33,9 450,0 17,8 523,5 21,2

Insgesamt 3 366,4 100 3 499,3 100 2 534,2 100 2 471,7 100

5  |  �Paare nach Lebensformentyp, Alter des Lebenspartners und Konstellation  
der persönlichen monatlichen Nettoeinkommen von Bezugsperson und Lebenspartner  
in Berlin und in Brandenburg 2012 – Ergebnisse des Mikrozensus

 

Land/ 
Lebensformentyp/  

Alter des  
Lebenspartners

Ins- 
gesamt

Darunter

mit Ein- 
kommens- 

angabe  
zusammen

davon

nur Bezugs- 
person hat 

Einkommen

Bezugsperson  
hat höheres 
Einkommen¹

Partner mit  
gleicher Ein- 

kommensklasse¹

Lebenspartner  
hat höheres 
Einkommen¹

nur Lebens- 
partner hat 
Einkommen

1 000

Berlin
Insgesamt 740,7 740,7 50,2 420,8 103,9 157,6 8,2

Ehepaar 579,8 579,8 47,5 339,3 74,3 111,5 7,1
sonstiges Paar 160,9 160,9 2,7 81,5 29,6 46,1 1,1

darunter
Lebenspartner 

unter 50 Jahre alt 370,8 370,8 27,6 196,6 52,2 89,5 4,9

Brandenburg
Insgesamt 671,4 662,1 25,1 388,8 104,5 138,0 5,8

Ehepaar 559,2 551,9 24,5 329,9 85,0 107,5 5,0
sonstiges Paar 112,2 110,3 0,6 58,9 19,5 30,5 0,8

darunter
Lebenspartner  

unter 50 Jahre alt 287,1 282,2 10,9 159,0 42,3 67,2 2,8

%

Berlin
Insgesamt x 100 6,8 56,8 14,0 21,3 1,1

Ehepaar x 100 8,2 58,5 12,8 19,2 1,2
sonstiges Paar x 100 1,7 50,6 18,4 28,6 0,7

darunter
Lebenspartner  

unter 50 Jahre alt x 100 7,4 53,0 14,1 24,1 1,3

Brandenburg
Insgesamt x 100 3,8 58,7 15,8 20,8 0,9

Ehepaar x 100 4,4 59,8 15,4 19,5 0,9
sonstiges Paar x 100 0,5 53,4 17,6 27,7 0,8

darunter
Lebenspartner  

unter 50 Jahre alt x 100 3,9 56,3 15,0 23,8 1,0

1  beide Partner mit Einkommen
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deutlich, dass die Großstadt besonders ledige, meist 
junge Menschen anzieht.

Ehe als Lebensform weniger oft gewählt
Die auffälligste Veränderung in der Zusammenset-
zung der Bevölkerung nach Lebensformen ist der 
stark rückläufige Anteil der Ehen mit ledigen Kin-
dern im Haushalt (Tabelle 4). Seit der erstmaligen 
Erfassung der Lebensformen im Mikrozensus 2005 
lebten in Berlin bei einem Bevölkerungswachstum 
von 132,9 Tsd. bis 2012 rund 38 Tsd. Personen weniger 
in Familien, dafür aber 170,6 Tsd. mehr in sonstigen 
Lebensformen. Trotz der rückläufigen Zahl der Fami-
lien nahm die Zahl der Lebensgemeinschaften mit 
Kindern um rund 12 % zu, die der Alleinerziehenden 
blieb etwa konstant, nur die Zahl der Ehepaare mit 
Kindern nahm um 44,5 Tsd. oder 9,0 % ab.

In Brandenburg stellte sich dies wegen der insge-
samt um 2,5 % oder 62,6 Tsd. rückläufigen Bevölke-
rung etwas anders dar. Die Zahl der Ehepaare mit 
Kindern sank hier sogar um 23,2 %, die der Lebens-
gemeinschaften um 8,8 %. Die Lebensgemeinschaf-
ten ohne Kinder nahmen um 20,5 % oder 21,3 Tsd. am 
stärksten zu, gefolgt von den Alleinstehenden mit 
16,3 % Wachstum oder 73,4 Tsd. und der Ehepaare 
ohne Kinder mit 9,5 % oder 62,7 Tsd. Personen.

Betrachten wir die Lebensformen ohne Berück-
sichtigung der Kinder im Vergleich (Tabelle 5), so 
ergibt sich für Berlin 2012, dass noch 27,9 % der Le-
bensformen Ehen, 64,3 % partnerlose Lebensformen 
und 7,7 % unverheiratete Lebensgemeinschaften 
sind. In der Großstadt Berlin ist die Ehe bei weitem 
nicht mehr die dominierende Lebensform.

Hier schon zeigt sich ein deutlicher Unterschie-
de zu Brandenburg 2012, wo noch mehr Menschen 
als in Berlin verheiratet sind (43,2  % Ehen) und viel 
weniger allein leben (40,4  % partnerlose Lebens-
formen), während etwa gleich viele unverheiratete 
Lebensgemeinschaften bestehen (8,6  %).

Das persönliche Einkommen bei Alleinlebenden 
und bei Partnern
Die Höhe des persönlichen Einkommens ist zu einem 
der wichtigsten Gradmesser für die gesellschaftli-
che Stellung und die Wertschätzung der Individuen 
geworden. Für Frauen und Männer ist die Wahl der 
persönlichen Lebensform immer noch ausschlagge-
bend für die Verteilung auch der Einkommens- und 
gesellschaftlichen Chancen. Zur Messung und zum 
Vergleich der Einkommen von Personengruppen 
wird in der Regel das Haushaltseinkommen in der 
Abgrenzung des bedarfsgewichteten Nettoäquiva-
lenzeinkommens des Haushalts herangezogen. Zur 
Beurteilung der Chancenverteilung innerhalb der 
Haushalte ist dagegen das persönliche Einkommen 
der Haushaltsmitglieder heranzuziehen. Das Frage-
programm des Mikrozensus erlaubt beide Betrach-
tungsweisen.

Im Jahr 2012 wurden bei Frauen in Berlin durch-
schnittlich (Median) ein persönliches Einkommen 
von 950 EUR und bei Männern von 1 100 EUR erho-
ben (Abbildung 6). Ähnliche Werte gelten auch für 
Brandenburg. Frauen sind auf dem historischen Weg 
von der unbezahlten Mitarbeit im Haushalt des Ehe- 0 500 1 000 1 500 2 000

Ehepaar mit Kind

Lebensgemeinschaft mit Kind

Alleinerziehend

Ehepaar ohne Kind

Lebensgemeinschaft ohne Kind

Alleinstehend

EUR

Männer
Frauen

6  |  �Persönliches Nettoeinkommen  
nach Lebensformen und Geschlecht in Berlin 2012

mannes zu eigenständigem persönlichen Einkom-
men ein großes Stück hin zur Gleichberechtigung 
mit Männern gekommen. 

Dabei bleibt der Einfluss der Form der Partner-
schaft noch hoch. Während Ehemänner mit Kindern 
in Berlin mit 1 675 EUR das höchste durchschnittliche 
Einkommen erwirtschaften, haben Ehefrauen mit 
Kindern in der Aggregatbetrachtung durchschnitt-
lich ein persönliches Einkommen von 950 EUR. Al-
leinlebende Frauen hingegen beziehen sogar hö-
here Einkommen als alleinlebende Männer, Frauen 
in Lebensgemeinschaften ohne Kinder fast genauso 
viel wie Männer in dieser Lebensform. Für Branden-
burg gilt grundsätzlich das Gleiche, allerdings sind 
hier die Durchschnittsverdienste in der Regel gerin-
ger und Frauen tragen deutlich mehr zum Familien-
einkommen der Ehepaare bei.

Bemerkenswert ist auch das vergleichsweise ge-
ringe persönliche Einkommen von Frauen in Ehen 
ohne Kinder im Haushalt. Der weit überwiegende 
Anteil dieser Lebensform besteht aus älteren Ehe-
paaren, deren Kinder nicht mehr im Haushalt leben. 
Aufgrund des höheren Durchschnittsalters dieser 
Gruppe ist sie in der Wahl ihrer Lebensform stärker 
von den früheren Einstellungen und materiellen 
Zwängen geprägt. Die Rückkehr in den Beruf ist 
für Mütter mit herangewachsenen Kindern beson-
ders schwer, ihre Qualifikation für den Arbeitsmarkt 
durchschnittlich niedriger als die jüngerer Frauen. 
Ebenso machen sich hier die im Vergleich zu den 
Männern geringeren Renteneinkommen von Frau-
en bemerkbar. 

Die meist der jüngeren Generation angehörenden 
Frauen in den Lebensformen Lebensgemeinschaft 
mit Kind, Lebensgemeinschaft ohne Kind und die 
alleinstehenden Frauen verfügen in Berlin gleicher-
maßen über ein Durchschnittseinkommen von rund 
1 200 EUR, bei ihnen spielt also die Art der Lebens-
form keine Rolle mehr für die Höhe des persönli-
chen Einkommens. Es ist die Lebensform Ehe, die 
eine empfindliche Senkung des persönlichen Ein-
kommens von Frauen im Vergleich zu den Männern, 
aber auch im Vergleich zu anderen Lebensformen 
von Frauen zu Folge hat. Dieser Nachteil wird durch 
Ehegattensplitting und ehegebundene Familienleis-
tungen materiell für den Familienhaushalt ein Stück 
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kompensiert. Dies beseitigt aber nicht die materielle 
Ungleichheit der Partner in der Ehe und stellt un-
ter dem Gesichtspunkt der Gleichberechtigung der 
Lebensformen eine massive Ungleichbehandlung 
gegenüber der wachsenden Zahl von Familien von 
Nichtverheirateten dar.

Die Aggregatbetrachtung der Durchschnittsein-
kommen von Personengruppen hat bereits erste 
Hinweise auf Gleichstellungserfolge und auf be-
stehende Unterschiede gebracht. Es lässt sich nun 
im Einzelnen durch Vergleich der persönlichen Ein-
kommen innerhalb der Partnerschaften verfolgen, 
wer der Haupternährer in der Partnerschaft ist. Im 
Folgenden werden also näher die Partnerschaften 
betrachtet.

Das Einkommen von Männern und Frauen  
in Partnerschaften
Die Verfügung über Einkommen stellt in der moder-
nen Gesellschaft den ganz entscheidenden Faktor 
für die Verwirklichungsmöglichkeiten von Lebens-
chancen und die Zuweisung von Status dar. Der 
Grad der Verwirklichung von Gleichberechtigung 
in der Lebensführung kann durchaus an der Vertei-
lung und Höhe der persönlichen Einkommen der 
Individuen gemessen werden. Hierfür ist allerdings 
die Voraussetzung, dass die maßgeblichen Subjekte 
die Individuen sind und nicht das „ganze Haus“, die 
Familie oder die Ehe – als soziale Einheit mit eigenen 
Rechten gefasst und mit Binnenbeziehungen von 
Mann und Frau (und Kindern), die nicht rechtlich, 
sondern ausschließlich „persönlich“ sind. Wenn im 
modernen Verständnis der Ehe die Partner gleich-
berechtigt sind, so wird aber doch ihr Einkommen 
(z. B. steuerlich) als gemeinschaftliches angesehen. 
Hiervon wird abstrahiert, wenn auch das Einkom-
men von Ehepartnern als individuelles Einkommen 
untersucht wird. Abgesehen werden muss auch von 
der steuerlichen Ungleichbehandlung von Eheleu-
ten, die erst im Endeffekt zu einer steuerlichen Ent-
lastung des ehelichen Einkommens führt, wobei in 
der Regel die Einkommen der Ehefrauen stärker, die 
der Ehemänner geringer belastet werden. 

Im Mikrozensus wird für jeden Haushalt eine Be-
zugsperson festgelegt, die in der folgenden Auswer-
tung jeweils ein Mann (bzw. wenige Fälle von ein-
getragenen Lebenspartnerinnen) ist. Im Hinblick auf 
die Bezugsperson wird der Lebenspartner definiert, 
der hier also immer eine Frau ist, mit Ausnahme der 
wenigen Fällen von eingetragenen Lebenspartnern. 
Erfragt wird das persönliche Nettoeinkommen nach 
Steuern einschließlich sozialer Leistungen. Als gleich 
hoch werden Einkommen innerhalb der gleichen 
Einkommensklasse gewertet.

In Berlin und Brandenburg haben bei einem Drittel 
bzw. bei einem guten Drittel der Ehen die Frauen ein 
gleich hohes oder höheres Einkommen als ihre Ehe-
männer (Tabelle 5, Abbildung 7). Umgekehrt heißt 
das, dass knapp zwei Drittel der Ehemänner auch 
die überwiegenden Versorger in der Ehe darstellen. 
Dabei ist der Anteil der allein verdienenden Ehe-
männer mit nur noch ungefähr 4 % in Brandenburg 
und 8 % in Berlin ausgesprochen gering.

Bei den nicht verheirateten Paaren herrscht dage-
gen fast völlige Gleichwertigkeit der persönlichen 
Einkommen, hier sind in 48 % bzw. 46 % die Frauen 
in einer gleichen oder höheren Einkommensklasse.

Betrachten wir zum Vergleich nur die Partnerschaf-
ten mit Bezugspersonen unter 50 Jahren, so stellen 
wir fest, dass sich bei ihnen die Gewichtungen be-
reits etwas an die Verteilung bei unverheirateten 
Paaren angenähert haben, insofern bei den jün-
geren Paaren die Frau in 40 % der Fälle mehr oder 
gleich viel wie der Mann verdient.

Überhaupt überrascht es, dass in Berlin und Bran-
denburg bereits in einem guten Fünftel aller Part-
nerschaften die Frauen mehr Geld in die Partner-
schaft einbringen als die Männer – und das trotz 
der verbreiteten geringeren Bezahlung von Frauen 
für gleiche Arbeit, ihrem viel höheren Anteil von 
Teilzeitarbeit und der schlechter bezahlten Frauen-
berufe.

Folgerungen für eine Reform  
der Bevölkerungsstatistik
Die Bevölkerungsfortschreibung dient der Feststel-
lung der amtlichen Einwohnerzahl und als unent-
behrliche Basis für Bezugszahlen für eine Vielzahl 
von Statistiken. Hierzu ist die Gliederung nach Ge-
schlecht und Alter erforderlich. Die Gliederung nach 
Familienstand ist, wie wir gesehen haben, für Analy-
sen nicht mehr geeignet. Gehaltvolle Auswertungen 
über Familienstand und Lebensformen lassen sich 
nur aus der Stichprobenerhebung der Haushaltsbe-
fragungen gewinnen. Für Planungszwecke geeigne-
te Auswertungen auf kommunaler Ebene sind nur 
aus den Einwohnerregistern möglich. 

Für die Gliederung der Fortschreibung nach 
Staatsangehörigkeit lässt sich ebenfalls leicht nach-
weisen, dass sie in dieser Form nicht zu tragfähigen 
Resultaten führt. Sie ist in der Analysepraxis schon 
seit Jahren durch die Aufgliederung nach Migrati-
onshintergrund ersetzt worden, die wiederum nur 
der Mikrozensus oder die Einwohnerregister liefern 
können.

Da die Quellen der Bevölkerungsfortschreibung 
auf Verwaltungsdaten beruhen, die ebenfalls in 
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7  |  �Persönliches Einkommen der Partner 
nach Lebensformen in Berlin 2012
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den Einwohnerregistern verwendet werden, stellt 
sich die Frage, ob diese Statistik überhaupt erfor-
derlich ist. Der entscheidende Unterschied besteht 
darin, dass die Fortschreibung auf dem Zensuser-
gebnis aufsetzt, und nur der Zensus eine exakte 
Bestandsaufnahme der Bevölkerung darstellt. Der 
Zensus 2011 hat für Berlin gezeigt, dass sowohl die 
Fortschreibung als auch der Einwohnerregisterbe-
stand erheblich überhöht waren.9 Immerhin war das 
Einwohnerregister etwas weniger überhöht als die 
Bevölkerungsstatistik.

Es steht somit außer Frage, dass es erheblich ratio-
neller wäre, die Einwohnerregister mit dem Zensus-
ergebnis zu korrigieren. Dies gilt umso mehr, seit 
der Zensus 2011 selbst auf einer Registerauswertung 
beruht und die erforderlichen Korrekturen im Einzel-
nen nachgewiesen hat. Aus statistischer Sicht sollte 
die laufende Bevölkerungsstatistik dahingehend re-
formiert werden, dass der Bevölkerungsstand nach 
Alter und Geschlecht als amtliche Einwohnerzahl 
nach statistischen Qualitätskriterien als Registersta-
tistik aus den Melderegistern ermittelt wird.

Hätten wir ein bevölkerungsstatistisches System, 
das die amtliche Einwohnerzahl aus den Einwohner-
registern gewinnt, hätten wir zudem eine hervorra-
gende Grundlage für Stichprobenziehungen. Das 
gegenwärtige System der Haushaltsstatistiken ist 
dadurch belastet, dass aus den Volkszählungen eine 
gesonderte Datensammlung für eine Flächenstich-
probe erzeugt wird und mit erheblichem Aufwand 
über die Jahre bis zur nächsten Zählung aktualisiert 
werden muss. Außerdem müssen die Hochrechnun-
gen an eine nachweislich im Laufe der Jahre immer 
mehr fehlerbehaftete Bevölkerungsfortschreibung 
angepasst werden. 

9  Jürgen Paffhausen: Anmerkungen zu 
Abweichungen der Bevölkerungszahl 
des Zensus 2011 von den bisher er-
mittelten Einwohnerzahlen für das 
Land Berlin; „Statistik Berlin-Branden-
burg, Zeitschrift für amtliche Stati-
stik“, Heft 3/ 2013, S. 30-33.

10  Randall L. Sell, ScD, and Jeffrey Blake 
Becker, Sexual Orientation Data Col-
lection and Progress Toward Healthy 
People 2010, American Journal of Pu-
blic Health, June 2001, Vol. 91, No. 6,  
S. 876.

11  In solcher Weise wird bereits bei-
spielsweise in der US-amerikanischen 
Statistik bei der Erhebung der eth-
nischen Zugehörigkeit verfahren: “The 
Interagency Committee developed 
the following principles to govern the 
review process: 1. The racial and ethnic 
categories set forth in the standards 
should not be interpreted as being 
primarily biological or genetic in refe-
rence. Race and ethnicity may be 
thought of in terms of social and cul-
tural characteristics as well as ancestry. 

2. Respect for individual dignity 
should guide the processes and me-
thods for collecting data on race and 
ethnicity; ideally, respondent 
self-identification should be facili-
tated to the greatest extent possible, 
recognizing that in some data collec-
tion systems observer identification 
is more practical.” Office of Manage-
ment and Budget, Revisions to the 
Standards for the Classification of  
Federal Data on Race and Ethnicity, 
Federal Register Notice, October 30, 
1997. http://www.whitehouse.gov/
omb/fedreg_1997standards/.

Bei einer hinreichend großen Stichprobe sollten 
zudem klassifizierende Merkmale der Bevölkerung 
vorzugsweise durch Befragung und Selbsteinstu-
fung der Auskunftsgebenden erfragt werden, so 
zum Beispiel der Migrationshintergrund, die Haus-
haltszugehörigkeit und der Bildungsstand; unter 
Umständen auch, wie bereits in der US-amerika-
nischen Statistik eingeführt, das Geschlecht.10 Es 
zeichnet sich ein Einstellungswandel in der Gesell-
schaft ab, nach dem die Zurechnung von die Bevöl-
kerung einteilenden Kategorien ein individuelles 
Recht der persönlichen Wahl ist, wobei vermeintlich 
naturgegebene und amtliche Fremdzuschreibun-
gen immer weniger von den Betroffenen akzeptiert 
werden. Aus statistischer Sicht wäre es realitätsnä-
her, wenn solche Merkmale als Selbsteinstufung 
der Befragten erhoben werden. Aus Respekt für die 
individuelle Menschenwürde sollte den Responden-
ten in weitest möglicher Weise die Selbsteinstufung 
ermöglicht werden.11

Dr. Peter Lohauß war bis Februar 2014 Leiter der 
Abteilung Bevölkerung und Regionalstatistik des 
Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg. Zu seinen 
Forschungsschwerpunkten gehören die Bereiche 
Sozialstrukturanalyse und Demografie.
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Dr. Lohauß | Ver-
steht man unter 
„in“ sein das, was 
viele Menschen 
selbstverständ-
lich tun, dann 
trifft dies sicher 
noch auf die 
klassische Ehe 
zu. Versteht man 
aber unter „in“ 
sein das, was 
im Trend liegt 
und was aktuell 
die meisten 
Menschen als 
Lebensform 
wählen, dann 
sind Single-Sein 

und nichtverheiratetes Zusam-
menleben eindeutig die angesag-
ten Lebensformen. Dabei ist auffäl-
lig, dass die Ehe nicht einfach von 
einem anderen Lebensformmodell 
abgelöst wird, sondern dass 
die Menschen eine Vielzahl von 
Formen der Partnerschaft oder des 
Alleinlebens finden. Hierzu gehö-
ren nicht nur die Familienformen 
von hetero- oder gleichgeschlecht-
lichen Paaren oder Alleinerziehen-
den mit Kindern, sondern auch Le-
bensformen, die von der amtlichen 
Statistik überhaupt nicht erfasst 
werden: Paare, auch mit Kindern, 
in denen die Bezugspersonen in 
verschiedenen Wohnungen leben 
oder Patchwork-Familien mit 
Kindern aus verschiedenen Ehen. 
Familien bestehend aus Ehepaaren 
mit Kindern im Haushalt sind heu-
te in der Minderheit, die wachsen-
de Mehrheit der Erwachsenen lebt 
allein oder als Paar ohne Kinder im 
Haushalt.
 

Durch die Berücksichtigung der eingetra-
genen Lebenspartnerschaften wird erst-
mals seit 138 Jahren in der laufenden 
Bevölkerungsstatistik die Erfassung des 
Familienstandes verändert. Angesichts 
der Vielfältigkeit von individuellen Le-
bensformen in unserer heutigen Zeit 
– wie viele Jahre wird diese Revision 
halten?

Dr. Lohauß |  Die Kontinuität der 
Erhebungen auch über lange 
Zeiträume ist ein Qualitätsmerk-
mal der amtlichen Statistik. Wenn 
allerdings neue gesellschaftliche 
Verhältnisse nicht mehr mit den 
gewohnten Kategorien erfasst 
werden können, müssen auch die 
Erhebungsmerkmale angepasst 
werden. Dies könnte besser gelin-
gen, wenn die amtliche Statistik 
nicht auf Vorgaben aus der EU 
wartet, sondern hier auch einmal 
Eigeninitiative ergreift.
 
Im Mikrozensus und im Einwohnerregis-
ter werden die neuen Familienstände 
schon seit längerem statistisch erfasst. 
Welche neuen Erkenntnisse können 
durch die Erweiterungen der Bevölke-
rungsfortschreibung gewonnen werden?

Dr. Lohauß |  Die amtliche Statistik 
ist grundsätzlich als zusammen-
hängendes System konzipiert, 
um auch komplexe Sachverhalte 
abbilden zu können. Die Fort-
schreibung als wichtiger Baustein 
des Systems der Bevölkerungssta-
tistiken leistet im Anschluss an den 
Zensus die verlässliche Ermittlung 
der amtlichen Bevölkerungszahlen 
der Gemeinden, der Länder und 
des Bundes. Für soziographische 
Auswertungen ist der Mikro-
zensus die geeignete Quelle und 
für kleinräumige Auswertungen 
sind es die Einwohnerregister. Die 
Fortschreibung sollte nicht mit 
Merkmalen überfrachtet werden, 
für die sie von ihrer Methodik 
her wenig geeignet ist, vielmehr 
sollten der Mikrozensus in Bezug 
auf die Auswertungstiefe gestärkt 
werden und die Einwohnerre-
gister qualitätsgesichert und im 
Hinblick auf amtliche landes- und 

Fachgespräch mit Dr. Peter Lohauß

	 ⌜	Ist die klassische Ehe heute noch „in“?

Dr. Peter Lohauß war bis zu 
seinem Ausscheiden im  
Februar 2014 Abteilungsleiter 
der Abteilung Bevölkerung  
und Regionalstatistik des  
Amtes für Statistik Berlin- 
Brandenburg.

bundesstatistische Auswertungen 
entwickelt werden. Aus meiner 
Sicht ist mit der Erweiterung der 
Fortschreibung um neue Merkma-
le des Familienstandes und um das 
Merkmal Staatsangehörigkeit we-
nig gewonnen, da diese Merkmale 
bereits in den anderen Erhebungen 
umfassend erhoben werden. Mit 
dem Zensus als Basis müssen die 
Bevölkerungsstatistiken als zusam-
menhängendes System betrachtet 
und die Einwohnerregister als 
Quelle amtlicher Statistik erschlos-
sen werden.
 
Zum Ende Ihrer aktiven Zeit im Amt für 
Statistik ein kurzer Rückblick: An welcher 
Stelle war bzw. ist die amtliche Statistik 
ein entscheidender Motor für die 
statistische Infrastruktur in Deutschland 
und wo hat sie wichtige Entwicklungen 
versäumt?

Dr. Lohauß |  Im Vergleich zu den 
Statistiken im Europäischen Sta-
tistischen System ist die deutsche 
amtliche Statistik insgesamt 
hervorragend in Bezug auf die 
Verlässlichkeit, Genauigkeit und 
Pünktlichkeit ihrer Ergebnisse, und 
dies trifft besonders auf den Mik-
rozensus und die Bevölkerungssta-
tistiken zu. Am innovativsten und 
erfolgreichsten war die Etablie-
rung der Forschungsdatenzentren 
der Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder. Die schwersten 
Versäumnisse liegen darin, dass 
die politischen und finanziellen 
Entscheidungsträger für die amtli-
che Statistik in Deutschland außer 
einem einseitigen Kostenreduzie-
rungsdenken kaum Vorstellungen 
zur Entwicklung einer gemein-
wohlorientierten öffentlichen 
Informationsinfrastruktur haben.
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Ende Februar 2014 wurde der nach 2008 
und 2010 inzwischen dritte gemeinsame 
Bildungsbericht des Amts für Statistik 
Berlin-Brandenburg und des Instituts für 
Schulqualität der Länder Berlin und Bran-
denburg e. V. veröffentlicht. Angelehnt an 
das Indikatorenkonzept des nationalen 
Bildungsberichts Bildung in Deutschland 
stellt die Berichtsreihe Bildung in Berlin 
und Brandenburg die Grundlage eines 
effektiven Bildungsmonitorings für die 
Metropolregion dar. Der im Auftrag der 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Wissenschaft Berlin sowie des Minis-
teriums für Bildung, Jugend und Sport 
Brandenburg erstellte Bericht hat den 
Anspruch, zentrale Aspekte des Bildungs-
wesens auf Grundlage sowohl amtlicher 
als auch nicht amtlicher Daten umfassend 
darzustellen. Eine Anschlussfähigkeit an 
die stärker regionalisierte Bildungsbe-
richterstattung – wie sie beispielsweise 
im Rahmen des Programms Bildung vor 
Ort auf Kreisebene stattfindet – einerseits 
und die nationale und internationale 
Bildungsberichterstattung andererseits 
ist durch die Orientierung an etablierten 
Indikatorenkonzepten gegeben.

Bildung in Berlin und Brandenburg  2013

Ein indikatorengestützter Bericht 
zur Bildung im Lebenslauf

statistik  Berlin Brandenburg

Im Auftrag der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft Berlin 
und des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport Brandenburg
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	⌜	Bildung in Berlin und Brandenburg 2013

Eine sinnvolle Bildungsberichterstattung setzt voraus, dass das Phäno-
men Bildung nicht einseitig institutionell betrachtet wird – Bildung ist ein 
lebenslanger Prozess, der in unterschiedlichen Settings und unter einer 
Vielzahl von Rahmenbedingungen stattfindet. So liegt ein Fokus des 
Bildungsberichts auf einer Beschreibung der familiären Verhältnisse, unter 
denen Kinder aufwachsen – gerade in Deutschland sind diese nach wie 
vor deutlich mit dem Bildungserfolg der Kinder korreliert. Familiäre Risiko-
lagen für Bildung können identifiziert und in ihrem Umfang beschrieben 
werden. Für die Metropolregion ist zudem eine Analyse der demografi-
schen Entwicklung wichtig, da die das Bildungssystem durchlaufenden 
geburtenschwachen Jahrgänge aus den früheren 1990er Jahren die 
Bildungsplaner vor eine große Herausforderung stellen. Weiter werden 
Grundinformationen wie der Bildungsstand der Bevölkerung dargestellt 
und im Zeitverlauf betrachtet.

Eine detaillierte Auseinandersetzung mit den Phasen der frühkindlichen 
Bildung, der allgemeinbildenden Schule bis hin zu den verschiedenen 
Optionen der beruflichen Bildung zeichnet ein umfassendes Bild der 
institutionellen Bildungsangebote selbst und auch der Wahrnehmung 
dieser Angebote. In den Phasen bis zum Abschluss der allgemeinbilden-
den Schule ist dabei die Betrachtung von Migrationsaspekten interessant, 
da sich insbesondere hinsichtlich der Nutzung der Bildungsangebote 
und – eingeschränkt – des Bildungserfolgs teilweise deutliche Unter-
schiede zwischen der Bevölkerung mit und ohne Migrationshintergrund 
ausmachen lassen.

Das umfangreiche Abschlusskapitel widmet sich der Qualitätssicherung 
und Qualitätsentwicklung in der Schule. Die offiziellen Maßnahmen zur 
Qualitätsbewertung von Schulen werden thematisiert und die entspre-

chenden Ergebnisse vorgestellt. 
Der Leistungsstand von Schülern 
wird auf Grundlage von empi-
rischen Untersuchungen des 
Ländervergleichs (basierend auf 
den Bildungsstandards der Kultus-
ministerkonferenz) und von Ver-
gleichsarbeiten in der dritten und 
achten Jahrgangsstufe regionali-
siert dargestellt. Ein ausführlicher 
Tabellenanhang dokumentiert die 
Datengrundlagen der vorgenom-
menen Analysen.

Der Bericht wird unter 
www.bildungsbericht-berlin-branden-
burg.de zum kostenfreien Download 
angeboten.
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Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen

	 ⌜	Staat und Volkswirtschaft in der amtlichen Statistik in Deutschland 
Zur Geschichte staatlicher und volkswirtschaftlicher Gesamtgrößen

von Klaus Voy

Der folgende Text ist ursprünglich für einen Vortrag ausgearbeitet worden, gehalten im Rahmen des Wissen-
schaftlichen Kolloquiums „Die amtliche Statistik als Grundlage der Wirtschafts- und Sozialberichterstattung – 
langfristige Entwicklungslinien und Zukunftsperspektiven“ am 13. November 2013. Für den (überarbeiteten) 
Text ist der Vortragscharakter beibehalten, sodass auf die Angabe von Quellen und speziellen Belegen ver-
zichtet wurde. 

Das Thema des folgenden Beitrags ist Staat und 
Volkswirtschaft als Gegenstand der amtlichen Sta-
tistik seit Gründung der statistischen Ämter in der 
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Die politischen 
Gebilde, die sich in der Zeitenwende um 1800 zu 
modernen Staaten transformierten, leisteten einen 
Beitrag zur Herausbildung der Sphäre der Öffent-
lichkeit, indem sie einen Teil ihrer bis dahin überwie-
gend geheimen Datensammlungen in statistischen 
Ämtern konzentrierten und veröffentlichten. Die 
modernen Nationalstaaten – in Deutschland noch 
lange kleinteilig – gewannen als „abstrakte“ Gesamt-
gebilde nicht nur symbolische Existenz, sondern 
konnten insgesamt nur erkannt und dargestellt 
werden in nationalstaatlichen Gesamtgrößen – Be-
völkerung, Erwerbstätigkeit, volkswirtschaftliche 
Gesamtgrößen.

Nach einigen einleitenden Bemerkungen wird das 
Thema der nationalstaatlichen bzw. volkswirtschaft-
lichen Gesamtgrößen in der historischen Reihenfol-
ge ihrer Herausbildung in drei Schritten behandelt, 
nämlich Staatsgebiet und Bevölkerung, Erwerbstä-
tigkeit und Volkswirtschaft.

In einem ersten Schritt der Quantifizierung des 
Staates sind die Staatsgebiete der entstehenden 
Territorialstaaten in der frühen Neuzeit vermessen 
worden, erste Bevölkerungszahlen wurden ermit-
telt. Mit der Herausbildung der modernen Natio-
nalstaaten in der Zeitenwende um 1800 sind die 
Bevölkerungsstatistiken aufgebaut worden. Im Ver-
lauf des 19. Jahrhunderts, mit der Transformation 
der ständischen in die bürgerliche Gesellschaft, ist 
die Erwerbstätigkeit als Zentralbegriff der Gesamt-
arbeit und der gesellschaftlichen Arbeitsteilung 
entstanden. Die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und staatlichen Institutionen in den Nationalstaaten 
hatten sich um 1900 so weit verdichtet, dass sie als 
Volkswirtschaften mit spezifischen Gestalten und 
Umrissen erschienen und damit auch statistisch be-
schrieben werden konnten.

Da es sich bei diesen Themen nicht um die Erkennt-
nis und Beschreibung irgendwelcher äußeren Din-
ge handelt, sondern um die „Selbstwahrnehmung“ 
moderner Gesellschaften bzw. „abstrakter“ Staaten, 
wird abschließend die institutionalisierte politische 
Sozial- und Wirtschaftsberichterstattung behandelt, 
von der wesentliche Triebkräfte für den Aufbau der 
statistischen Berichtssysteme ausgingen. Diese An-
forderungen gesellschaftlicher Berichterstattung 
sind oft der unmittelbare Entstehungsgrund für 
gesamtstaatliche und gesamtwirtschaftliche Rech-
nungssysteme und Statistiken und auch aktuell das 
Feld, auf welchem der Streit um mehr oder minder 
radikal veränderte oder ganz andere Berichterstat-
tung über wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Themen ausgetragen wird.

Einleitendes
Das folgende ist ein Längsschnitt durch die Ge-
schichte der amtlichen Statistik, der nicht von ihren 
besonderen wissenschaftlichen, nämlich mathema-
tischen Methoden handelt, auch nicht von den Leis-
tungen der beteiligten Personen – so wichtig diese 
natürlich waren und im Einzelfall auch erwähnt wer-
den –, sondern von den fachlichen Konzepten und 
Darstellungsformen der amtlichen Statistik im Hin-
blick auf den modernen Nationalstaat.

Das Wort „Statistik“ hat sich ursprünglich auf die 
Staatsbeschreibungen der frühen Neuzeit bezogen, 
die, ausgehend von qualitativen Realien bzw. Sach-
stands- und Reiseberichten, immer mehr mit quanti-
tativen Darstellungen angereichert wurden. Statistik 
ist heute das Wort oder der Begriff für einerseits das, 
was von den Staatsbeschreibungen geblieben ist, 
Sammlungen von Zahlen überwiegend in Tabellen-
form, und andererseits für die speziellen mathema-
tischen Methoden, die in der statistischen Bearbei-
tung von Zahlenmaterial zur Anwendung kommen. 
Die Tendenz zur Quantifizierung in der Statistik war 
in der Neuzeit Teil eines breiten Stroms der Durchset-
zung von Zählen und Messen von natürlichen, tech-
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nischen und sozialen Erscheinungen, die von den 
Naturwissenschaften herkommend mit der Heraus-
bildung der modernen Staatlichkeit und Wirtschaft 
verbunden war und ist. Die amtliche Statistik hat bis 
jetzt nicht die Verbindung mit ihrem Ursprung verlo-
ren. Obwohl im Selbstverständnis wohl der meisten 
Statistiker/-innen die Staatsbeschreibungen längst 
vergangene Vorgeschichte sind, zeigt ein einfacher 
Blick in jedes Statistische Jahrbuch, dass die Vergan-
genheit lebt: In den Statistischen Jahrbüchern als 
einer wesentlichen Veröffentlichung der meisten 
Ämter werden für die jeweiligen Gebietseinheiten 
weitgehend quantitative Beschreibungen veröffent-
licht, welche die geographischen, wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Angelegenheiten umfassen. 

Gesellschaft, Wirtschaft und Politik sind in „vormo-
dernen“ Verhältnissen komplex verschränkt in Herr-
schaften und Hauswirtschaften. Nach der Frühform 
des absolutistischen Territorialstaates beginnen erst 
mit dem Übergang zum modernen Nationalstaat 
um 1800 – in Mitteleuropa bzw. Deutschland deut-
lich später – die Prozesse, in welchen der moderne 
Verwaltungsstaat und die marktbezogene Volkswirt-
schaft entstehen und mit diesen die Scheidung von 
Staat und bürgerlicher Gesellschaft, in dieser letzte-
ren dann die Scheidung von Privathaushalten und 
Unternehmen.

Im deutschen Sprachraum sind im 19. und frühen 
20. Jahrhundert durchaus die „westlichen“ Begriffe 
Politische Ökonomie bzw. überwiegend National-
ökonomie üblich. Der Begriff Volkswirtschaft mit 
einem aus der Romantik stammenden Akzent auf 
Gesellschaft bzw. mehr noch Gemeinschaft im Un-
terschied zum Staat hat sich erst seit dem späten 
19. Jahrhundert durchgesetzt, hat aber später einen 
neutralen Sinn bekommen.

Ein Überblick der politökonomischen Geschich-
te Deutschlands bzw. Mitteleuropas seit 1800 – seit 
es staatliche statistische Ämter gibt – zeigt die be-
kannte wechselvolle Geschichte, insbesondere im 
Hinblick auf Staat und Nation, die ja für statistische 
Gesamtgrößen von zentraler Bedeutung sind. Hier 
ist nur auf zwei Aspekte hinzuweisen, welche die 
Entwicklung in Deutschland von der in den meisten 
westeuropäischen Staaten unterscheidet. Erstens 
wurde der Nationalstaat erst 1871 gebildet, der aber 
bereits 1918, 1938 bis 1945 bzw. 1948/49 und dann 
1990 tiefgreifenden Veränderungen ausgesetzt war. 
Die damit verbundenen jeweiligen Änderungen 
der Gebietsstände durch Zusammenschlüsse, Ab-
trennungen, Annexionen, Spaltungen und erneute 
Zusammenschlüsse haben die statistische Erfassung 
und Darstellung der jeweiligen Staaten und Volks-
wirtschaften stark beeinträchtigt. Verstärkt wurden 
diese Effekte zweitens dadurch, dass die historischen 
Umbrüche meist mit tiefen mehrjährigen Krisen und 
Katastrophen verbunden waren, so nach dem Ersten 
Weltkrieg und in der Inflation 1922/23, während der 
Weltwirtschaftskrise nach 1929, nach dem Zweiten 
Weltkrieg bis 1948/49 und nach der Wende 1990, die 
jeweils deutliche Spuren und Lücken in den statisti-
schen Zeitreihen hinterlassen haben, bedingt durch 
die Ereignisse selbst und durch die erschwerte bzw. 
verunmöglichte Arbeit der statistischen Ämter.

Staatsgebiet und Bevölkerung
Der moderne Staat, international auch Nation ge-
nannt, hat sich um 1800 herausgebildet. Aber be-
reits vorher wurden die absolutistischen Territorial-
staaten in West- und Mitteleuropa im Rahmen des 
Aufbaus rationeller Verwaltungen in der Fläche ver-
messen und in vielen anderen Dimensionen quanti-
fiziert. Bevölkerungszahlen, gewonnen aus Kirchen-
registern und durch einzelne Zählungen, wurden 
bereits im 17. und 18. Jahrhundert zur Grundlage für 
Demographie (für politische Zwecke und Lebens-
versicherungen), in England Politische Arithmetik 
genannt, in Mitteleuropa Teil der Statistik.

Mit der Herausbildung der modernen Nationalstaa-
ten wurde der Bevölkerungsbegriff – die Gesamt-
zahl im Unterschied zu den vorher überwiegend 
interessierenden Wehrfähigen oder (besteuerbaren) 
Haushaltsvorständen – zur ersten „abstrakten“ Re-
präsentation der Gesamtnation. Diese meist durch 
Volkszählungen (als Ersatz für die vorherigen Aus-
zählungen der polizeilichen Unterlagen) gewonne-
nen Bevölkerungszahlen konnten nicht nur besser 
den demographischen und versicherungstechni-
schen Zwecken dienen, sondern wurden wichtige 
Rechengrößen für Politik und Verwaltung, für Zu-
weisung und Verteilung von politischem Einfluss 
sowie finanziellen Einnahmen und Ausgaben. Das 
ist bis heute so. In der Öffentlichkeit wichtiger waren 
aber die um 1900 zu laufenden Systemen ausgebau-
ten Bevölkerungsstatistiken aufgrund der damals 
beginnenden bevölkerungspolitischen Diskurse 
und Debatten, festgemacht am Geburtenrückgang 
und dem bereits sehr früh an die Wand gemalten 
drohenden Aussterben der Deutschen. Auch diese 
Debatten sind bis heute geblieben.

Die umfassenden Zählungen lieferten nicht nur 
Daten über die Bevölkerung in demographischer 
Hinsicht, sondern waren meist als Volks- und Berufs-
zählungen, ergänzt um Gewerbezählungen, darauf 
angelegt, zugleich Daten über die wirtschaftliche, 
berufliche und soziale Struktur der Bevölkerung be-
reitzustellen.

Stand, Beruf, Erwerbstätigkeit
Aus der noch weitgehend ständischen Gesellschaft 
des 18. Jahrhunderts hat sich, beschleunigt durch 
die Wirkungen der Französischen Revolution, im 
19. Jahrhundert die bürgerliche Gesellschaft entwi-
ckelt, immer mehr geprägt durch das Besitz- und 
Bildungsbürgertum, unter Fortdauer allerdings der 
Dominanz des Adels. Der Übergang zur modernen 
Erwerbs- bzw. Industriegesellschaft begann auch in 
Anfängen im 19. Jahrhundert, sichtbar an der Her-
ausbildung der industriellen Lohnarbeit und deut-
lich später der Angestellten als neue soziale Schicht. 

Dieser langfristige wirtschaftliche und soziale 
Wandel lässt sich an den Kategorien und Begriffen 
der Volks- und Berufszählungen ablesen, wenn auch 
mit gewissen Verzögerungen. In der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts galten (noch) Gliederungen 
der Bevölkerung nach dem Stand der Haushaltsvor-
stände als selbständige Eigentümer oder Abhängi-
ge und ihrem persönlichen Beruf, beides ineinander 
verschränkt. Für das spätere 19. Jahrhundert, abge-
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schlossen dann erst im ersten Drittel des 20. Jahr-
hunderts, dokumentieren die Kategorien und Klas-
sifikationen der Volks- und Berufszählungen eine 
Ausdifferenzierung dieser und weiterer Merkmale, 
welche zunächst den ganzen Haushalten bzw. ihren 
Vorständen, dann aber immer mehr auch den an-
deren einzelnen Personen zugeschrieben werden: 
Haushaltszugehörigkeit, Lebensunterhalt, Erwerbs-
beteiligung, Wirtschaftsbereich, Beruf, Stellung im 
Beruf, Erwerbstätigkeit.

Die Entwicklungen fassen sich dahin zusammen, 
die Erwerbstätigkeit zum zentralen Gesamtbegriff 
und damit zu einer ersten Form der statistischen 
Darstellung der Volkswirtschaft zu machen. Aller-
dings bleibt eine wichtige Frage in den Erhebungs- 
und Darstellungskonzepten der Berufszählungen 
schwankend und in den Deutungen umstritten, 
nämlich die Behandlung der überwiegend weibli-
chen Hausarbeit, insbesondere in Landwirtschaft 
und Kleingewerbe. Während die einen dafür plä-
dieren, sie in den Berufszählungen möglichst ins-
gesamt als Erwerbstätige zu erfassen, nicht nur als 
mithelfende Familienangehörige, sondern auch mit 
dem Beruf Hausfrau, stellen sich andere auf den 
Standpunkt der Gewerbezählungen, in denen nur 
die Personen als Erwerbstätige erfasst werden, die 
in Unternehmen tätig sind (Unschärfe: mithelfen-
de Familienangehörige im Kleingewerbe). Für die 
Gesamtwirtschaft muss dann versucht werden, die 
landwirtschaftliche Bevölkerung, die gesondert ge-
zählt wird, in vergleichbarer Weise zu behandeln. 
Diese Frage, welche die Berufszählungen in der Er-
hebungspraxis und Interpretation der Ergebnisse 
bewegt hat, kann in der Ermittlung des Volksein-
kommens offen bleiben, wird aber in der Entwick-
lung volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen wich-
tig und muss dann entschieden werden, nämlich in 
der zentralen Definition der Produktion (gleich Er-
werbstätigkeit).

Die Herausarbeitung des Begriffs der Erwerbstä-
tigkeit als erster volkswirtschaftlicher Gesamtbegriff 
ist eine wesentliche Voraussetzung für die Aufstel-
lung volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen, weil 
damit gegenüber den ständischen Unterschieden 
eine einheitliche Dimension der gesellschaftlichen 
Gesamtarbeit als Erwerbstätigkeit herausgearbeitet 
war, auch gegenüber ökonomischen Theorien, die 
eine engere produktive Arbeit ins Zentrum stellen 
wollten. Es blieb doch die anfangs auch quantitativ 
gravierende „Unschärfe“ der Behandlung der häusli-
chen Mischung von Erwerb und Haushalt und auch 
der Hausarbeit im engeren Sinn, die erst durch die 
Festlegungen des Produktionsbegriffs der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen – und direkt nur für 
diese – beseitigt wurde. Auch für weit entwickelte 
Industrieländer bleibt die Frage der Behandlung 
der Hausarbeit im engeren Sinn umstritten, für die 
weniger entwickelten Teile der Welt ist der geld-
wirtschaftliche Produktionsbegriff und seine Impli-
kationen für die Darstellung der gesellschaftlichen 
Gesamtarbeit noch unbefriedigender.

Gesamtrechnungen für Volkswirtschaften
Das Gebiet von Territorial- bzw. Nationalstaaten ist 
eine technisch messbare physische Größe. Die Be-
völkerung, zusammengefasst in einer Gesamtzahl, 
ist ein zwar abstraktes, aber doch noch ein einfaches 
empirisches Phänomen: Auszählungen von Merk-
malen der statistischen Einheit Person. 

Volkswirtschaften sind nationale Wirtschaftsge-
biete mit eigenen Institutionen und Regelungen 
aufgrund politischer Eingriffe und Begrenzungen. 
Umstritten ist, ob und inwieweit diese politischen 
Institutionalisierungen den gesellschaftlichen Cha-
rakter der Wirtschaft zum Ausdruck bringen und 
für das Funktionieren insgesamt unentbehrlich sind 
oder ob es sich um wirtschaftsfremde politische Ein-
griffe handelt.

Die historische Entwicklung der Markt- bzw. Geld-
wirtschaft und ihrer theoretischen Erklärungen 
sind geprägt durch zwei verschiedene Sichtweisen 
wirtschaftlicher Phänomene, insbesondere wenn 
sie sich nicht auf die einzelnen Akteure und Märkte, 
sondern auf die Wahrnehmung und Darstellung von 
Gesamtwirtschaften beziehen. Historisch handelt es 
sich dabei in Europa seit der frühen Neuzeit zuerst 
um Stadt-, dann Territorial-, zuletzt Volkswirtschaf-
ten, immer in einem weiteren weltwirtschaftlichen 
Rahmen. 

Wirtschaft kann als Marktwirtschaft, als Vielheit 
von Märkten gesehen werden – und stellt sich als 
das gegenüber den traditionellen Hauswirtschaften 
historisch Neue auch so dar. Diese Märkte waren al-
lerdings nicht privat und frei, sondern sozial einge-
bettet bzw. institutionalisiert und schufen bedingt 
durch ihre Öffentlichkeit eine Fülle von Daten über 
Preise, Aktienkurse usw. Wenn das Wirtschaften nur 
als Gesamtheit aller vernetzten Märkte neoklassisch 
in den Gleichgewichtsmodellen dargestellt wird, 
erscheint deren nationale Begrenzung willkürlich 
(allerdings nur deshalb, weil in den Modellen noch 
willkürlicher die Zahl der Märkte beliebig ist).

Gesamtwirtschaften können aber auch gesehen 
werden als System von markt- und geldwirtschaft-
lichen Verflechtungen zwischen den wirtschaftli-
chen Einheiten einer Volkswirtschaft und besonders 
innerhalb eines Währungsgebietes, das zwar nach 
außen mehr oder minder offen ist, aber innere phy-
sische und monetäre Kreisläufe aufweist, die durch 
gesamtwirtschaftliche und saldenmechanische Zu-
sammenhänge bestimmt sind. 

Die Transaktionen der erwerbswirtschaftlichen 
und haushaltsbezogenen Einheiten, die sich im 
19. Jahrhundert herausgebildet haben, galten – 
wenn sie nicht auf den eben genannten Märkten 
stattfanden – lange Zeit als Privatangelegenheiten, 
nachdem der Wirtschaftsliberalismus die vorherigen 
obrigkeitlichen Regelungen aufgehoben hatte. Das 
galt auch für die Buchführungen von Unternehmen 
und die privaten Haushaltsrechnungen – soweit sie 
überhaupt aufgestellt wurden; selbst öffentliche 
Haushalte waren zumindest in Teilen noch fürstliche 
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Privatangelegenheiten. Für die Entstehung von auf-
gezeichneten Prozessdaten aus Buchführungen und 
Haushaltsrechnungen ist im ganzen 19. Jahrhundert 
zu unterscheiden: Der größte Teil der wirtschaftli-
chen Einheiten war anfangs und noch lange „Haus-
wirtschaft“, also Einheiten, die Privathaushalte und 
Kleingewerbe bzw. Landwirtschaft mit flexiblem Ar-
beitseinsatz für diese Tätigkeiten in sich vereinigten. 
Sie stellten, wenn überhaupt, nur einfache Einnah-
me-Ausgabe-Rechnungen für ihre Beziehungen mit 
anderen Einheiten auf. 

Nur die wenigen staatlichen Betriebe und privaten 
Kapitalgesellschaften, Banken und Versicherungen 
führten Bücher, allerdings über minimale Dokumen-
tationen ihrer externen Guthaben und Schulden 
hinaus nur, soweit sie durch staatliche Regelungen 
gezwungen waren, also erst mit den ersten Einkom-
mensteuern einzelner Bundesstaaten. Im staatli-
chen Bereich wurden erst seit der Jahrhundertwen-
de nach teilweise langwieriger Trennung zwischen 
den fürstlichen bzw. königlichen Privatkassen und 
den jeweiligen staatlichen bzw. öffentlichen Kassen 
Haushaltsrechnungen von Regierungen (Gebiets-
körperschaften), Sozialversicherungen und Gemein-
den sowie Öffentlichen Betrieben bzw. Unterneh-
men aufgestellt und veröffentlicht.

Es kann die Frage aufgeworfen werden, warum 
Gesamtrechnungen erst im 20. Jahrhundert entwi-
ckelt wurden, obwohl die Wirtschaft des 19. Jahr-
hunderts bereits eine ganz ähnliche Marktwirtschaft 
(Kapitalismus) gewesen ist. Wenn sich Wirtschaft 
und Gesamtwirtschaft nicht geändert hätten, bliebe 
nur die These, dass ein verändertes wirtschaftspoli-
tisches Regime sich ein ihm entsprechendes Instru-
ment, die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
(VGR), geschaffen habe, also der Keynesianismus als 
neue Konjunkturpolitik oder die Kriegswirtschaf-
ten. Diese Sichtweise verkennt den Charakter der 
Wirtschaft des 19. Jahrhunderts zumindest in Mit-
teleuropa (England war viel weiter entwickelt) und 
folgt damaligen modischen Theorien, die – wie es 
auch heute noch üblich ist – aus eher kleinen neuen 
Wirtschaftsbereichen – damals die Industrie, heute 
das Internet – gleich einen neuen Charakter der Ge-
samtwirtschaften machen. Erst in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts haben sich zumindest für den 
überwiegenden Teil der Gesellschaften aus den vor-
herigen Hauswirtschaften die modernen Unterneh-
men und Privathaushalte herausgebildet. Und erst 
die staatlichen Regulierungen haben dazu geführt, 
dass ernsthaft an umfassendere wirtschaftliche 
Rechnungsführungen und ihre statistische Zusam-
menfassung auf nationaler Ebene gedacht werden 
konnte. Zu diesen praktischen Voraussetzungen 
mussten aber noch einige theoretisch-konzeptio-
nelle Entwicklungen und politische Konstellationen 
hinzukommen und manche ideologischen Theo-
rien zurückgedrängt werden, um den Weg für die 
Aufstellung Volkswirtschaftlicher Bilanzen bzw. Ge-
samtrechnungen frei zu machen.

Volkswirtschaft  
und die frühen statistischen Ämter
Die Jahrzehnte um 1800 sind in Mitteleuropa die Zeit 
des insgesamt gewaltsamen und revolutionären 
Umbruchs vom Absolutismus bzw. der ständischen 
zur bürgerlichen Gesellschaft, der einerseits verbun-
den war mit der partiellen Öffnung des Staates zur 
Gesellschaft, seine Beteiligung an der entstehenden 
Öffentlichkeit, andererseits mit der Durchsetzung 
einer wirtschaftsliberalen politischen Orientierung. 
Die Gründung des Königlichen Preußischen Statis-
tischen Amtes im Jahr 1805 war ein nur kurzes In-
termezzo, in welchem Leopold Krug nach seinem 
physiokratischen System eine gesamtwirtschaftlich 
orientierte Statistik aufbauen sollte. Das blieb aber 
folgenlos, war nur ein später Nachklapp des Abso-
lutismus bzw. Merkantilismus, der in den damaligen 
revolutionären Umbrüchen unterging. Das 1809 nach 
dem preußischen Zusammenbruch erneut gegrün-
dete statistische Amt und die späteren Ämter der an-
deren deutschen Staaten sind dann im Kontext der 
autoritären Restauration und der wirtschaftslibera-
len Politiken zu sehen. Diese Ämter haben Statisti-
ken weitgehend auf der Basis der vorhandenen – im 
praktischen Verwaltungshandeln erzeugten – Ver-
waltungsdaten sowie der darüber hinaus nach den 
Bedürfnissen der Verwaltungen bzw. Staaten erho-
benen Daten erstellt – also beispielsweise Zoll- und 
damit Außenhandelsdaten und Volkszählungsdaten 
für Zwecke der Verteilung von Finanzmitteln.

Da die Staatstätigkeit unter wirtschaftsliberalen 
Vorzeichen beschränkt wurde, gab es wohl weniger 
Verwaltungsdaten als in der vorherigen Zeit des 
Absolutismus. Damals aber waren die Daten intern 
geblieben und wenig vergleichbar. Die neuen, zu-
mindest teilweise in der Öffentlichkeit agierenden 
statistischen Ämter legten demgegenüber großen 
Wert auf harmonisierte bzw. vereinheitlichte statis-
tische Konzepte und Klassifikationen, national und 
bald auch international. 

Die in den Statistischen Jahrbüchern dokumen-
tierten Datensammlungen waren Staatsbeschrei-
bungen im oben genannten Sinn, aber beschränkt 
auf die Daten, welche die Verwaltungen freigaben 
und die wenigen Daten aus originären Erhebungen. 
Neben diesem amtlichen Programm gab es wis-
senschaftliche Aktivitäten, oft auch von Außensei-
tern, die auf eine Weiterentwicklung der Statistiken 
letztlich für Volkswirtschaften gerichtet waren. Die 
Entwicklung von Preisindizes beispielsweise war in 
gewisser Weise demgegenüber neutral, ergab aber 
doch nur gesamtwirtschaftlich Sinn, und das galt 
umso mehr für Schätzungen von Volks- bzw. Natio-
nalvermögen, später auch Volkseinkommen. Letzte-
re waren möglich auf der Grundlage der Daten aus 
einzelstaatlichen Vermögens- und ersten Einkom-
mensteuern. Die amtliche Statistik hat sich diesen 
theoretisch-konzeptionell fundierten Statistiken 
lange Zeit (bis in die zwanziger Jahre des 20. Jahr-
hunderts) verweigert, bestärkt durch große Teile der 
einschlägigen Wissenschaften, insbesondere der 
Volkswirtschaftslehre, welche damals der Quanti-
fizierung und Mathematisierung skeptisch gegen-
überstanden. 
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Globalisierung  
und nationalstaatliche Verdichtung um 1900
Heute wird oft auf die „erste“ Globalisierung um 
1900 hingewiesen, deren Ausmaß erst jetzt wieder 
erreicht würde – gemessen z. B. am Verhältnis des 
Außenhandels zum Bruttoinlandsprodukt (BIP). 
Ohne hier auf den anderen Charakter der dama-
ligen Globalisierung näher eingehen zu können 

– anderes Geld- und Kreditsystem, Verflechtung 
überwiegend der großstädtischen Metropolen –, ist 
jedoch interessant, dass in einem gewissen Span-
nungsverhältnis zur Globalisierung damals zugleich 
nationalstaatliche Verdichtungsprozesse im Zuge 
der fortschreitenden Industrialisierung und gesell-
schaftlichen Institutionalisierung, verbunden mit 
der Verrechtlichung von Wirtschaft, Politik und So-
zialverhältnissen stattfanden. Denn trotz aller au-
ßenwirtschaftlichen Offenheit konnten die für die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung notwendi-
gen Prozesse der Bildung gesellschaftlicher Rege-
lungen und Institutionen nur im Rahmen der und 
durch die Nationalstaaten erfolgen, was im Ergebnis 
bedeutete, dass die Institutionen aufgrund der je-
weiligen Traditionen und politischen Kräfteverhält-
nisse sehr unterschiedlich gestaltet wurden.

Damals wurden die Arbeitsverhältnisse und Unter-
nehmensbilanzen verstärkt verrechtlicht und gere-
gelt, Staats- und Gemeindehaushalte und die neuen 
Sozialversicherungen wurden immer mehr zu öf-
fentlichen Institutionen. Die Staatsbeschreibungen 
der statistischen Ämter konnten dadurch immer 
umfassender werden.

Nationalstaat und Volkswirtschaft wurden nicht 
mehr nur kulturell oder politisch als „Arbeitsgemein-
schaft“ wahrgenommen, sondern auch als nationale 
Gesamtwirtschaft, zuerst in der äußeren Abgren-
zung: Überschüsse oder Defizite im Waren- und 
Kapitalverkehr wurden zum Thema, das Bedürfnis 
nach Handels- und Zahlungsbilanzen entstand.

Aus der Wahrnehmung des rapiden wirtschaft-
lichen und sozialen Strukturwandels in den Jahr-
zehnten um 1900 entstand eine, heute merkwürdig 
antiquiert anmutende, Debatte um die Frage, ob 
Deutschland ein Agrar- oder Industriestaat sei, wer-
den oder sein solle – eine letztlich auch empirische 
Frage, zu deren Beantwortung nur die Berufszählun-
gen zur Verfügung standen.

Nicht zuletzt veranstaltete der Verein für Sozialpo-
litik, ein Zusammenschluss der meisten Ökonomen 
und Soziologen, die es damals erst seit wenigen Jah-
ren gab, im Jahr 1909 eine Tagung zum Thema „Pro-
duktivität der Volkswirtschaft“ – offenbar vor dem 
Hintergrund der überall sichtbaren wirtschaftlichen 
Fortschritte. Das Thema wurde außerordentlich breit 
und komplex behandelt, die Möglichkeiten von 
Quantifizierungen wurden kaum gesehen bzw. als 
ungeeignete Vereinfachung abgelehnt. 

Jedenfalls führten diese auf Nation und Volkswirt-
schaft bezogenen Debatten zu wissenschaftlichen 
Untersuchungen (meist im Rahmen des Vereins für 
Sozialpolitik) und auch zu ersten Regierungs- und 
Parlamentsberichten, für die ein statistischer Daten-
bedarf immer sichtbarer wurde. Aber das Programm 
der statistischen Ämter wurde im Wesentlichen um 

die o. g. Verwaltungsdaten erweitert, hinzu kamen 
vereinzelte Erhebungen bei privaten Haushalten 
(Wirtschafts- oder Haushaltsrechnungen genannt), 
kaum Industrie- und Wirtschaftsstatistiken.

Der Erste Weltkrieg und die große Inflation 
(1914 –1923)
Ungeachtet der zunehmenden staatlichen und 
gemeindlichen Tätigkeiten, wirtschafts- und sozial- 
politischen Eingriffe und Regelungen, die auch seit 
einiger Zeit „Volkswirtschaftspolitik“ genannt wur-
den, blieb die Grundvorstellung dominant, dass der 
Wirtschaftsprozess insgesamt eine privatwirtschaft-
liche Veranstaltung sei und auch sein und bleiben 
sollte, und dass der Staat sich wirtschaftspolitisch 
auf die Gewährleistung einer stabilen (Gold-) Wäh-
rung und auf möglichst kleine und ausgeglichene 
öffentliche Haushalte zu beschränken habe.

Der Erste Weltkrieg setzte dieser „guten alten Zeit“, 
die schon immer mehr Ideal denn Realität war, ein 
abruptes Ende. Weil unmittelbar vor Kriegsausbruch 
massenhaft versucht wurde, „Papiergeld“ in Gold 
einzutauschen, mussten Währung und Kapitalver-
kehr nationalisiert werden, und weil der Krieg un-
geheure staatliche Ausgaben erforderte, war an 
ausgeglichene Staatshaushalte nicht mehr zu den-
ken – zumal das Reich Staatspapiere verkaufte, also 
Schulden machte, mit der Zusicherung für das Pub-
likum, dass sie aus der „Kriegsbeute“ zurückgezahlt 
würden.

Nachdem klar war, dass der Krieg nicht nach ein 
paar Wochen oder Monaten gewonnen war, wurden 
kriegswirtschaftliche Maßnahmen und Regelungen 
erforderlich, um die Waffen- und Lebensmittelpro-
duktion aufrechtzuerhalten. Die realwirtschaftliche 
Lenkung der Kriegswirtschaft erfolgte durch bran-
chenbezogene Ausschüsse, in welchen die jeweilige 
Industrie und das Reich vertreten waren. Die prakti-
schen Maßnahmen dieser Ausschüsse liefen auf eine 
überwiegend naturale Ressourcenlenkung hinaus, 
die keiner neuen staatlichen Institutionen oder Sta-
tistiken bedurfte – welche die Industrie ja auch strikt 
ablehnte. 

Nach dem Ersten Weltkrieg und der militärischen 
Niederlage erzwang die allgemeine Not und die 
desolate Lage der öffentlichen Finanzen – in wel-
chen niedrige Einnahmen stark gewachsenen Aus-
gaben gegenüberstanden – eine grundlegende 
Finanzreform mit der Einführung einer Einkommen-
steuer des Reiches und einer allgemeinen Steuer 
auf gewerbliche Umsätze. Die praktische Durchset-
zung dieser Steuern, die erstmals den größten Teil 
der Unternehmen und der Bevölkerung erfassten, 
war nicht einfach, obwohl die Landwirtschaft aus-
genommen war – die Steuerhinterziehung mittels 
Schweizer Konten entstand damals. Aber die Bedeu-
tung dieser neuen Institutionen für die haushalts-
rechnerische und wirtschaftsstatistische Erfassung 
der Volkswirtschaft kann gar nicht überschätzt wer-
den. Denn erstens wurde dadurch der ganze Bereich 
der gewerblichen Wirtschaft zu einer geregelten 
Buchführung gezwungen und zweitens entstanden 
dadurch Daten – nicht nur über die Steuern, son-
dern auch die besteuerten Einkommen und Umsät-
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ze –, mit denen erste große Schritte zur statistischen 
Durchleuchtung der Privatwirtschaft getan waren. 

Für Entwicklung und Ausbau des statistischen 
Systems waren die Kommunalstatistiken in Krieg 
und Nachkrieg von ähnlicher Bedeutung. Die Woh-
nungsbewirtschaftung, die Lebensmittelversor-
gung und die Fürsorge für größere Bevölkerungstei-
le machten statistische Daten insbesondere über 
Einkommen, Lebenshaltung und Preise erforderlich; 
die daraus unter anderem entwickelten Preisindizes 
bekamen auch weitergehende wirtschafts- und so-
zialpolitische Bedeutung. 

Geld- und Konjunkturpolitik  
in den 1920er Jahren
Krieg und Nachkrieg zogen sich im Deutschen Reich 
bis zur Hyperinflation 1923 hin, sodass erst ab Mitte 
der 1920er Jahre einigermaßen reguläre wirtschafts-
politische Zeiten kamen, Stabilisierung genannt – 
allerdings weiter durch die Reparationen belastet. 
Zwar waren damals keineswegs die Vorstellungen 
aufgegeben worden, zur Vorkriegsnormalität des 
Goldstandards zurückzukehren, und gerade im 
Deutschen Reich war nach der Erfahrung mit der 
großen Inflation die Angst vor ihrer Rückkehr immer 
wieder da. 

Aber zunächst und ganz pragmatisch hieß „Nor-
malität“ erstens eine neue nationale Geldpolitik 
und zweitens eine Finanzpolitik, die besonders auch 
aufgrund des stark gewachsenen gesamtwirtschaft-
lichen Gewichts der öffentlichen Haushalte ihre 
volkswirtschaftlichen Folgen zur berücksichtigen 
hatte. Die neue, nicht mehr am Goldstandard ori-
entierte nationale Geldpolitik machte für die Deut-
sche Reichsbank als Zentralbank ausgeweitete und 
veränderte Daten erforderlich, die sich wesentlich 
auf das Währungsgebiet, also die Volkswirtschaft 
insgesamt bezogen. Im Deutschen Reich war die-
ser Zusammenhang allerdings dadurch modifiziert, 
dass die ganze Geld- und Finanzpolitik auf die Re-
parationen ausgerichtet war und zur Durchsetzung 
dieser Politik gegen anhaltenden deutschen Wider-
stand die Reichsbank und andere wichtige Instituti-
onen von den Alliierten direkt kontrolliert wurden. 
Die in anderen Ländern wichtigen Impulse aus den 
Anforderungen der Zentralbankpolitik zum Aufbau 
gesamtwirtschaftlicher Statistiken waren im Deut-
schen Reich eher gering, weil sie als ausländische 
Einmischung blockiert oder ignoriert wurden (ver-
gleiche das absurde Spiel um den „Wohlstandsindex“ 
im Zusammenhang mit der Festlegung der Höhe der 
Reparationen).

Aufgrund des Streites um die Reparationen waren 
seit 1918 auch die Ansätze zur statistischen Ermitt-
lung von Volkseinkommen und Volksvermögen, die 
in anderen Ländern verstärkt vorangetrieben wur-
den, auch aufgrund vielfacher anderer Widerstände 
blockiert. Es war bekannt, dass Bismarck 1871 die 
hohen Reparationszahlungen Frankreichs mit Hin-
weis auf die damaligen Volkseinkommenszahlen als 
tragbar begründet hatte. Eine ähnliche relative – re-
alistische – Sicht war im Deutschen Reich politisch 
inakzeptabel, da Kriegsschuld und Reparationen 
grundlegend abgelehnt wurden. 

In diesem Zusammenhang kann auch die Tagung 
des Vereins für Sozialpolitik im Jahr 1926 gesehen 
werden, die begriffskritische Untersuchungen (Gut-
achten) über Volkseinkommen und Volksvermögen 
zum Gegenstand hatte. Die „begriffskritische“ Quint-
essenz des Vorsitzenden Diehl in seinem oft zitier-
ten Schlusswort, dass gegenüber den Versuchen der 
Ermittlung von Volkseinkommen und Volksvermö-
gen nunmehr der letzte Rest von Hochachtung ver-
schwunden sei und es sich bei diesen statistischen 
Größen sowieso um politische Stimmungsmache 
handele, gilt allerdings eher für seine eigene Sicht 
der Dinge und seine Art der Zusammenfassung, 
denn in der Mehrzahl der Beiträge wird bei aller 
notwendigen methodisch-konzeptionellen Proble-
matisierung und Behandlung empirischer Schwie-
rigkeiten an der Sinnhaftigkeit und Machbarkeit der 
Aufstellung volkswirtschaftlicher Gesamtgrößen 
festgehalten. Die auch von wenigen artikulierte Ab-
lehnung war eher subjektiv-neoklassisch begründet 
denn „historistisch“ oder spezifisch deutsch, wie 
später manchmal gemutmaßt wurde. Wenn von der 
alles überlagernden Reparationsfrage abgesehen 
wird – die auf der Tagung nur indirekt erwähnt wur-
de –, verhielten sich die ökonomischen Wissenschaf-
ten damals in Deutschland wie auch woanders in 
Bezug auf volkswirtschaftliche Gesamtgrößen zwar 
eher, aber keineswegs durchgehend ablehnend. 

Seit dem Jahr 1926 ist das von Wagemann aus dem 
Statistischen Reichsamt – natürlich mit Billigung der 
zuständigen Reichsministerien – gegründete Ins-
titut für Konjunkturforschung (später in Deutsches 
Institut für Wirtschaftsforschung – DIW umbenannt) 
mit ersten Ergebnissen an die Öffentlichkeit getre-
ten. Wie in den USA bereits einige Jahre früher – und 
auch durch das Vorbild mit beeinflusst – wurden, 
zunächst ohne weitergehende theoretische Syste-
matisierung, Konjunkturindikatoren zusammenge-
stellt und in teilweise gebündelter Form in Berichten 
zur Konjunkturbeobachtung veröffentlicht. Diese 
Indikatoren beruhten auf teilweise weit zurück 
verfügbaren Daten von Märkten, von den Preisen 
für Rohwaren und andere wichtigen Handelsgüter 
bis zu Aktien- und Wertpapierkursen. Zwar wurden 
diese Indikatoren durch Wagemann, der auch theo-
retisch die Gesamtwirtschaft durch ein Kreislaufkon-
zept darstellte, systematisiert, unterschieden nach 
Real- und Finanzsphäre. Diese globalen Gliederun-
gen waren allerdings nur erste Formen des Schemas, 
das den späteren Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen zugrunde lag. 

Diese Art der Konjunkturbeobachtung geriet 
weltweit in eine tiefe Krise, als die Prognosen als 
Fortschreibungen der Indikatoren den Einbruch der 
Weltwirtschaftskrise 1929 nicht erkannt und seine 
Tiefe und Dauer unterschätzt hatten. Während sich 
ein Teil der Ökonomen auch als Reaktion auf die-
ses – oft übertriebene – „Versagen“ der quantitati-
ven Wirtschaftsforschung „fundamentalisierte“, also 
ganz von Empirie und Prozesspolitik verabschie-
dete und „Ordnungspolitik“ nach reinen Prinzipien 
predigte, setzte sich international recht breit eine 
Orientierung auf pragmatische Steuerung mittels 
quantitativer Modelle – Ökonometrie und Makro-
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ökonomie – durch. Realpolitisch war dieser Sin-
neswandel gefördert worden durch den Zerfall der 
Weltwirtschaft und die dadurch begünstigte neue 
zentrale Rolle, welche nunmehr die Nationalstaaten 
und ihre volkswirtschaftlichen Institutionen spielten. 

Die Verwendung der Schlagworte Volkswirtschaft 
und Sozialprodukt in der Öffentlichkeit und auch 
Politik ist eine Sache; die Umsetzung in praktikable 
Konzepte und statistische Systeme, für die stark er-
weiterte Datengrundlagen erforderlich waren, eine 
ganz andere Sache.

Volkseinkommen und mehr noch Sozialprodukt 
wurden in den zwanziger und frühen dreißiger 
Jahren des 20. Jahrhunderts zu regelrechten Mo-
deworten; das Statistische Reichsamt hat 1932 eine 
umfassende methodologische Studie zum dama-
ligen Stand der Erkenntnisse über die drei Seiten 
Entstehung, Verteilung und Verwendung des Volks-
einkommens mit einigen empirischen Teilergeb-
nissen veröffentlicht. Seit 1931 hat das Institut für 
Konjunkturforschung die einzelnen berechneten 
Gesamtgrößen in einen – allerdings noch nicht strikt 
systematisierten – Rahmen gestellt, der volkswirt-
schaftliche Bilanzen genannt wurde. Damit war zu-
nächst allerdings nicht mehr gemeint, als dass die 
einzelnen Teil- oder Gesamtgrößen, die von den ver-
fügbaren Daten her überhaupt berechnet werden 
konnten, in einen Rahmen einzufügen waren, der als 
Wirtschaftskreislauf beschrieben wurde, charakteri-
siert durch die grundsätzliche Identität von volks-
wirtschaftlicher Produktion bzw. Wertschöpfung, 
Verteilung und Verwendung, zusammengefasst in 
der oft betonten Gleichheit bzw. Gleichsetzung von 
Volkseinkommen und Sozialprodukt. Forschungs-
arbeiten über die volkswirtschaftlichen Bilanzen 
gab es nicht nur in Wagemannns Institut für Kon-
junkturforschung und im Statistischen Reichsamt, 
sondern auch in Gestalt von Grünigs Darstellung 
des Wirtschaftskreislaufs und in der „Kieler Gruppe“ 
am Institut für Weltwirtschaft in Kiel (Löwe, Colm, 
Marschak, Neisser), deren vielversprechende erste 
Ausarbeitungen, die mehr als die Wagemanns von 
der Produktion ausgingen, allerdings mit der Macht-
übernahme 1933, zuletzt wegen Emigration der poli-
tisch gefährdeten Beteiligten abrupt endeten.

In dem Rahmenschema der volkswirtschaftlichen 
Bilanzen wurde deutlich, dass nach dem Stand An-
fang der 1930er-Jahre zwar mittlerweile der Außen-
handel, der öffentliche Sektor und einige weitere 
aufgrund von Regulierungen dokumentierte Be-
reiche einigermaßen statistisch erfasst waren, aber 
die „Privatwirtschaft“ – neben den privaten Haushal-
ten insbesondere die Unternehmen, die landwirt-
schaftlichen Betriebe, Gewerbe und Industrie und 
Dienstleistungen – trotz Umsatzsteuer noch nicht 
dargestellt werden konnte, weil der Schritt zur Wert-
schöpfung nicht möglich war. Das war übrigens in 
der angelsächsischen Welt ganz anders, weil dort 
bereits seit etwa 1900 Produktionszensen als Teil der 
Volks- und Betriebszählungen erhoben wurden. Der 
sukzessive Aufbau einer laufenden Industriebericht-
erstattung seit 1930 und der Industriezensus von 
1936 sollten im Deutschen Reich diese Lücke schlie-
ßen.

Da im Deutschen Reich bereits vor 1933 und erst 
recht danach ständig von Staat, Volk und Volks-
wirtschaft, welcher die einzelnen Unternehmen zu 
„dienen“ hätten, die Rede war, ist es bemerkenswert, 
dass zwar allerlei Statistiken ausgebaut wurden, ins-
besondere im Bevölkerungsbereich, aber ein kon-
zeptioneller Fortschritt im Hinblick auf volkswirt-
schaftliche Bilanzen ausblieb und die notwendige 
Datenbasis nur sehr zögerlich ausgeweitet wurde, 
sodass letztlich der Bereich der gesamtwirtschaftli-
chen Statistiken und Rechnungen stagnierte – sehr 
im Unterschied zu anderen Staaten im Nordwesten 
Europas und in Nordamerika. Da dort – besonders in 
Skandinavien – sozial orientierte Reformkräfte und 
Versuche einer Beschäftigungspolitik gegen die Fol-
gen der Weltwirtschaftskrise eine wesentliche Rolle 
in der Entwicklung der VGR-Konzepte spielten – und 
dies alles im Deutschen Reich, wo sich Beschäfti-
gungseffekte nur durch Aufrüstung ergaben, aus-
geschaltet war –, liegt es nahe, auf diesem Feld eine 
Ursache dafür zu suchen, dass politische Impulse im 
Deutschen Reich so schwach waren und die prakti-
schen Verbesserungen der Wirtschaftsstatistiken so 
langsam vorangingen.

Zweiter Weltkrieg, Wirtschaftsstatistiken  
und Gesamtwirtschaftliche Bilanzen 
Nachdem im Deutschen Reich bereits die Aufrüs- 
tung in den dreißiger Jahren des 20. Jahrhun-
derts nur mit einem langsamen Ausbau von Wirt-
schaftsstatistiken verbunden war, blieb auch in 
der Kriegszeit das wirtschaftsstatistische System 
bemerkenswert wenig verändert. Die Volkseinkom-
mensberechnungen auf Basis der Einkommensteu-
erdaten wurden bis zum Berichtsjahr 1940 schlicht 
fortgeführt und dann kriegsbedingt eingestellt. 
Weitere Einkommens- und geldwirtschaftliche 
Rechnungen, die den Rahmen volkswirtschaftlicher 
Bilanzen hätten ausfüllen können, gab es nicht. Si-
cherlich hängt das damit zusammen, dass die Art 
der inneren Kriegsfinanzierung und die Ausbeutung 
des besetzten Europas nicht zusammengefasst öf-
fentlich dokumentiert werden sollten. Aber dass 
auch keinerlei verwaltungsinterne Unterlagen der-
artiger volkswirtschaftlicher Bilanzierung gefunden 
wurden, macht den Charakter der damaligen Politik 
bzw. des Herrschaftssystems deutlich. Nach dem 
Krieg wurden übrigens aus den veröffentlichten Da-
ten Gesamtrechnungen für das Deutsche Reich auf-
gestellt. Warum dies in den dreißiger Jahren nicht 
gemacht wurde, kann nur mit veränderten Prioritä-
ten im Zusammenhang mit der Kriegsvorbereitung 
erklärt werden. Die Kriegswirtschaft im Deutschen 
Reich bzw. in Kontinentaleuropa, das ja seit 1939 im 
Maße der Eroberungen und Besetzungen einbezo-
gen wurde, kam nicht nur ohne Gesamtbilanzen, 
sondern auch ohne umfassende industrielle Produk-
tionsstatistiken aus. Stattdessen wurden stoffliche 
naturale Bilanzen für einzelne wesentliche Rohstof-
fe und strategische Produkte geführt (Produktion 
+ Einfuhr – Ausfuhr = zur Verwendung verfügbar), 
anhand derer die verschiedenen Machtzentren des 
Reiches und die Industrie ihre Konflikte um die Zu-
teilung knapper Ressourcen austrugen. Das war also 
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nicht viel anders als im Ersten Weltkrieg. Für diese 
Form der Kriegswirtschaft waren gesamtwirtschaft-
liche und besonders finanzielle Dimensionen un-
interessant, zumindest nicht als gesamtwirtschaft-
liche Übersichten. Es kommt hinzu, dass ab einem 
gewissen Zeitpunkt für die Politik des Reiches eine 
Rückkehr zu „normalen“ geld- bzw. marktwirtschaft-
lichen Verhältnissen gar nicht mehr als erstrebens-
wert galt. 

Der Zweite Weltkrieg hatte in Großbritannien und 
den USA demgegenüber ganz andere Implikationen 
für die Wirtschaftsstatistiken und für das, was später 
National Accounts – VGR – hieß. Bereits in den drei-
ßiger Jahren sind in beiden Ländern die Wirtschafts-
statistiken ausgebaut und die gesamtwirtschaft-
lichen Darstellungen über das National Income 
als Gesamtgröße hinaus weiterentwickelt worden. 
Wesentliche Grundlagen waren neben den Einkom-
mensdaten umfassende Produktionsstatistiken, die 
in langer Tradition die Umsätze bzw. Produktion und 
die Kostengrößen erhoben und damit die Berech-
nung der Wertschöpfung ermöglichten. Die staatli-
chen Haushaltsrechnungen und Planungen für den 
Krieg wurden weiter veröffentlicht und in Großbri-
tannien erstmals 1941 nicht nur als Budget- oder Fi-
nanzplan, sondern als Teil bzw. eingebettet in das, 
was später Nationalbudget hieß, aufgestellt. Damit 
war der Weg der konzeptionellen Erweiterung vom 
Volkseinkommen zum gesamtwirtschaftlichen Kon-
tensystem eingeschlagen. 

Auf die Kontroversen zur Bedeutung der Kriegs-
wirtschaften für die Entstehung und Durchsetzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen kann 
hier nicht näher eingegangen werden. Aber allein 
die ganz unterschiedlichen Entwicklungen im Deut-
schen Reich einerseits und in den USA und Groß-
britannien andererseits schließen eine einfache Er-
klärung aus. Während die Entwicklung der VGR im 
Deutschen Reich stecken blieb, hat in den USA und 
Großbritannien der Krieg die Entwicklung der VGR 
zumindest stark beschleunigt. In diesen beiden Fäl-
len – und in etlichen anderen Ländern – wurde der 
Weg von den Volkseinkommensberechnungen zu 
umfassenderen nationalen Gesamtsystemen seit 
den frühen dreißiger Jahren beschritten. Dies ge-
schah aufgrund der Erfahrung der Weltwirtschafts-
krise, die weitergehende Wirtschaftspolitiken zur 
Krisenbekämpfung herausforderte. Aufgrund der 
Auflösung der weltwirtschaftlichen Zusammenhän-
ge, die ja auch Zwänge waren, wurden nationale 
Wirtschaftspolitiken möglich, die auch die statisti-
sche Erfassung der jeweiligen nationalen Volkswirt-
schaften beförderten. 

Noch eine weitere Anmerkung sei zu einem da-
mit zusammenhängenden Thema gestattet, das in 
letzter Zeit erneut diskutiert wird. Aus dem Neben-
einander von allerdings deutlich früherem Volksein-
kommens- und späterem Sozialproduktbegriff, oft 
quantitativ gleichgesetzt, wurde beim Übergang 
zur Darstellung des gesamtwirtschaftlichen Kon-
tensystems in den USA und Großbritannien eine 
Vorrangstellung des Produktionsbegriffs, etwas ver-
einfacht ausgedrückt. Manche sehen diesen Schritt 
kritisch: als Abwendung vom Ziel der Darstellung 

der Wohlfahrt der Bevölkerung, die im Volkseinkom-
men angelegt sei, hin zur Dominanz der Produktion 
und überhaupt zu einer zu engen ökonomischen 
Sicht nicht nur in den VGR, sondern auch und vor 
allem in der Wirtschaftspolitik, die sich dieses Instru-
ment ja geschaffen habe. Der Schritt kann aber auch 
ganz anders gedeutet werden, nämlich als Über-
windung der oberflächlichen Einkommenssicht und 
Rekonstruktion des inneren Zusammenhangs des 
gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses, wofür 
besonders wichtig die Übernahme wesentlicher 
Elemente aus dem Rechnungswesen der Unterneh-
men war, das die Darstellung der volkswirtschaftli-
chen Kreisläufe und Verflechtungszusammenhänge 
überhaupt ermöglichte. Denn der Gesamtreproduk-
tionsprozess kann adäquat nur ausgehend von Pro-
duktionskonten dargestellt werden, auf welchen die 
Wertschöpfung ermittelt wird.

VGR-Systeme nach dem Zweiten Weltkrieg
Der angedeutete Vorsprung der USA und nord-
westeuropäischer Staaten gegenüber Deutschland 
im Hinblick auf den Aufbau wirtschaftsstatistischer 
Systeme und von frühen VGR ist durch die Not- und 
Stagnationszeit von 1945 bis 1948 noch vergrößert 
worden, sodass 1949 ein bereits entwickeltes inter-
nationales VGR-System (von den UN und der OEEC) 
als äußere Vorgabe erschien, verbunden mit strikten 
Berichtspflichten an die Alliierten und die internati-
onalen Organisationen (OEEC, ERP, später EZU, IWF). 
Diese Systeme beruhten konzeptionell auf den Vor-
arbeiten besonders in Großbritannien (Stone) und 
sahen nicht nur eine Inlandsprodukts- und Volksein-
kommensrechnung vor, sondern ein vollständiges 
einfaches sektorales Kontensystem. 

Das Statistische Zentralamt der Sowjetischen Be-
satzungszone, später DDR, hat zunächst die Vor-
kriegsrechnungen zu Volkseinkommen und Sozial- 
produkt im Rahmen einer Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung wieder aufgenommen. Die eben ge-
nannten Einflüsse aus den internationalen Organisa-
tionen konnten im Osten nicht wirken; stattdessen 
setzten sich in den frühen 1950er Jahren Konzepte 
aus der UdSSR durch, nach denen Gesamtprodukt 
und Nationaleinkommen nicht nach den (west-
lichen) internationalen Systemen, sondern unter 
Rückgriff auf Ausführungen von Marx zur produkti-
ven Arbeit festgelegt wurden. Praktisch lief dies da-
rauf hinaus, das materielle Produkt ins Zentrum der 
Darstellung der Gesamtwirtschaft zu stellen, also 
das, was in der Terminologie der westlichen VGR 
Waren im Unterschied zu Dienstleistungen genannt 
wird. In den RGW-Staaten wurde die Abgrenzung 
der materiellen Produktion sehr unterschiedlich 
vorgenommen. Das System wurde später Material 
Product System (MPS) genannt und sogar noch kurz 
vor der Wende in einem UN-Dokument aktualisiert. 

Der Begriff der produktiven Arbeit war für Marx 
wichtig wenn nicht zentral in der kritischen Analy-
se des Kapitalismus, vereinfacht gesagt; ob seine 
Anwendung schon für die frühen Phasen der sozi-
alistischen, mehr aber noch für die kommunistische 
Gesellschaft sinnvoll war, ist zu bezweifeln. Denn 
die erste Bestimmung der produktiven Arbeit war 
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für Marx die Produktion von Mehrwert. Auch seine 
zweite bzw. Nebenbestimmung der produktiven 
Arbeit als materielle Produktion im Unterschied zu 
immateriellen Diensten ist höchstens für wenig ent-
wickelte Gesellschaften – wie es allerdings die Sow-
jetunion in der Zwischenkriegszeit war – hilfreich. 

Praktisch wurde in der DDR in mehreren Entwick-
lungsstufen ein System der Rechnungsführung und 
Statistik aufgebaut, das auf einer sehr engen kon-
zeptionellen Integration von betrieblicher Buchfüh-
rung und statistischer Gesamtrechnung beruhte. 
Auch praktisch waren Buchführung und Statistik so 
eng verbunden, wie dies nur in einer weitgehend 
staatlichen Wirtschaft möglich war.

Die ersten Berechnungen von volkswirtschaftli-
chen Gesamtgrößen auch für die westlichen Be-
satzungszonen und Berlin nach dem Krieg durch 
Grünig (DIW) und das spätere Statistische Bundes-
amt gingen nicht nur von Daten aus den 1930er 
Jahren aus und haben diese fortgeschrieben, son-
dern sie setzten zunächst auch die früheren Be-
griffsdefinitionen fort, sichtbar beispielsweise an 
der Behandlung des Staates. Unter dem Einfluss 
der neuen internationalen VGR-Systeme und ihrer 
Konzepte – und aus den Folgen der empirischen 
Konkretisierung und der Hinwendung zur Produk-
tionsseite – ergab sich eine Ausdifferenzierung der 
Konzepte für die VGR-Gesamtbegriffe. Aus den in 
der Zwischenkriegszeit gleichgesetzten Gesamtbe-
griffen Volkseinkommen und Sozialprodukt wurde 
die Dreiheit von Volkseinkommen, Bruttosozialpro-
dukt und Bruttoinlandsprodukt. Die beiden ersteren 
Begriffe blieben die auf die Bevölkerung bezogenen 
volkswirtschaftlichen Gesamtgrößen, welche deren 
Versorgung und Lebensstandard – bei der notwen-
digen Berücksichtigung der Aussagekraft dieser 
monetären Größen – zum Ausdruck brachten. Das 
Bruttosozialprodukt wurde dann seit den fünfziger 
Jahren des 20. Jahrhunderts das neue gesamtwirt-
schaftliche Modewort, worin sich die Rolle des Sozi-
alprodukts in der Zwischenkriegszeit fortsetzte. 

Während diese beiden Aggregate sich auf die 
Bevölkerung bezogen – was jetzt Inländerkonzept 
genannt wurde – war die neue Gesamtgröße Brut-
toinlandsprodukt der Ausdruck für die gesamtwirt-
schaftliche Wertschöpfung, die in einem Land, also 
auf dem Staatsterritorium erbracht wurde. Der jetzt 
Inlandskonzept genannte Bezug auf das Staatsge-
biet erhielt seine Bedeutung dadurch, dass diese 
Größe auch auf die Erwerbstätigen – nach dem Ar-
beitsortkonzept abgegrenzt – bezogen wurde. Da-
durch konnte das ganze Feld der gesamtwirtschaft-
lichen Produktivität, das Anfang des Jahrhunderts 
noch zu unübersichtlich war, neu erschlossen wer-
den. Die Arbeitsproduktivität ergab sich jetzt ganz 
einfach als Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen 
(bzw. der Summe der von diesen geleisteten Ar-
beitszeit). Grünig hatte übrigens diesen direkten Zu-
sammenhang zur Erwerbstätigkeit wesentlich früher 
ins Zentrum gestellt. 

Seit den frühen 1950er Jahren ist ein differenziertes 
System volkswirtschaftlicher Gesamtgrößen aufge-
stellt worden, in dem auf der einen Seite das Gesam-
teinkommen auf die Bevölkerung bezogen wird, auf 

der anderen Seite aber, und das war für Deutschland 
neu, der nationale Produktionsprozess ebenfalls 
dargestellt wird, also die Wirtschaft eines National-
staates als die auf seinem Territorium stattfindenden 
wirtschaftlichen Tätigkeiten. Für die Bundesrepublik 
war die quantitative Differenz durchgehend eher 
klein, sie ist aber für viele Länder durchaus bedeut-
sam, z. B. für Rohstoffproduzenten oder Finanzzen-
tren.

Diesmal war es hierzulande im Unterschied zu 
der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg kein abgelehn-
ter äußerer Zwang. Nicht nur die internationalen 
Anforderungen, sondern auch die internen polit-
ökonomischen Entwicklungen in Westdeutschland 
erzeugten den Bedarf nach „abstrakten“ gesamt-
wirtschaftlichen Größen. Und das nicht nur für kon-
junktur- und andere wirtschaftspolitische Zwecke 
der Regierung und für die Geldpolitik der Zentral-
bank, sondern auch als Eckdaten für die Tarifpartei-
en (Einkommen, Preisindizes, Realeinkommen), als 
grundlegende Daten für die Sozialpolitik: Arbeits-
produktivität, Gewicht und Finanzierung von Sozial-
leistungen und spezielle Rechengrößen für die So-
zialversicherungen (Bemessung von Beiträgen und 
deren Leistungen in dynamischen Systemen). Diese 
und andere gesamtwirtschaftlichen Aggregate und 
die daraus abgeleiteten Rechengrößen bilden daher 
nicht nur wirtschaftliche und soziale Verhältnisse ab, 
sondern sind umgekehrt notwendige Funktionsele-
mente von Institutionen, die nicht rein marktbezo-
gen oder marktförmig gebildet sind, sondern poli-
tisch geregelt werden. Wichtigste Beispiele sind die 
dynamische Rente und die Gesetzliche Krankenver-
sicherung mit ihren spezifischen Rechengrößen, die 
von VGR-Aggregaten abgeleitet sind. 

Die aufgeführten VGR-Größen als Funktionsele-
mente von rechtlichen und sozialen Institutionen 
sowie als wirtschaftspolitische Richtgrößen sind 
zumeist monetäre Einkommensgrößen, während 
für die Wirtschafts- und Konjunkturbeobachtung 
Gesamtgrößen gleich wichtig sind, in welchen 
Veränderungen des allgemeinen Preisniveaus sta-
tistisch ausgeschaltet sind. Das gilt insbesondere 
für das Wirtschaftswachstum, also die prozentuale 
Veränderung des BIP zum Vorjahr, das wohl als das 
wichtigste Ergebnis der VGR gilt. Dieses Wachstum 
wurde früher oft „real“ genannt im Unterschied zu 
„nominal“ – so als ob das Reale primär gegeben ist 
und das Nominale durch eine Bewertung zu Preisen 
erzeugt und quasi inflationiert wird. Das ist jedoch 
sehr missverständlich und stellt den wirklichen 
Sachverhalt auf den Kopf.

Für die VGR-Systeme konstitutiv ist die Unterschei-
dung zwischen zwei Dimensionen oder Ebenen der 
gesamtwirtschaftlichen Darstellung, nämlich die 
geld- und finanzwirtschaftliche Sphäre der Volks-
wirtschaft einerseits und der Kreislauf von Aufkom-
men und Verwendung des Gesamtprodukts ande-
rerseits, welche vereinfachend oft „Realwirtschaft“ 
genannt wird. Die Herausarbeitung dieses Kerns der 
VGR, die in engem Zusammenhang mit dem Produk-
tionsbegriff steht, ist eine wesentliche Leistung der 
VGR, auf die hier aber nicht näher einzugehen ist. 
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Die Entgegensetzung von „real“ und „nominal“ im 
engeren Sinn wird nur für die VGR-Größen, die in 
Geldsummen Transaktionen von Waren und Dienst-
leistungen ausdrücken, gemacht. Für diese wird in 
den Systemen unterschieden zwischen den Anga-
ben oder Werten in jeweiligen Preisen einerseits 
und in konstanten Preisen – früher in Preisen eines 
Basisjahres – andererseits; also zwischen einer Preis-
komponente dieser Größen und einer Volumenkom-
ponente (Menge und Qualität). 

Volkswirtschaftliche Gesamtgrößen wie BIP und 
Nationaleinkommen sind zunächst und vor allem 
geldwirtschaftliche Aggregate in jeweiligen Preisen, 
berechnet in Mrd. Einheiten der jeweiligen Währun-
gen. Diese Gesamtgrößen sind „abstrakt“ in dem 
Sinne, dass es sich um Geldsummen handelt, in wel-
chen die einzelnen konkreten Transaktionen nicht 
mehr sichtbar sind. Die aus den Produktionskonten 
abgeleiteten Größen Wertschöpfung und BIP sind 
noch in einer weiteren Dimension „abstrakt“, weil es 
sich nämlich um Kontensalden handelt und damit 
um Wertgrößen, denen direkt keine Transaktionen 
von Waren und Dienstleistungen entsprechen. Sal-
den sind aufgrund theoretischer Konzepte abgelei-
tet, welche ihre Aussagekraft festlegen. 

Die obigen Größen in konstanten Preisen, die „real“ 
genannt werden, sind demgegenüber nicht nur ein 
einfaches theoretisches Konstrukt, sondern noch 
weitergehend theoretisch und konzeptionell, also 
aufgrund der Regeln der Deflationierung bzw. Preis-
bereinigung abgeleitet und damit noch abstrakter, 
wenn man so will. Sie sind von der Wahl des Basis-
jahres abhängig, nicht nur im Zeitvergleich, sondern 
auch im wirtschaftsbereichsweisen und regionalen 
Vergleich. Die Aggregate in konstanten Preisen kön-
nen daher begrifflich nur die kurzfristigen zeitlichen 
Veränderungen indizieren. Für andere Zwecke des 
statistischen Vergleichs in Raum und Zeit sind an-
dere Konzepte und Methoden erforderlich. Das ak-
tuelle ESVG schreibt denn richtigerweise vor, dass 
die Volumengrößen nur als Indizes darzustellen sind, 
wodurch ihr abstrakter Charakter ausgedrückt wird. 
Sie sind keine Gesamtgrößen in striktem Sinn.

Aufgrund der zwingenden internationalen Vor-
gaben wurden anfänglich – in den späten 1940er 
Jahren – VGR-Größen auf ganz unzureichenden Da-
tengrundlagen berechnet, nämlich als Fortschrei-
bungen von Statistiken und Rechnungen aus der 
Vorkriegszeit, weil es keine neueren Strukturerhe-
bungen gab. Wie abenteuerlich die Fortschreibung 
der Basisdaten des Industriezensus 1936 über die 
Zeiten von Aufrüstung, Krieg – zusätzliche Kapazitä-
ten einerseits und Verluste andererseits – und Nach-
krieg hinweg ist, muss wohl nicht betont werden. 
Der internationale Druck und die internen Notwen-
digkeiten, zu einer zuverlässigen Datengrundlage 
zu kommen, erzwangen diese Rechnungen, aber 
auch einen möglichst raschen grundlegenden Neu-
aufbau der Wirtschafts- und Sozialstatistiken, die 
sich, sofern überhaupt vorhanden, eher unverbun-
den nebeneinander entwickelt hatten. Aufgrund der 
zentralen Stellung der Produktion in den VGR-Syste-
men waren die Produktionsstatistiken auszubauen 
und insbesondere durch Kostenstrukturdaten in die 

Lage zu versetzen, Wertschöpfungsrechnungen für 
Wirtschaftsbereiche aufzustellen.

Erst in dieser besonderen Situation war es möglich, 
die Widerstände insbesondere gegen Wirtschafts-
statistiken, die jahrzehntelang die Entwicklung blo-
ckiert und behindert hatten, wenigsten in wichtigen 
Teilen zu überwinden. Das Bundesministerium für 
Wirtschaft unter Erhard hat in den 1950er Jahren nur 
noch Prinzipien gepredigt, ohne die Entwicklung 
aufhalten zu können.

Das Statistische Bundesamt entschied sich in 
den frühen fünfziger Jahren, diesen Neuaufbau 
der Basisstatistiken soweit möglich in einem har-
monisierten Gesamtrahmen durchzuführen, der 
den Konzepten und Definitionen der VGR für die 
statistischen Einheiten, Transaktionsarten und Klas-
sifikationen entsprach. Da zugleich neben den ori-
ginär erhobenen Daten auch soweit wie möglich 
vorhandene Verwaltungsdaten verwendet werden 
sollten, waren allerdings auch Kompromisse einzu-
gehen, weil die Verwaltungsdaten – hier vor allem 
die Umsatzsteuerstatistik – nur teilweise den für die 
VGR erforderlichen begrifflichen Abgrenzungen und 
definitorischen Zuordnungen entsprachen. Neben 
den Anforderungen der VGR, die sich zunächst nur 
auf Jahresdaten bezogen, waren natürlich auch die 
Anforderungen an die kurzfristige Konjunkturbe-
richterstattung gleich wesentlich. 

Obwohl das Bruttoinlandsprodukt wegen des Pro-
duktionsbezuges bereits seit den frühen fünfziger 
Jahren des 20.  Jahrhunderts eigentlich die „wichti-
gere“ Gesamtgröße war, machte das Bruttosozial-
produkt in der Öffentlichkeit Karriere – wohl weil 
der Bezug zur Wohlfahrt der Bevölkerung immer 
vorder- oder hintergründig mitschwang. Die mehr 
oder minder deutlich vorgebrachten Erläuterungen 
der Gesamtrechner/-innen, dass nämlich ihre Er-
gebnisse die geldwirtschaftliche Produktion (Wert-
schöpfung bzw. BIP) zum Gegenstand haben, nicht 
jedoch die wirtschaftliche oder gar umfassendere 
Wohlfahrt der Bevölkerung, wurden und werden 
meist übersehen oder bewusst ignoriert. Sowohl 
konservative Apologeten der Marktwirtschaft als 
auch ihre moralisierenden Kritiker/-innen betonen 
den Sinn und Zweck des Bruttosozialprodukts bzw. 
jetzt BIP als Wohlfahrtsmaß, um es dann hochzulo-
ben oder zu verdammen. 

Erst in den 1990er Jahren endete diese Karriere 
des Bruttosozialprodukts, nachdem – aufgrund in-
ternationaler Vorgaben – festgestellt wurde, dass 
das Bruttosozialprodukt gar kein Produkt-, sondern 
ein Einkommensbegriff war. Seitdem ist erstaunlich 
schnell das Bruttoinlandsprodukt – zunehmend 
auch einfach abgekürzt als BIP – zum neuen zusam-
menfassenden Begriff für die nationale Gesamtwirt-
schaft geworden. 

Mit der Revision der VGR 1999 wurden die Kon-
zepte und Definitionen des Europäischen Systems 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) 
auch in Deutschland übernommen, weil sie jetzt 
verbindlich wurden. Das Europäische Statistische 
System war zwar in den frühen 1990er-Jahren mit 
dem Anspruch neu gestartet, für den Binnenmarkt 
durch vereinheitlichte Basiskonzepte, Erhebungs-
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praktiken und Darstellungsformen vollständig ver-
gleichbare Statistiken und Gesamtrechnungen zu 
erstellen. Aufgrund des Widerstands der größten 
Mitgliedstaaten wurde der Prozess jedoch umde-
finiert in Richtung Subsidiarität, als letztlich bloße 
Vergleichbarkeit der Ergebnisse nach Qualitätskrite-
rien. So kann für die deutschen VGR behauptet wer-
den, dass sie ESVG-konform seien; zwar wurden in 
der Sektorengliederung die Unternehmen durch die 
Kapitalgesellschaften ersetzt, aber das Unterneh-
men selbst als statistische Einheit nicht nur für das 
Kontensystem, sondern auch die Aufkommens- und 
Verwendungsrechnung beibehalten. Die damalige 
ESVG-Revision hat auch wichtige Veränderungen 
des Systems der volkswirtschaftlichen Gesamtbe-
griffe gebracht. Das Bruttosozialprodukt ist – weit-
gehend unverändert – in Bruttonationaleinkommen 
umbenannt worden, weil es im System kein Produk-
tions-, sondern ein Einkommensbegriff ist. Auf den 
theoretisch bedeutsamen Wegfall des Faktorkosten-
konzepts kann hier nur hingewiesen werden.

Politische Wirtschafts- und Sozialberichte
Die Gründung der statistischen Ämter der sich for-
mierenden Nationalstaaten in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts war Teil der Herausbildung der bür-
gerlichen und politischen Öffentlichkeit, für welche 
die Statistischen Jahrbücher und die weiteren Do-
kumente bestimmt waren, die eine laufend aktuali-
sierte Staatsbeschreibung lieferten. Während diese 
von den Regierungen quasi freiwillig veröffentlicht 
wurden, eigneten sich die Parlamente im Laufe des 
19. Jahrhunderts so viel Kompetenz und Macht an, 
dass die Aufstellung und Veröffentlichung von par-
lamentarischen Kommissions- oder Regierungsbe-
richten zu interessierenden und strittigen Fragen 
durchgesetzt werden konnte. Aufgrund der drän-
genden „sozialen Frage“ waren die Themen oft auch 
wirtschaftlich und sozialpolitisch und erforderten zu 
ihrer Behandlung die auch immer mehr statistische 
Beschreibung und Analyse der jeweiligen Verhält-
nisse; diese blieben aber bis zum Ersten Weltkrieg 
eher Einzelfälle. 

Die gehäuften und immer wieder zugespitzten 
wirtschaftlichen und sozialen Problemlagen der 
Zwischenkriegszeit setzten die Regierungen unter 
einen derartigen Handlungsdruck, dass einzelne 
Kommissionen und Berichte nicht mehr hinreichend 
waren, um die Situation zu analysieren und Alterna-
tiven auszuloten. Mit der Gründung von Konjunktur-
forschungsinstituten und der amtlichen Übernahme 
der Volkseinkommensrechnungen und deren Aus-
bau wurde eine Entwicklung begonnen, die dann 
relativ rasch zu einem ganz neuen volkswirtschaftli-
chen Berichtssystem als Teil eines neuen politischen 
Paradigmas geführt hat. 

Der wohl wichtigste einzelne Schritt war die Auf-
stellung von gesamtwirtschaftlich bezogenen 
Staatsbudgets – später Nationalbudgets genannt – 
seit 1941 in Großbritannien und dann auch in den 
USA. Die daraus bis 1947 entwickelten Konzepte 
wurden von den im Rahmen der neuen Nachkriegs-
ordnung der Welt in den späten vierziger Jahren 
gegründeten internationalen Organisationen über-

nommen und den Mitgliedern und Hilfsempfän-
gern mehr oder minder verbindlich vorgeschrieben. 
Dass in der Bundesrepublik in den 1940er Jahren 
VGR aufgestellt und in den fünfziger Jahren ausge-
baut wurden, war ganz wesentlich auf die interna-
tionalen Zwänge zur politischen Berichterstattung 
zurückzuführen. Dadurch war der in Deutschland 
starke Widerstand aus den Kreisen der Ordo- und 
Neoliberalen zu überwinden. Allerdings gab es da-
mals auch Kräfte, die sich für einen Ausbau der ge-
samtwirtschaftlichen Berichterstattung nicht nur für 
die laufende Politik, sondern auch als Grundlage für 
Reformen einsetzten – und das in den meisten poli-
tischen Lagern. 

Der 1963 gebildete Sachverständigenrat für Wirt-
schaft und das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz 
von 1967 schufen rechtliche Grundlagen für staat-
liche Finanzplanungen und wirtschaftspolitische 
Maßnahmen in gesamtwirtschaftlichen Krisensitua-
tionen (Ungleichgewichte). Diese Gesetze markier-
ten keine grundlegende politische Wende, sondern 
regelten die wirtschaftspolitischen Konzepte, die 
sich faktisch bereits vorher durchgesetzt hatten und 
mehr oder minder konsequent praktiziert wurden, 
ohne dass die Überschrift „Soziale Marktwirtschaft“ 
geändert wurde. Die Bundesregierung hatte detail-
liert zu berichten und die jeweiligen Maßnahmen 
festzulegen. Für die Jahresberichte des Sachver-
ständigenrats und der Bundesregierung wurden 
die Konjunkturstatistiken und VGR ausgebaut. Die 
gesetzlich vorgeschriebenen konjunkturpolitischen 
Maßnahmen wurden dann seit der wirtschaftspoliti-
schen Wende in der Mitte der 1970er Jahre ignoriert.

Für das statistische System waren darüber hinaus 
in den siebziger Jahren die Sozialleistungsberichte 
und die wirtschaftlichen Strukturberichte relevant, 
besonders international aber auch die damals neu 
entwickelten Systeme sozialer Indikatoren, in wel-
chen die wirtschaftlichen Produktions- und Einkom-
mensgrößen um weitere Indikatoren ergänzt wur-
den, welche die Lebensqualität, wie es damals hieß, 
besser beschreiben sollten. Die politisch bedingte 
soziale Berichterstattung wurde seit den 1980er 
Jahren auf weitere Themen ausgedehnt: Frauen, Ju-
gend, Ausländer/-innen bzw. Integration, Umwelt, 
Nachhaltigkeit, nicht zuletzt Bildung. Parallel hat 
sich das Thema Demographie, immer präsent, stär-
ker in den Vordergrund geschoben. Und zuletzt gab 
es eine Rückkehr zum frühesten Thema, der sozialen 
Ungleichheit, zunächst aber nur als randständige 
Armut thematisiert. Die nicht nur sozial-, sondern 
auch wirtschaftspolitische Bedeutung der sich po-
larisierenden Einkommensverteilung war und ist 
umstritten.

Der so umrissene Ausbau der gesellschaftlichen 
Berichterstattung in die Breite hat sich aus jeweili-
gen aktuellen politischen Themen und Problemla-
gen ergeben – ohne Rücksicht auf eine systemati-
sche Ordnung. Die Breite und Vielfalt der Themen 
politischer Berichterstattung spiegelt die Realität 
moderner Gesellschaften wider, die durch Verrecht-
lichung und politische Regelung fast aller Lebens-
bereiche charakterisiert sind. Die mittlerweile tra-
ditionelle Wirtschaftsberichterstattung hat es mit 
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zwei Herausforderungen zu tun. Die keineswegs 
neue, aber heute wieder aktuelle Frage der Einkom-
mens- und Vermögensungleichheiten verweist auf 
ganz alte Defizite der Berichterstattung, die weniger 
damit zu tun haben, dass die Wohlfahrt – was immer 
diese sei – nicht statistisch dargestellt wird, sondern 
mit den Lücken und Mängeln der Einkommens- und 
Vermögensstatistiken, gegen deren Ausbau es im-
mer Widerstand gab und 
weiter gibt. Das Thema der 
Umwelt- und Ressourcen-
grenzen für wirtschaftliche 
und soziale Entwicklungen 
kann zwar durch weitere 
Statistiken besser aufge-
klärt werden, dass aber 
ein nicht durch veränderte 
Institutionen und Verhal-
tensweisen, sondern ledig-
lich „statistisch“ korrigiertes 

Dr. Klaus Voy, Diplom-Volkswirt,  
leitete bis Juli 2013 die Abteilung  
Gesamtwirtschaft und das Projekt  
Zensus 2011 im Amt für Statistik  
Berlin-Brandenburg.  
Er veranstaltete u. a. die jährliche  
Tagung Messung der Preise und  
das Berliner VGR-Kolloquium.

BIP einen Beitrag zur Lösung der Probleme leisten 
kann, muss bezweifelt werden. Aber selbst wenn es 
so wäre, würde sich die Korrektur nur auf den relativ 
kleinen realwirtschaftlichen Teil der VGR beziehen 
können und wäre auch nur als Sonderrechnung 
sinnvoll, denn die jetzigen VGR als Darstellung der 
Geldwirtschaft in ihren verschiedenen Dimensionen 
sind unverzichtbar.
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Einleitung
„Das Bundesverfassungsgericht hat im Volkszählungs- 
urteil vom 15. Dezember 1983 (BVerfGE 65, 1 ff.) gefor-
dert, dass der Gesetzgeber sich vor künftigen Total- 
erhebungen wie einer Volkszählung mit dem jewei-
ligen Stand der statistischen Methodendiskussion 
auseinandersetzt. Daraufhin hat der Deutsche Bun-
destag in seiner Entschließung zum Volkszählungs-
gesetz 1987 (BT-Drs. 10/3843) die Bundesregierung 
aufgefordert, Untersuchungen über alternative 
Erhebungsmethoden durchzuführen. Die statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder sind die-
sem Auftrag nachgekommen und haben als Alter-
native zu einer herkömmlichen Volkszählung einen 
registergestützten Zensus entwickelt.“ 1 

Mit Hilfe von Volkszählungen werden in der amt-
lichen Statistik neue Berechnungsgrundlagen, z. B. 
für die Fortschreibung der Einwohnerzahl, geschaf-
fen. Bei diesen Zählungen wurden bisher alle in 
Deutschland lebenden Personen befragt. Neben 
der Ermittlung von Einwohnerzahlen werden auch 
demografische und sozioökonomische Merkmale 
sowie Angaben zu Gebäuden und Wohnverhältnis-
sen erhoben.

Der seit der letzten Volkszählung eingetretene 
Fortschritt im Bereich der Informationstechnologie 
und ihr Einsatz in der öffentlichen Verwaltung er-
möglichen einen Methodenwechsel hin zu einem 
weitgehend registergestützten Zensus. Mit Hilfe die-
ses Verfahrens müssen nicht mehr alle in Deutsch-
land lebenden Personen befragt werden, denn die 
Einwohnerzahl kann anhand einer Melderegister-
auszählung in Kombination mit hochgerechneten 
Stichprobenergebnissen ermittelt werden. Weite-

Zensus 2011 

	 ⌜	Von Personen und Wohnungen zu Haushalten 
Die Haushaltegenerierung des Zensus 2011

von Olaf Burkhardt, Iris Hoßmann-Büttner, Verena Kutzki, Sylke Orczewski

Die ersten Ergebnisse des Zensus 2011 wurden im Mai 2013 veröffentlicht. Im Fokus stand dabei die Einwohner-
zahl zum Stichtag 9. Mai 2011. Auch vorläufige demografische und sozioökonomische Merkmale sowie die  
Ergebnisse der Gebäude- und Wohnungszählung wurden vorgestellt. Zu diesem Zeitpunkt waren ausschließ-
lich Auswertungen für Personen oder Gebäude und Wohnungen möglich. Informationen zur Struktur und 
Wohnsituation von Haushalten standen noch nicht zur Verfügung. Erst die Haushaltegenerierung ermöglicht 
die Darstellung von Haushalts-, Familien- und Wohnstrukturen, da sie in einem komplexen statistischen Ver-
fahren Personen-, Gebäude- und Wohnungsmerkmale zusammenführt.

re Daten werden – soweit vorhanden – anderen 
Verwaltungsregistern entnommen oder durch zu-
sätzliche Befragungen ermittelt. Eine rein primär-
statistische Erhebung wie bei vorangegangenen 
Zählungen findet nicht statt.

Die Umstellung auf eine Kombination von register-
basierten Daten und persönlichen Befragungen hat 
zur Folge, dass nach der Datenerhebung und -auf-
bereitung alle vorhandenen Informationen aus den 
verschiedenen Quellen zusammengeführt werden 
müssen, damit eine einheitliche Datenbasis zur wei-
teren Verarbeitung entsteht. Dies gilt insbesondere 
für die Verknüpfung der unabhängig voneinander 
erhobenen Personen- sowie Gebäude- und Woh-
nungsdaten.

Beim Zensus 2011 bilden alle Personen, die gemein-
sam in einer Wohnung wohnen, einen Haushalt. Wer 
alleine wohnt, bildet einen eigenen Haushalt. Ziel 
der Haushaltegenerierung ist die Bildung der Da-
tengrundlage für die Abbildung der kleinräumigen 
Struktur dieser Wohnhaushalte in Deutschland. Es 
werden seitens der statistischen Ämter aber nur Er-
gebnisse veröffentlicht, die keinerlei Rückschlüsse 
auf Einzelpersonen zulassen. Dies kann durch das 
Geheimhaltungsverfahren SAFE2 – Sichere Anony-
misierung für Einzeldaten –, die Herausgabe von 
zusammengefassten Merkmalsgruppen oder durch 
eine zwar kleinräumige, aber nicht gebäudespezifi-
sche Veröffentlichung sichergestellt werden.

Neben einer kurzen Erläuterung zur Erhebung der 
Daten und zur Bestimmung der Über- und Unterer-
fassungen im Melderegister wird in diesem Beitrag 
die Haushaltegenerierung in vier komprimierten 
Schritten anschaulich erklärt.

1	 Aus: Begründung des Entwurfs für 
das Gesetz zur Anordnung des Zen-
sus 2011 sowie zur Änderung des Sta-
tistikgesetzes vom 8. Juli 2009, BR-
Drucks. Nr. 3/09 vom 2. Januar 2009,  
S. 27.

2	 Höhne, Jörg: SAFE – ein Verfahren zur 
Geheimhaltung und Anonymisierung 
statistischer Einzelangaben; https://
www.statistik-berlin-brandenburg.de/
Publikationen/Aufsaetze/2003/MS-
BE_200303-01.pdf
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Datenerhebung
Die neue Erhebungsmethode wurde vorab im Jahr 
2001 getestet.3 Die Untersuchungen der Statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder zeigten, 
dass sich durch die Kombination der folgenden fünf 
Erhebungsteile Daten in gleicher Qualität wie bei  
einer Vollerhebung gewinnen lassen:
•    Auswertung der Melderegister
•    Auswertung von Daten der Bundesagentur für 

Arbeit sowie von Dateien zum Personalbestand 
der öffentlichen Hand

•    Befragung aller Gebäude- und Wohnungseigen-
tümer

•    Befragung von Personen auf Stichprobenbasis zur 
Sicherung der Datenqualität und zur Erfassung 
weiterer Erhebungsmerkmale

•    Befragung aller Verwalter oder Bewohner von Ge-
meinschaftsunterkünften, Anstalten, Wohnheimen 
und ähnlichen Einrichtungen.

Alle Vorgehensweisen und benötigten Merkmale 
dieses Methodenmix wurden im Zensusgesetz 20114 
geregelt. Bei den erhobenen Merkmalen wird zwi-
schen Erhebungsmerkmalen und Hilfsmerkmalen 
unterschieden. Hilfsmerkmale wie beispielsweise 
Vor- und Nachnamen werden u. a. für die techni-
sche Durchführung der Haushaltegenerierung des 
Zensus vorübergehend genutzt und anschließend 
gelöscht. Erhebungsmerkmale sind dauerhaft nutz-
bare Merkmale, die für die Analysen von Anzahl und 
Struktur der Personen, Haushalte, Gebäude und 
Wohnungen zur Verfügung stehen.

Informationen  
aus Verwaltungsdaten
Zum Stichtag erhielten die statistischen Ämter Da-
tenabzüge für ausgewählte Merkmale von den Mel-
debehörden jeder Gemeinde, der Bundesagentur 
für Arbeit und den öffentlichen Arbeitgebern.

Die Melderegisterdaten schlossen, neben der An-
schrift und dem Namen jeder im Register enthalte-
nen Person, auch demografische Merkmale wie z. B. 
Geschlecht, Familienstand und Staatsangehörigkeit 
ein. Zusätzlich enthielten die Registerauszüge An-
gaben über Ehepartnerinnen und Ehepartner, ein-
getragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner 
oder Kinder sowie die rechtliche Zugehörigkeit zu 
einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft.

Bei der Bundesagentur für Arbeit sind sowohl die 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten als auch 
die Empfängerinnen und Empfänger von Arbeitslo-
sengeld sowie Arbeitssuchende registriert. Neben 
Angaben zum Namen und zur Anschrift wurden für 
jede sozialversicherungspflichtig beschäftigte und 
für jede geringfügig entlohnt beschäftigte Person 
der Wirtschaftszweig, in dem die Person tätig ist 
oder war, sowie der Arbeitsort übermittelt.

Die Angaben der rund 1,8 Mill. Beamtinnen und 
Beamten, Richterinnen und Richter, Soldatinnen 

und Soldaten wurden direkt über die öffentlichen 
Arbeitgeber erhoben.

Zusätzliche Informationsgewinnung
Angaben zu weiteren Arten der Erwerbstätigkeit 
(u. a. Selbständige) oder zum Gebäude- und Woh-
nungsbestand liegen nicht flächendeckend in Ver-
waltungsregistern vor. Diese Informationen konnten 
nur durch weiterführende Befragungen ermittelt 
werden. Aus diesem Grund waren zusätzlich die 
Durchführung einer Haushaltebefragung auf Stich-
probenbasis (kurz: Haushaltebefragung) sowie eine 
Gebäude- und Wohnungszählung notwendig.

Mit der Haushaltebefragung wurden nicht vorhan-
dene Informationen zu Schul- und Berufsabschlüs-
sen sowie zur Erwerbstätigkeit nach internationalen 
Anforderungen gewonnen. Zusätzlich konnten be-
reits bekannte Angaben weiter differenziert wer-
den. Dazu gehören z. B. genauere Aussagen zu der 
Religionszugehörigkeit und Informationen zu den 
Selbstständigen oder den Personen mit Migrations-
hintergrund. Diese Befragungen fanden ebenfalls in 
Wohnheimen und Gemeinschaftsunterkünften wie 
z. B. Studentenwohnheimen statt.

Da es in Deutschland keine einheitlichen Register 
über Wohngebäude und deren Wohnungen gibt, 
mussten die entsprechenden Informationen mit 
einer Vollerhebung, der Gebäude- und Wohnungs-
zählung, gewonnen werden. Zu den erhobenen 
Gebäudemerkmalen gehörten beispielsweise das 
Baujahr, die Zahl der Wohnungen und die überwie-
gende Heizungsart. Bei den Wohnungen wurde un-
ter anderem nach der Wohnungsfläche, der Zahl der 
Räume und der Zahl der Bewohner gefragt.

Weitere qualitätssichernde Maßnahmen
Basis für die Ermittlung der Einwohnerzahl waren 
die von den Meldeämtern übermittelten Personen-
daten. Diese Daten bilden allerdings die Realität 
nicht exakt ab. So können z. B. Personen an Anschrif-
ten gemeldet sein, an denen sie nicht mehr wohnen.
Durch die teilweise hohen Fluktuationsraten in 
Wohnheimen und Gemeinschaftsunterkünften wei-
chen die Daten der Meldebehörden an dieser Stelle 
deutlich von der Realität ab. Um die Einwohnerzah-
len in Gemeinden und Städten verlässlich ermitteln 
zu können, wurden beim Zensus 2011 die Daten aller 
Bewohnerinnen und Bewohner von Wohnheimen 
und Gemeinschaftsunterkünften erhoben. Mit die-
sen Angaben konnten die zum Stichtag erhaltenen 
Melderegisterdaten im Zensusdatenbestand korri-
giert werden.

Die Daten der Melderegister liegen dezentral für 
jede Gemeinde vor. Im Zensus 2011 wurden die Daten 
aller Gemeinden Deutschlands zusammengeführt. 
Jeder in Deutschland lebenden Person sollte dabei 
nur ein Lebensmittelpunkt zuordenbar sein. Bei 
der Befragung zur Klärung des Wohnsitzes (Mehr-

3	 Vorndran, Ingeborg (2004): Zensus-
test – Verfahren und Ergebnisse der 
Haushaltegenerierung. In: Statisti-
sches Bundesamt (Hrsg.): Wirtschaft 
und Statistik 11/2004, S. 1245-1255.

4	 Art. 1 des Gesetzes zur Anordnung  
des Zensus 2011 sowie zur Änderung  
von Statistikgesetzen vom 8. Juli 
2009 (BGBl. I S. 1781).
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fachfallprüfung) wurden die Personen um Auskunft 
gebeten, deren Melderegisterdaten, in Gemeinden 
mit weniger als 10 000 Einwohnern, unstimmige An-
gaben zum Lebensmittelpunkt enthielten. Unstim-
migkeiten resultierten daraus, dass eine Person mit 
mehreren Hauptwohnsitzen oder ausschließlich mit 
einem oder mehreren Nebenwohnsitzen registriert 
war. In Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwoh-
nern wurde der Datenbestand maschinell auf Basis 
des Einzugsdatums korrigiert. Zusätzlich hatte die 
Haushaltebefragung auf Stichprobenbasis in diesen 
Gemeinden die Aufgabe, die Über- und Untererfas-
sungen in den Melderegistern zu ermitteln.

Eine weitere Qualitätssicherungsmaßnahme stell-
te die Befragung zur Klärung von Unstimmigkeiten 
dar. In Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwoh-
nern wurde bei Gebäuden mit einer bewohnten 
Wohnung die Zahl der gemeldeten Personen im 
Melderegister mit der Zahl der Bewohner, die bei 
der Gebäude- und Wohnungszählung angegeben 
wurden, verglichen. Bei auffälligen Abweichungen 
sind die Bewohnerinnen und Bewohner mithilfe 
eines kurzen Fragebogens um Aufklärung gebeten 
worden.

Daten und Vorarbeiten für die 
Haushaltegenerierung
Alle vorher beschriebenen Erhebungsteile des 
Zensus 2011 wurden zunächst weitgehend unabhän-
gig voneinander bearbeitet. Die ersten Zusammen-
führungen fanden nach dem Eingang und der Prü-
fung der Daten der Bundesagentur für Arbeit und 
der öffentlichen Arbeitgeber statt. Diese wurden an 
die Melderegisterdaten angebunden.5 Zusammen 
mit einem eigens für den Zensus 2011 aufgebauten 
Anschriften- und Gebäuderegister entstand so eine 
Datenbank, die die Grundlage für die Generierung 
der Wohnhaushalte bildet.6

Für die dann folgende Generierung der Haushalte 
werden u. a. folgende Hilfs- und Erhebungsmerkma-
le benötigt.

Merkmale aus der Gebäude- und Wohnungszäh-
lung
•    Namen und Vornamen von bis zu zwei Woh-

nungsnutzerinnen bzw. -nutzern je Wohnung,
•    Zahl der Bewohnerinnen und Bewohner je 

Wohnung, soweit bekannt,
•    Art der Nutzung,
•    Fläche der Wohnung,
•    Zahl der Räume;
Merkmale aus den Melderegistern sowie den 
Personenbefragungen
•    Familienname, frühere Namen und Vornamen,
•    Tag der Geburt,
•    Familienstand,
•    Wohnungsstatus (alleinige Wohnung, Haupt- 

oder Nebenwohnung),
•    Anschrift und Wohnungsstatus in der Gemeinde, 

aus der die Person zugezogen ist,
•    Tag des Beziehens der Wohnung,
•    Tag des Zuzugs in die Gemeinde,
•    Name des Ehegatten bzw. der Ehegattin oder des 

eingetragenen Lebenspartners oder der einge-
tragenen Lebenspartnerin,

•    Anzahl der Kinder sowie Familienname, frühere 
Namen, Vornamen, Tag der Geburt,

•    Tag der letzten Eheschließung oder Begründung 
der letzten eingetragenen Lebenspartnerschaft,

•    Tag der Auflösung der letzten Ehe oder letzten 
eingetragenen Lebenspartnerschaft.

Vor Beginn der Haushaltegenerierung werden 
diese Angaben auf ihre Plausibilität geprüft. Kon-
trolliert wird beispielsweise, ob die Schreibung der 
Nachnamen bzw. Nachnamensbestandteile bei 
Doppelnamen verheirateter Personen einheitlich 
ist.

Alle Datumsangaben müssen achtstellig sein und 
die Jahresangaben dürfen nicht außerhalb des zu-
lässigen Wertebereichs von „1900“ und „2011“ lie-
gen. Ist für Personen ein Geburtsdatum nach dem 
Stichtag 9. Mai 2011 vorhanden, so werden diese 
Personen nicht in die Einwohnerzahlermittlung 
bzw. Wohnhaushaltegenerierung einbezogen.

5 Sedmihradsky, Dirk et al. (2012): Erhe-
bung, Aufbereitung und Zusammen-
führung der Erwerbsregisterdaten im 
Zensus 2011. In: Statistisches Bundes-
amt (Hrsg.): Wirtschaft und Statistik, 
Dezember 2012, S. 1052-1064.

6 Hirner, Stefanie/Stiglmayr, Susanne 
(2013): Der Referenzdatenbestand im 
Zensus 2011. In: Statistisches Bundes-
amt (Hrsg.): Wirtschaft und Statistik, 
Januar 2013; S. 30-41.

7 Die Reihenfolge und Beschreibung 
der Schritte dient dem methodischen 
Verständnis und spiegelt nicht im De-
tail die technische Realisierung wider.
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Merkmale müssen nicht nur in sich stimmig sein, 
sondern dürfen sich auch gegenseitig nicht aus-
schließen. Als ein Beispiel für merkmalsübergreifen-
de Plausibilisierung seien hier die Merkmale Einzugs- 
und Geburtsdatum genannt. So darf der Tag des 
Einzugs nicht vor dem Tag der Geburt liegen.

Im Rahmen dieser Vorprüfung wird auch ermittelt, 
ob die für die Haushaltegenerierung zu nutzenden 
Merkmale Geschlecht, Geburtsdatum, Familien-
name, Vorname, Familienstand und hilfsweise das 
Datum der letzten Familienstandsänderung oder 
eine gemeinsame frühere Anschrift bei jeder Per-
son in Richtungen der Partnerin bzw. des Partners 
oder des Nachkommens einwandfrei, d.h. die identi-
sche Schreibweise der Namen sowie das identische 
Datum in beiden Datensätzen vorliegen. Gegebe-
nenfalls werden fehlende Angaben ergänzt bzw. 
vereinheitlicht. Außerdem wird untersucht, ob die 
gängigen Altersgrenzen eingehalten werden. So 
muss zwischen Eltern und Nachkommen eine Al-
tersdifferenz von mindestens zwölf Jahren liegen, 
ansonsten wird der angegebene Eltern-Kind-Zu-
sammenhang bei beiden Personen aus dem Daten-
satz gelöscht. Gesetzliche Vertreterinnen und Vertre-
ter müssen mindestens 18 Jahre alt sein, damit eine 
plausible Verbindung erzeugt wird.

Nach Abschluss aller Plausibilisierungsverfahren 
wird die Generierung der Haushalte separat für jede 
Anschrift in maximal vier Schritten ausgeführt.

In der Abbildung 1 ist erkennbar, dass Anschriften 
an denen eine Haushaltebefragung stattfand, im 
Haushaltegenerierungsprozess separat behandelt 
werden. An den als Stichprobenanschriften bezeich-
neten Anschriften konnten durch die Haushalte-
befragung alle Daten zu Personen, Haushalts- und 
Familienstrukturen aufgenommen werden. An An-
schriften ohne Personenbefragungen werden die 
einzelnen Haushaltszusammenhänge beginnend 
mit den Angaben des Melderegisters durch die 
Haushaltegenerierung gebildet.

Schritt 1: Bildung von Personen- 
zusammenhängen
Bei Anschriften, an denen eine Befragung der Haus-
halte stattfand, sind die Personenzusammenhänge 
bekannt und können für den nächsten Schritt über-
nommen werden. Für die übrigen Anschriften sind 

„Verzeigerungen“ die Grundlage für die Bildung von 
Personenzusammenhängen. Bei Verzeigerungen 
handelt es sich um im Melderegister hinterlegte 
Beziehungs-, Verwandtschafts- oder Betreuungs-
verhältnisse (z. B. Vater, Mündel). Hier werden aus-
schließlich gesetzliche Familienstände festgehal-
ten, also Ehegemeinschaften und eingetragene 
Lebenspartnerschaften sowie deren jeweilige Nach-
kommen. Diese Verzeigerungen bilden die erste 
Grundlage für die Vermutung, dass die miteinander 
verzeigerten Personen an derselben Anschrift in der 
Realität auch einen gemeinsamen Haushalt bilden. 
Anschriftenübergreifende Verzeigerungen werden 
in diesem Verfahren ignoriert.

Schritt 2: Zusammenführung  
von Personen und Wohnungen
Die im ersten Schritt hergestellten Personenzu-
sammenhänge an einer Anschrift bilden die Aus-
gangsbasis der zu generierenden Haushalte. Diese 
müssen nun den Wohnungen zugeordnet werden. 
Dazu werden im zweiten Schritt der Haushaltegene-
rierung Angaben der Gebäude- und Wohnungszäh-
lung genutzt (Abbildung 2). Durch den in der Befra-
gung angegebenen Wohnungsnutzernamen kann 
eine Person einer Wohnung zugeordnet werden. Es 
wird aber nicht nur die angegebene Person mit der 
Wohnung verknüpft, sondern alle durch Schritt 1 be-
reits verbundene Personen.

Zuerst werden die Personen mit einer Wohnung 
verknüpft, deren gesamter Name, d. h. kompletter 
Vorname oder Rufname sowie Nachname, mit dem 
in der Gebäude- und Wohnungszählung enthalte-
nen Wohnungsnutzernamen übereinstimmt. Die 
einzelnen Namensteile sind vertauschbar, da bei 

„Günther Werner“ beispielsweise beide Namensteile 
sowohl Vor- als auch Nachname sein können. Wenn 
bei dem vollständigen Namensabgleich keine Über-
einstimmung gefunden wird, sind bei einem zwei-
ten Abgleich leichte Abweichungen oder Abkürzun-
gen beim Vor- oder Rufnamen zwischen den beiden 
Datenquellen zulässig. Demnach erfolgt auch eine 
Zusammenführung, wenn der zweite Vorname fehlt, 
wenn anstelle von Janet z.B. „Jeanette“ oder statt 
Maximilian die Kurzform Max angegeben ist.

Liegt bei der Gebäude- und Wohnungszählung 
nur der Nachname des Wohnungsnutzers vor und 
ist dieser im Melderegister unter dieser Anschrift 
nur einmal bzw. nur für verzeigerte Personen vor-
handen, werden Personen und Wohnung ebenfalls 
zusammengeführt.

Ist unter einer Anschrift ein Nachname mehrmals 
vorhanden, konnte ein angegebener Name des 
Wohnungsnutzers nicht mit dem Melderegister zu-
sammengeführt werden oder wurde bei der Befra-
gung zur Gebäude- und Wohnungszählung kein 
Name eingetragen, findet die Verknüpfung in einem 
der nächsten Schritte statt.

Schritt 3: Bildung weiterer Zusammenhänge
Im ersten Schritt der Haushaltegenerierung konnten 
an Nicht-Stichprobenanschriften nur die angege-
benen gesetzlichen Familienstände Ehe, eingetra-
gene Lebenspartnerschaft und Verwandtschafts-
beziehung ersten Grades aus den Angaben des 
Melderegisters entnommen werden. Alle weiteren 
Personenzusammenhänge müssen anhand ande-
rer Merkmalsübereinstimmungen bzw. weiterer 
Merkmalskombinationen zwischen Personen einer 
Anschrift gebildet werden. Bei der Bildung weiterer 
Zusammenhänge muss es sich nicht um einzelne 
Personen handeln. Eine oder beide Personen kön-
nen auch bereits mit anderen Personen verzeigert 
sein.

Ziele des dritten Schritts sind, zusätzliche im Melde- 
register nicht enthaltene Verzeigerungen herzustel-
len und neue Haushalte für Personen zu generieren, 
die nicht bereits einer Wohnung zugeordnet sind.
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Nicht angegebene Verzeigerungen sind z. B. nicht- 
eheliche Lebensgemeinschaften. Durch eine Nach-
kommensbeziehung kann solch eine Verbindung 
hergestellt werden. Da davon ausgegangen wird, 
dass Personen mit einem gemeinsamen Kind an der-
selben Anschrift in einer Partnerschaftsbeziehung 
leben, kann die gemeinsame Beziehung zum Kind 
den entsprechenden Haushaltszusammenhang 
ergeben. Besteht die Nachkommensbeziehung 
zu zwei Personen gleichen Geschlechts, wird eine 
nichteingetragene Lebenspartnerschaft angenom-
men.

Eine weitere Möglichkeit, nicht angegebene Ver-
zeigerungen im Melderegister zu erkennen bzw. 
zwei noch nicht verknüpfte Personen zusammen-
zuführen, ergibt sich aus der Gebäude- und Woh-
nungszählung. Dort konnten bis zu zwei Wohnungs-
nutzer von den Eigentümerinnen und Eigentümern 
oder den Verwalterinnen und Verwaltern für eine 
Wohnung eingetragen werden. Mit Hilfe von Na-
mensabgleich, Altersdifferenz, Einzugsdatum oder 
Herkunftsanschrift werden beispielsweise nichtehe-
liche Lebensgemeinschaften, Eltern-Kind- oder Ge-
schwisterbeziehungen generiert.

Auszug  |  �Gebäude- und Wohnungs- 
zählung 2011

 
Personen-

anzahl Nutzername 1 Nutzername 2

3 Weber Cooper
1 Pilz, Julia
5 Arslan
2 Müller, Peter Müller, Gisela
2 Pilz, Stefan Pilz, Anja
1 Müller, Reinhard –
4 Meyer, Luise Kirsch-Meyer, Susan

1	 Aus dem Melderegister liegen u. a. Informationen zu Vor- und Nachna-
men, Geburtsdatum, Geschlecht sowie Familienstand vor, die Grundla-
gen für das Erkennen von Beziehungen zwischen den Personen (Verzei-
gerungen) sind. Zusätzlich liefert die Gebäude- und Wohnungszählung 
u. a. Angaben zu Wohnungsnutzern und Anzahl der in der Wohnung le-
benden Personen. Durch die Zusammenführung der beiden Erhebungs-
teile über einen Namensabgleich können die Haushalte und Familien für 
diese Anschrift gebildet werden. 
Dachgeschoss: Luise Meyer und Susan Kirsch-Meyer leben in einer eingetra-
genen Lebensgemeinschaft zusammen mit ihren Kindern Max und Lisa. 
2. Etage links: Das Ehepaar Pilz (siehe Melderegister) wird aufgrund der 
übereinstimmenden Namen mit den Angaben aus der Gebäude- und 
Wohnungszählung verknüpft. 
2. Etage rechts: Der 1923 geborene Reinhard Müller lebt laut Melderegister 
und Gebäude- und Wohnungszählung allein in einer Wohnung.  
1. Etage links: Bei dem Sohn der Familie Arslan liegt eine Verwechslung des 
Vor- mit dem Nachnamen vor. So steht im Melderegister Arslan Özer an-
statt Özer Arslan. Da die sonstigen Informationen keinen Zweifel daran 
lassen, dass Arslan der Nachname ist, kann eine Korrektur vorgenommen 
werden.  
1. Etage rechts: Die Eheleute Peter und Gisela Müller (Mueller) weisen im 
Melderegister eine unterschiedliche Schreibweise ihres Nachnamen auf. 
Sie können dennoch als Ehepaar identifiziert werden, da die Schreibwei-
se nur geringfügig abweicht, beide den gleichen Familienstand haben, 
die Geburtsjahre zueinander passen  und auch der Tag der Eheschlie-
ßung übereinstimmt. Darüber hinaus liefert die Gebäude- und Woh-
nungszählung die Information des gemeinsamen Zusammenlebens. 
Erdgeschoss links: Zu dem damals 33-jährigen James Cooper liegen keinerlei 
Informationen zu Familienstand oder Nachkommen im Melderegister 
vor. Erst die Gebäude- und Wohnungszählung zeigt, dass er bei Familie 
Weber wohnt. In welcher Beziehung er zu Kathrin Weber steht, ist hier 
noch nicht bekannt. Dies kann erst im dritten Schritt ermittelt werden. 
Anmerkung: Aufgrund mehrerer Merkmale wie Alter und Tag des Bezie-
hens der Wohnung wurde eine nichteheliche Lebensgemeinschaft er-
zeugt. 
Erdgeschoss rechts: Julia Pilz ist laut Melderegister die Tochter von Stefan 
und Anja Pilz. Sie war 2011 noch nicht volljährig (1994 geboren), bewohnt 
aber eine eigene Wohnung im Erdgeschoss. Das ist der Gebäude- und 
Wohnungszählung zu entnehmen. 
Hinweis: Das Beispiel entspricht einer schematischen Darstellung und 
soll den Prozess der Haushaltegenerierung nur visuell unterstützen. Eine 
Zuordnung von Personen und Wohnungen zu Etagen oder Seite ist nicht 
möglich, da diese Angaben nicht mit erfragt wurden bzw. nur vereinzelt 
im Melderegister vorhanden sind.

       
 Nummer Nachname Vorname Partner Kind Eltern Geburts-

jahr

1 Arslan Oktay 2 3, 4, 13 / 1969
2 Arslan Akgül 1 3, 4, 13 / 1974
3 Arslan Aydin / / 1, 2 1997
4 Arslan Güner / / 1, 2 1999
5 Cooper James / / / 1978
6 Kirsch-Meyer Susan 7 8, 9 / 1981
7 Meyer Luise 6 8, 9 / 1982
8 Meyer Max / / 6 2008
9 Meyer Lisa / / 6, 7 2010

10 Mueller Gisela 11 / / 1955
11 Müller Peter 10 / / 1950
12 Müller Reinhard / / / 1923
13 Özer Arslan / / 1, 2 2001
14 Pilz Stefan 15 16 / 1968
15 Pilz Anja 14 16 / 1970
16 Pilz Julia / / 14, 15 1994
17 Weber Kathrin / 18 / 1978
18 Weber Hannes / / 17 2005

 

Auszug  |  � Melderegister 2011

2  |  �Haushaltegenerierung – Verknüpfung der Angaben aus dem Melderegister und der Gebäude- und Wohnungszählung 2011

	 Ehepaar
Stefan Pilz		  Anja Pilz  
1968 		  1970
	

	 Ehepaar
Oktay Arslan		  Akgül Arslan 
1969 		  1974
	 Kinder
Aydin Arslan	 Güner Arslan	 Özer  Arslan	
1997	 1999	 2001 	
	

	 Ehepaar
Peter Müller		  Gisela Müller 
1950 		  1955

Reinhard Müller 
1923		
	

	 Ungeklärt
James Cooper		  Katrin Weber 
 1978 		  1978
		  Kind
		  Hannes Weber		
		  2005 	
	

	
Julia Pilz 
1994		
	

	 Eingetragene  
	 Lebenspartnerschaft
Luise Meyer		  Susan Kirsch-Meyer  
1982 		  1981
	 Kinder
Max Meyer		  Lisa Meyer 
2008 		  2010	
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8	 Es gibt zwei Meldestatus (melde-
pflichtig und nicht meldepflichtig), 
zwei Wohnstatus (Nebenwohnsitz 
und Hauptwohnsitz) und vier Nut-
zungsarten von Wohnungen. Somit 
existieren 16 verschiedene Prioritäts-
stufen, die nacheinander durchlaufen 
werden, um einen noch unverknüpf-
ten Haushalt eines bestimmten Typs 
mit einer noch unverknüpften Woh-
nung eines bestimmten Typs zu ver-
knüpfen.

9	 Unter dem Begriff „Imputation“ wer-
den statistische Verfahren zusam-
mengefasst, mit denen fehlende Da-
ten (Antwortausfälle) vervollständigt 
werden. Für die Gebäude- und Woh-
nungszählung des Zensus 2011 wurde 
die Software CANCEIS – Canadian 
Census Edit and Imputation System 
verwendet.

Eine Zusammenlegung von zwei Haushalten er-
folgt aber nur dann, wenn die Anzahl der neuen 
Bewohnerzahl nicht größer ist als die Angabe der 
Bewohnerzahl aus der Gebäude- und Wohnungs-
zählung. So wird eine eventuelle „Überbelegung“ 
der Wohnung verhindert.

Können nach diesem Schritt alle an einer Anschrift 
lebenden Personen bzw. alle bis dahin generierten 
Haushalte mit einer als bewohnt gemeldeten Woh-
nung zusammengeführt werden, ist das Verfahren 
der Haushaltegenerierung hier abgeschlossen.

Schritt 4: Die letzten noch unverknüpften  
Wohnungen und Haushalte
Existieren noch Anschriften, an denen nicht alle dort 
lebenden Personen bzw. nicht alle bis dahin gene-
rierten Haushalte mit einer als bewohnt gemelde-
ten Wohnung zusammengeführt werden konnten, 
werden diese in einem vierten Schritt abschließend 
bearbeitet. An diesen noch offenen Anschriften liegt 
dann eine der folgenden Situationen vor:
•    Es existiert laut Gebäude- und Wohnungszählung 

noch mindestens eine bewohnte Wohnung an 
der Anschrift, die nicht mit Bewohnern verbunden 
werden kann, da kein unverknüpfter Haushalt 
mehr vorhanden ist.

•    Es gibt noch mindestens einen Haushalt, der mit 
keiner Wohnung zusammengeführt werden kann. 
Alle Wohnungen im Gebäude sind entweder 
bereits mit Haushalten verknüpft oder wurden als 
leer stehend angegeben.

•    An der Anschrift existieren sowohl Haushalte als 
auch Wohnungen, die noch nicht verbunden sind.

Zuerst werden die Anschriften bearbeitet, an denen 
jeweils mindestens ein Haushalt und eine bewohn-
bare Wohnung noch nicht verknüpft sind. Grund 
hierfür ist, dass nach Abschluss dieses Prüfschrittes 
trotz alledem an einer Anschrift entweder noch min-
destens eine unverknüpfte Wohnung oder ein un-
verknüpfter Haushalt übrig bleiben kann.

Eine Anschrift enthält sowohl unverknüpfte  
Haushalte als auch unverknüpfte Wohnungen
Bisher war die Basis für eine Verknüpfung immer der 
Abgleich der Melderegisternamen mit den Woh-
nungsnutzernamen der Gebäude- und Wohnungs-
zählung. Dieser Abgleich bringt für die unverknüpf-
ten Haushalte keine weiteren Erkenntnisse. Daher 
basiert die Zusammenführung in diesem Teilschritt 
auf dem Verhältnis von Wohn- und Meldestatus der 
Person/en des Haushaltes zur Nutzungsart der Woh-
nung.

Anhand einer festgelegten Prioritätenliste werden 
die Haushalte mit den Wohnungen nach einer be-
stimmten Reihenfolge verknüpft.8 Ist eine Zuord-
nung nicht möglich, da mehrere gleiche Haushalte 
oder Wohnungen für die Zusammenführung vorhan-
den sind, wird anhand der durch die Gebäude- und 
Wohnungszählung gelieferten Bewohnerzahl je 
Wohnung oder anhand des Wohnflächenverhältnis-
ses über die Zuordnung entschieden.

An den jetzt noch verbleibenden offenen Anschrif-
ten liegen ausnahmslos entweder unverknüpfte 
Haushalte oder unverknüpfte Wohnungen vor, aber 
nicht beides.

Eine Anschrift enthält nur noch unverknüpfte 
Haushalte
An einer Anschrift existiert mindestens ein Haushalt, 
der noch keiner Wohnung zugeordnet werden konn-
te. Alle anderen dort vorhandenen Wohnungen sind 
bereits mit Haushalten verknüpft. Liegt diese Situ-
ation vor, werden entweder neue Wohnungen ge-
neriert (Kunstwohnungen) oder die unverknüpften 
Haushalte mit bereits an der Anschrift verknüpften 
Haushalten zusammengeführt (statistische Generie-
rung).

Kunstwohnungen
Sind an Stichprobenanschriften – bei denen durch die 
Haushaltebefragung die genaue Anzahl der Haushal-
te bekannt ist – laut Gebäude- und Wohnungszäh-
lung zu wenig Wohnungen ermittelt worden, werden 
neue Wohnungen generiert. Bei Nicht-Stichproben-
anschriften werden nur dann Kunstwohnungen an-
gelegt, wenn durch die Gebäude- und Wohnungs-
zählung keine Angaben zur Anzahl der Wohnungen 
erhoben werden konnten. Die Angaben zur Woh-
nungszahl wurden auf Basis der umliegenden Ge-
bäude maschinell erzeugt  (imputiert9).

Eine Kunstwohnung entsteht durch die Doppelung 
einer bereits vorhandenen Wohnung im Gebäude. 
Zunächst werden die Wohnungsdaten dupliziert, die 
schon mit anderen Haushalten verknüpft sind.

Existiert in dem Gebäude nur eine bewohnte Woh-
nung, wird diese als Kunstwohnung dupliziert. Ste-
hen mehrere bewohnte Wohnungen zur Verfügung, 
erfolgt die Auswahl der zu duplizierenden Wohnung 
auf Basis der Bewohnerzahl. Gibt es keine passende 
Wohnung mit übereinstimmender Bewohnerzahl, 
wird die Mindestwohnfläche für die angegebene 
Haushaltsgröße berechnet. Entspricht eine Woh-
nung dieser Fläche, wird eine entsprechende zusätz-
liche Wohnung erzeugt. Mit der neu geschaffenen 
Wohnung wird der Haushalt dann verknüpft. Findet 
sich an der Anschrift keine Wohnung mit passender 
Wohnungsfläche, wird die Wohnung mit der größten 
Wohnfläche im Gebäude gedoppelt.

Existieren in dem Gebäude keine bewohnten Woh-
nungen, wird eine leer stehende Wohnung dupliziert. 
Bei mehreren leer stehenden Wohnungen wird wie-
der anhand der Wohnfläche entschieden, welche 
gedoppelt wird. Da die generierte und anschließend 
mit dem Haushalt verknüpfte Wohnung nicht mehr 
leer stehend ist, wird die Wohnung im Zensusdaten-
bestand als Mietwohnung ausgewiesen.
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Statistische Generierung
Liegen an Nicht-Stichprobenanschriften Informatio-
nen zur Anzahl der Wohnungen direkt aus der Ge-
bäude- und Wohnungszählung vor, ist diese Angabe 
für den Prozess der Haushaltegenerierung bindend. 
Somit dürfen keine neuen Wohnungen angelegt 
werden. Die noch nicht verknüpften Haushalte an 
einer Anschrift müssen daher mit Wohnungen ver-
bunden werden, die bereits in einem vorangegan-
genen Prozessschritt mit einem anderen Haushalt 
verknüpft wurden. Dies muss derart erfolgen, dass 
sich daraus unverzerrte Haushaltsstrukturen erge-
ben.

Dazu wurden insgesamt 14 Haushaltstypen defi-
niert. Dies sind z. B. Einpersonenhaushalte, Ehepaa-
re mit Kind/ern oder sonstige Dreipersonenhaushal-
te. Um entscheiden zu können, welche Haushalte 
zu einem neuen Wohnhaushalt zusammengeführt 
werden, werden die Ergebnisse der Haushaltebefra-
gung zur Verteilung dieser Haushaltstypen herange-
zogen. 

Ziel der statistischen Generierung ist es, dieses 
hochgerechnete Ergebnis so gut wie möglich nach-
zubilden. Um dies gewährleisten zu können, müs-
sen alle verknüpften und unverknüpften Haushalte 
einem der 14 festgelegten Haushaltstypen zugeord-
net werden.

Als Erstes wird die Anzahl der Haushaltstypen für 
die bereits verknüpften Haushalte ermittelt. Dann 
wird die Anzahl der Haushaltstypen ermittelt, die 
laut hochgerechneter Stichprobe existieren müss-
ten. Der Vergleich legt offen, welche Haushaltstypen 
am häufigsten in der Gemeinde der Anschrift fehlen. 
Die Zusammenlegung des unverknüpften Haushalts 
mit einem bereits verknüpften Haushalt sollte an-
schließend den unterrepräsentierten Haushaltstyp 
in der Gemeinde wiedergeben.

Bevor die statistische Generierung angewandt 
wird, werden noch die Nutzungsart der Wohnung 
sowie der Melde- und Wohnstatus des Haushaltes 
bestimmt. Ziel ist es, bei folgenden Kombinationen 
eine Zusammenführung ohne eine statistische Ge-
nerierung von Haushalten durchzuführen:
•    Enthält der unverknüpfte Haushalt mindestens 

eine nicht meldepflichtige Person (z. B. einen 
Diplomaten) und in dem Gebäude befindet sich 
mindestens eine bereits verknüpfte Diplomaten-
wohnung, wird sie mit dieser zusammengeführt. 
Bei mehreren oder keiner Diplomatenwohnung 
erfolgt die Verknüpfung des Haushalts durch die 
statistische Generierung.

•    Existiert ein unverknüpfter Haushalt mit Personen, 
die ausschließlich über Nebenwohnsitze an dieser 
Anschrift verfügen, wird dieser Haushalt direkt 
verknüpft, wenn eine verknüpfte Ferien- und 
Freizeitwohnung oder eine verknüpfte normale 
Wohnung an der Anschrift vorhanden sind. Stehen 
keine oder mehrere Wohnungen zur Auswahl, wird 
der unverknüpfte Haushalt mittels statistischer 
Generierung zugeordnet.

•    Besteht der Haushalt ausschließlich aus melde-
pflichtigen Personen und mindestens eine davon 
hat einen Hauptwohnungsstatus, soll dieser nicht 

mit einer Diplomaten-, Ferien- oder Freizeitwoh-
nung, sondern mit einer normalen Wohnung 
verknüpft werden. Existieren keine oder mehrere 
verknüpfte normale Wohnungen, wird der noch 
nicht verknüpfte Haushalt durch das dargestellte 
Verfahren mit einem anderen Haushalt zusammen-
geführt.

Anschrift enthält nur noch unverknüpfte  
Wohnungen
Ist an einer Anschrift noch mindestens eine Woh-
nung unverknüpft, wird diese an Stichprobenan-
schriften gelöscht. An den Nicht-Stichprobenan-
schriften erfolgt eine Wohnungslöschung nur dann, 
wenn die Gebäudedaten maschinell erzeugt wur-
den, d. h. keine primärstatistisch erhobenen Daten 
aus der Gebäude- und Wohnungszählung vorliegen. 
Sind durch die Erhebung der Gebäude und Wohnun-
gen Informationen zur Anzahl der im Gebäude be-
findlichen Wohnungen eingegangen, gelten diese. 
Die unverknüpft gebliebenen Wohnungen werden 
in diesem Fall auf „leer stehend“ gesetzt.

Berücksichtigung von Über- und  
Untererfassungen der Melderegister
Bevor Wohnungen und Haushalte verknüpft werden 
können, müssen die dort wohnenden Personen be-
kannt sein. Die Angaben zu den Personen stammen 
aus den Melderegistern. Der Abgleich zwischen dem 
Melderegister und den Ergebnissen der Haushal-
tebefragung an Stichprobenanschriften zeigt eine 
Über- und Untererfassung von Personen in den Re-
gistern. So können Personen im Melderegister regis-
triert sein, die aber bei der Haushaltebefragung als 
dort nicht wohnend ermittelt wurden. Diese nur im 
Melderegister erfassten Personen werden als „Kartei-
leichen“ oder auch „Übererfassungen“ bezeichnet. 
Dementsprechend sind „Fehlbestände“ bzw. „Unter-
erfassungen“ Personen, die laut Melderegister nicht 
an dieser Anschrift wohnen, aber bei der Haushalte-
befragung als dort wohnend ermittelt wurden.

Gemeinden mit mindestens  
10 000 Einwohnern
An Stichprobenanschriften sind die personenspezi-
fischen Karteileichen und Fehlbestände durch die 
Haushaltebefragung exakt bestimmbar und somit 
aus dem Datensatz leicht zu entfernen oder hinzu-
zufügen.

Diese personenspezifischen Erkenntnisse liegen 
an Nicht-Stichprobenanschriften nicht vor. Auf-
grund der Stichprobe werden die Über- und Unter-
erfassungen für die Gemeinden hochgerechnet und 
statistisch gelöscht bzw. imputiert. Eine reine Hoch-
rechnung der Anzahl von Karteileichen und Fehlbe-
stände ist nicht ausreichend. Für die Bestimmung, 
welche Personen aus dem Zensusdatensatz gelöscht 
werden (Karteileiche), werden demografische Merk-
male wie Geschlecht, Alter und Familienstand sowie 
Haushaltszusammenhänge mit herangezogen. Der 
durch das Verfahren hochgerechnete Fehlbestand 
erhält die demografischen Merkmale der in der 
Haushaltebefragung befragten Person.
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Gemeinden unter 10 000 Einwohnern
Der Zensustest von 2001 zeigte, dass der Großteil der 
unverknüpften Haushalte in Gemeinden mit weni-
ger als 10 000 Einwohnern aus Personen besteht, die 
hier mit einem Nebenwohnsitz gemeldet sind. Auf 
Basis dieser Erkenntnis wurde für den Zensus 2011 
entschieden, vor dem Start der statistischen Gene-
rierung 80 % aller noch unverknüpften Haushalte 
zu löschen, die nur aus Personen mit Nebenwohn-
sitzen bestehen. Welche Haushalte gelöscht werden, 
hängt von der Belegungsquote ab. D. h., ist die von 
der Gebäude- und Wohnungszählung ermittelte Be-
wohnerzahl für die Anschrift kleiner als die Anzahl 
der laut Melderegister dort lebenden Personen, wer-
den die Haushalte gelöscht, die ausschließlich aus 
Nebenwohnsitz-Personen bestehen. Dabei werden 
zuerst die unverknüpften Haushalte gelöscht, bei 
denen die Abweichung der Personen zwischen Mel-
deregisterangaben und Angaben der Gebäude- und 
Wohnungszählung an einer Anschrift am höchsten 

ist. Da einige Gemeinden in Deutschland eine Zweit-
wohnungssteuer erheben und davon auszugehen 
ist, dass in diesen Gemeinden kaum „Nebenwohn-
sitz-Karteileichen“ existieren, wurden diese Gemein-
den von der Löschung  ausgeschlossen.

Veränderungen zum Ergebnis Mai 2013
Im Mai 2013 wurden die vorläufigen demografischen 
und sozioökonomischen Ergebnisse der Bevölke-
rung sowie das Ergebnis der Gebäude- und Woh-
nungszählung bekanntgegeben. Durch die Haushal-
tegenerierung können Veränderungen zwischen den 
bereits 2013 veröffentlichten Ergebnissen und den im 
Jahr 2014 zur Verfügung stehenden endgültigen Er-
gebnissen entstehen.

Um konsistente Ergebnisse für Haushaltsauswer-
tungen zu erhalten, wurden durch die Haushalte-
generierung die Bevölkerungsdaten und die Ge-
bäude- und Wohnungsdaten des Zensus 2011 auf 
Anschriftenebene harmonisiert. Dies führt dazu, dass 

	 Ehepaar
Boris Bolschakow	 Irina Bolschakow 
1978 		  1982
	 Kinder
Fedor Bolschakow	 Sonja Bolschakow
2006 		  2009	

 100 m2

  100 m2

	 Ehepaar
Wolfgang Schneider	 Monika Schneider 
1959 		  1962
	 Kind
	 Konrad Schneider	
	 2000 		

 40 m2  40 m2

 80 m2

	 Ehepaar
Thomas Frank		  Claudia Frank 
1964 		  1969
	 Kind
	 Lucas Frank	
	 1997 		

	
Antonia Peters 
1991		
	

	
Gerd Johannsen 
1938		
	

Haushaltegenerierung

 
Nummer 

des 
Haus-
haltes

Lage  
der Wohnung Nachname Vorname

Ge-
burts-

jahr
Existenz Bemerkung

1 Erdgeschoss links Schneider Wolfgang 1959 existent
1 Erdgeschoss links Schneider Monika 1962 existent
1 Erdgeschoss links Schneider Konrad 2000 existent
2 Erdgeschoss rechts Frank Thomas 1964 existent
2 Erdgeschoss rechts Frank Claudia 1969 existent
2 Erdgeschoss rechts Frank Laura 1992 nicht existent Ende 2010 

verzogen
2 Erdgeschoss rechts Frank Lukas 1997 existent
3 1. Etage links Bolschakow Boris 1978 existent
3 1. Etage links Bolschakow Irina 1982 existent
3 1. Etage links Bolschakow Fedor 2006 existent
3 1. Etage links Bolschakow Sonja 2009 existent
4 1. Etage mitte Peters Antonia 1991 existent Anfang Mai 

eingezogen
5 1. Etage rechts Johannsen Gerd 1938 existent

Auszug  |  �Erhebungsliste zur Haushaltebefragung  
auf Stichprobenbasis 2011

1	 An dieser Stichprobenanschrift verzeichnet die Gebäude- und Woh-
nungszählung durch die Meldung der Hausverwaltung insgesamt vier 
Wohnungen: Drei bewohnte und eine unbewohnte Wohnung. Durch die 
Haushaltebefragung wurden aber insgesamt fünf Haushalte ermittelt. 
Allen Haushalten muss eine Wohnung zugeordnet werden. Anhand der 
angegebenen Personen- und der Quadratmeterzahl wird die noch feh-
lende Wohnung statistisch erzeugt (Kunstwohnung). 
Erdgeschoss links: Die Familie Schneider gibt bei der Haushaltebefragung 
an, dass sie in einer Wohnung im Erdgeschoss links lebt. In der Gebäude- 
und Wohnungszählung fehlt jedoch diese Wohnung, weshalb im Rah-
men der Haushaltegenerierung eine Kunstwohnung erzeugt wird. Dabei 
richtet sich die Größe der Wohnung einerseits nach der Haushaltsgröße, 
bei Familie Schneider sind dies drei Personen, und nach den Quadratme-
tern der Wohnung. In diesem Beispiel wird für Familie Schneider die 
größte Wohnung an der Anschrift mit der Raumanzahl und Aufteilung 
der Wohnung dupliziert, was der Wohnung von der Familie Bolschakow 
entspricht. 
Erdgeschoss rechts: Die Tochter von Familie Frank, Laura Frank, ist Ende 2010 
aus der elterlichen Wohnung ausgezogen und war zum Zeitpunkt der 
Befragung im Mai 2011 nicht mehr an der Anschrift wohnhaft. Im Melde-
register wird sie aber weiterhin geführt, da sie sich noch nicht an ihrer 
neuen Anschrift angemeldet hat. Daher wird die Tochter beim Zensus 
2011 als Karteileiche (Übererfassung) gezählt und aus dem Zensusdaten-
bestand gelöscht. 
1. Etage mitte: Die Gebäude- und Wohnungszählung meldet diese Woh-
nung als unbewohnt. Die Haushaltebefragung führt Frau Antonia Peters 
als Mieterin dieser Wohnung, da sie Anfang Mai 2011 neu eingezogen ist. 
1. Etage links und rechts: Die Angaben von Herrn Johannsen und Familie Bol-
schakow stimmen in der Haushaltebefragung und der Gebäude- und 
Wohnungszählung überein, sodass eine Verknüpfung zwischen den 
Haushalten und ihren jeweiligen Wohnungen problemlos möglich war. 
In dem beispielhaft vorgestellten Haus sind durch den Auszug von Laura 
Frank eine Karteileiche (Übererfassung) und mit Antonia Peters durch Ein-
zug ein Fehlbestand (Untererfassung) festgestellt worden. Diese beiden An-
gaben weichen vom Melderegister ab. 
Zusätzlich musste eine Kunstwohnung erzeugt werden, da für die Fami-
lie Schneider keine freie Wohnung im Haus laut Gebäude- und Woh-
nungszählung existierte.

3  |  �Haushaltegenerierung – Generierung von Kunstwohnungen sowie der Umgang mit Über- und Untererfassungen

 
Per-

sonen-
anzahl

Nutzer- 
name 1

Nutzer- 
name 2

m2 der 
Wohnung

4 Frank 80
4 Bolschakow 100
0 – 40
1 Johannsen 40

 

Auszug  |  �Gebäude- und Wohnungszählung  
2011
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sich bei Haushaltsauswertungen ein gegenüber 
dem Ergebnis der Gebäude-und Wohnungszählung 
veränderter Gebäude- und Wohnungsbestand er-
gibt.

Ein zum Teil deutlicher Unterschied ist in der Zahl 
der Wohnungen sichtbar. Durch das Hinzufügen von 
Kunstwohnungen bzw. Löschen von unverknüpften 
Wohnungen an einer Anschrift verändert sich die 
Wohnungszahl im Vergleich zum Ergebnis der Ge-
bäude- und Wohnungszählung.

Ebenso kann es Abweichungen bei der Anzahl 
der leer stehenden und bewohnten Wohnungen 
geben. Bei der Erzeugung von Kunstwohnungen 
können auch leer stehende Wohnungen verdoppelt 
werden, damit der noch unverknüpfte Haushalt an 
der Anschrift mit einer Wohnung zusammengeführt 
werden kann. Tritt dieser Fall auf, wird die leer ste-
hende Wohnung in eine bewohnte Wohnung um-
gewandelt. Damit erhöht sich sowohl die Anzahl der 
Wohnungen insgesamt als auch die der bewohnten 
Wohnungen.

Auch die Anzahl der Gebäude kann sich verän-
dern. Wurde z. B. bei der Haushaltebefragung eine 
Person an der Anschrift angetroffen und befragt, 
die Gebäude- und Wohnungszählung weist aber 
den Befund „kein Wohnraum“ für das ganze Gebäu-
de aus, zählt das Ergebnis der Haushaltebefragung. 
Das bedeutet, dass eigentlich keine Kunstwohnung, 
sondern ein Kunstgebäude erzeugt wird. Zusätzlich 
zu den Wohnungsmerkmalen wie Fläche und Raum-
zahl müssen Angaben zum Gebäude wie Baujahr 
und Heizungsart generiert werden. Der Ablauf ist 
analog zur Kunstwohnungserzeugung, nur dass in 
diesem Fall ein passendes Gebäude aus der Nähe 
dupliziert wird.

Inkonsistenzen können auch durch die Korrektur 
der Unter- und Übererfassungen auftreten. Durch 
die Löschung und Duplizierung von Personen mit 
ihren demografischen Merkmalen sowie den Haus-
haltszusammenhängen weichen einige endgültige 
Ergebnisse von den vorläufigen Ergebnissen des 
Vorjahres ab.

Diese Inkonsistenzen haben keine Auswirkungen 
auf die im Mai 2013 festgestellten Einwohnerzahlen. 
Da diese Abweichungen ein erwarteter statistischer 
Nebeneffekt der Haushaltegenerierung sind, wurde 
im Mai 2013 auf eine tiefe fachliche Gliederung der 
Einwohnerzahlen verzichtet. Die nunmehr gebil-
deten Haushaltszusammenhänge sind dabei aus-
schließlich eine statistische Größe, die es ermöglicht, 
Haushaltsstrukturen zu beschreiben. Sie kann und 
muss nicht die Lebenssituation einzelner Personen 
korrekt wiedergeben.

Zusammenfassung
Die Kombination aus Verwaltungsdaten und Befra-
gungen sowie der Einsatz eines statistischen Ver-
fahrens zur Haushaltegenerierung ermöglichen ein 
einer Vollerhebung qualitativ gleichwertiges Ergeb-
nis – bei geringerer Belastung für die Bevölkerung. 
Etwas mehr als drei Viertel aller Personen in Berlin 
und Brandenburg konnten als Wohnungsnutzer 
oder als mit dem Wohnungsnutzer verzeigerte Per-
son identifiziert und im zweiten Schritt des Haushal-
tegenerierungsverfahrens mit einer Wohnung ver-
knüpft werden. Bei den restlichen Personen mussten 
Verknüpfungen auf Basis anderer Zusammenhänge 
wie z. B. Geschwister- oder Nachkommensbeziehun-
gen oder durch die statistische Generierung erzeugt 
werden.

Die Ergebnisse des Zensus 2011 sind für alle Interes- 
sierten auf den Seiten der Statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder sowie unter 

www.zensus2011.de abrufbar. Durch die Einbezie-
hung der Verwaltungsregister und der Vollerhebung 
der Gebäude und Wohnungen sind für einige Merk-
male Auswertungen für kleinräumige Einheiten, wie 
z. B. Blockseiten, möglich. Zusätzlich erhobene Merk-
male aus der Haushaltebefragung sind aufgrund des 
Stichprobenumfangs nur für Gemeinden mit 10 000 
und mehr Einwohnern sowie für die Bezirke Berlins 
und für die Kreise Brandenburgs möglich.
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Das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 
gibt mit dem Regionalen Sozialbericht 
Berlin und Brandenburg einen einheitli-
chen Sozialbericht für die Metropolregion 
heraus. Es handelt sich um einen Indika-
torenbericht in zwei Teilen. Der erste Teil 
enthält die Ergebnisse der regionalen 
Auswertungen in textlicher und grafischer 
Aufbereitung. Der zweite Teil beinhaltet 
die vollständigen Ergebnisse in Form von 
Excel-Tabellen. Neben den Landesebenen 
Berlin und Brandenburg werden die 
Ergebnisse auch für Berliner Bezirke und 
Brandenburger Kreise und kreisfreie 
Städte dargestellt. Zum Vergleich dienen 
lange Zeitreihen und die Bundesebene. In 
diesem Jahr ist die Fortschreibung des vor 
zwei Jahren erschienenen ersten Berichts 
realisiert worden.
Für den Regionalen Sozialbericht Berlin 
und Brandenburg wurden Indikatoren 
aus den Indikatorensystemen der 
Europäischen Union zum Thema soziale 
Integration so ausgewählt, dass ein 
umfassendes Abbild der sozialen Lage der 
Bevölkerung Berlins und Brandenburgs 
entsteht. Ausführlich behandelt werden 
die Themen Einkommensarmut und 
Einkommensverteilung, aber auch Infor-
mationen zu Mindestsicherungsleistun-
gen, Bildungsstand, Erwerbsbeteiligung, 
Gesundheit und zur Wohnsituation sind 
Gegenstand der Betrachtung.

Neuerscheinung

	⌜	Regionaler Sozialbericht Berlin und Brandenburg 2013

Durch den Bericht wird nachgewiesen, dass die landesspezifischen 
Armutsgefährdungsquoten sowohl für Berlin als auch für Brandenburg 
in den letzten Jahren tendenziell wieder leicht angestiegen sind. Im 
Jahr 2012 betrug die Quote für Berlin 15,2 %, für Brandenburg 14,6 %. Die 
niedrigsten Anteile seit 1996 lagen in Berlin bei 13,3 % im Jahr 2006, in 
Brandenburg in den Jahren 1996 und 1999 bei jeweils 10,7 %.

Die höchsten Steigerungsraten wurden bei den ohnehin am stärksten 
vom Armutsrisiko betroffenen Personen wie Langzeitarbeitslosen und 
Personen mit fehlendem oder niedrigem Bildungsabschluss, aber auch in 
den bisher eher wenig gefährdeten älteren Generationen festgestellt. So 
hat sich die Armutsgefährdungsquote der über 65-Jährigen in Berlin seit 
2006 (4,2 %) bis zum Jahr 2012 (8,1 %) praktisch verdoppelt. In Branden-
burg waren im Jahr 2006 5,8 % der über 65-Jährigen armutsgefährdet, im 
Jahr 2012 waren es 8,9 %. Positive Entwicklungen, die das Armutsrisiko 
nachweislich vermindern helfen, zeigen sich im Anstieg der Erwerbsbe-
teiligung und dem Trend zu höheren Bildungsabschlüssen. In der Ge-
samtschau bedeutet dies aber auch, dass die genannten Risikogruppen 
von der allgemeinen Einkommensentwicklung gegenwärtig zunehmend 
abgekoppelt werden. 
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Der Bericht wird unter 
www.statistik-berlin-brandenburg.de/home/regionalersozialbericht.asp  
zum kostenfreien Download angeboten.

Armutsgefährdungsquoten  
im Landesmaßstab 2012  
nach Regionen und Altersgruppen
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Gleich nach der Reichsgründung 1871 
fanden statistische Zählungen für das 
gesamte Deutsche Reich statt: am 1. De-
zember 1871, 1875, 1880, 1885, 1890, 1900, 
1905 und 1910; nur 1895 wurde abwei-
chend am 2. Dezember das Volk gezählt. 
Es liegen Gewerbestatistiken vor vom:
1. 	 Dezember 1875 als Gewerbestatistik,
5. 	 Juni 1882 als Gewerbestatistik der 

Berufszählung,
14. 	Juni 1895 als Gewerbestatistik der 

Berufs- und Gewerbezählung,
12. 	Juni 1907 als Betriebsstatistik nach 

der Berufs- und Betriebszählung, 
enthalten im Statistischen Jahrbuch für 
das Deutsche Reich 1914. Im gleichna-
migen Jahrbuch von 1880 ist die 1875er 
Zählung sehr ausführlich dargestellt. 
Beide Dokumente erlauben nicht nur 
einen sehr guten Einblick in die dama-
ligen Gewerbeverhältnisse, es können 

Historisches 

	⌜	Gewerbezählungen von 1875 bis 1907
von Jürgen Hübner

zugleich aufschlussreiche Vergleiche 
zur heutigen Zeit angestellt werden.

Im ersten Statistischen Jahrbuch für 
das Deutsche Reich ist unter „VI. Ge-
werbe. Noch 1. Haupt – Ergebnisse der 
Gewerbezählung vom 1. Dezember 
1875. B. Reihenfolge der Gewerbe nach 
der Zahl der beschäftigten Personen“ 
eine über 1½ Seiten reichende Tabelle 
enthalten. In ihr ist zum einen die 
damalige Wirtschaftsgliederung nach 
Gruppe, Klasse und Ordnung erkenn-
bar und eventuell auch eine weitere 
Unterteilung in „B. f.= Betriebstätte für“ 

– also vier Ebenen. Die 19 „Gruppen der 
Gewerbebetriebe“ waren:

I .	    Kunst- und Handelsgärtnerei.	
II.	    Fischerei.
III.   	Bergbau, Hütten- und 
	       Salinewesen.

	 IV. 	 Industrie der Steine  
und Erden.

	 V. 	 Metallverarbeitung.
	 VI. 	 Maschinen, Werkzeuge,  

Instrumente, Apparate.
	 VII. 	 Chemische Industrie.
	 VIII. 	 Industrie der Heiz- und  

Leuchtstoffe.
	 IX. 	 Textilindustrie.
	 X. 	 Papier und Leder.
	 XI. 	 Industrie der Holz- und 

Schnittstoffe.
	 XII. 	 Nahrungs- und Genussmittel.
	 XIII. 	 Bekleidung und Reinigung.
	 XIV. 	 Baugewerbe.
	 XV. 	 Polygraphische Gewerbe.
	 XVI. 	 Künstlerische Betriebe für 

gewerbliche Zwecke.
	 XVII. 	 Handelsgewerbe.
	 XVIII. 	 Verkehrsgewerbe.
	 XIX. 	 Beherbergung und  

Erquickung.
Dabei handelt es sich durchaus um 
einen Vorläufer der heutigen „Klas-
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sifikation der Wirtschaftszweige 2008“, 
welcher allerdings fünf Gliederungen 
(Abschnitt, Abteilung, Gruppe, Klasse, 
Unterklasse) enthält und es auf insge-
samt 1 835 Bezeichnungen (Merkmale) 
bringt – wohl ein Beweis dafür, dass die 
heutige Wirtschaft enorm vielschich-
tiger ist.

Das am 1. Dezember 1875 mit den 
meisten beschäftigten Personen er-
fasste Gewerbe war die Schuhmacherei 
(„Gruppe XIII. Klasse 2. Ordnung –“) 
mit 374 203 Personen, gefolgt von der 
Schneiderei („XIII, 1, 2“) mit 298 923 
Personen. Die wenigsten Beschäftigten 
waren in der Asphaltgewinnung („III, 

–, –“) mit 56 Personen gezählt worden. 
Insgesamt wurden über „Sämmtliche 
Gewerbegruppen 1 – XIX“ im Königreich 
Preußen 1 799 608 Betriebe mit 3 625 948 
Personen gezählt und im Königreich 
Bayern 425 515 Betriebe mit 707 451 
Personen. Im Deutschen Reich waren es 
3 230 311 Betriebe mit 6 470 630 Personen, 
wobei auf 10 000 Einwohner 756,0 Be-
triebe und 1 514,4 beschäftigte Personen 
kamen.

Bis zum Jahr 1912 hatten sich die Ge-
werbegruppen auf 24 vermehrt und das 
Gewerbe als solches trug nun die Nr. V. 
im Tabellenwerk des Jahrbuches. In der 
Tabelle „V. Gewerbe. 7g. Die tägliche 
Arbeitszeit in den Tarifgemeinschaften 
im Jahr 1912“ ist ein Überblick zur dama-
ligen Arbeitszeit nach Gewerbegruppen 
enthalten. Die Untergliederung war sehr 
fein strukturiert, die Tabelle demzufol-
ge sehr umfangreich – über 1½ Seiten 
lang. Angaben erfolgten zur Anzahl der 
Tarifgemeinschaften, der Anzahl der Be-

triebe und der Anzahl der beschäftigten 
Personen in der Gliederung „unter 8, 8, 
über 8 bis 8½, über 8½ bis 9, über 9 bis 
9½, über 9½ bis 10, über 10 bis 10½, über 
10½ bis 11 und über 11“ Stunden, unterteilt 
nach „a) Sommer und b) Winter“ und der 
Bemerkung „ausschließlich der Pausen“.

Im Sommer arbeiteten demzufolge 
3 548 (0,3 %) beschäftigte Personen in 530 
(0,4 %) Betrieben mit 22 (0,2 %) Tarifge-
meinschaften unter 8 Stunden, im Winter 
waren es 447 626 (34,4 %) Personen in 
43 313 (31,8 %) Betrieben mit 1 240 (14,9 %) 
Tarifgemeinschaften. Über 11 Stunden 
arbeiteten im Sommer 24 720 (1,7 %) 
Personen in 6 746 (4,6 %) Betrieben mit 
292 (3,1 %) Tarifgemeinschaften und im 
Winter 22 630 (1,7 %) Personen in 6 266 
(4,6 %) Betrieben und 331 (4,0 %) Tarifge-
meinschaften. Die häufigste Arbeitszeit 
lag bei „über 9½ bis 10“ Stunden mit 
37,1 % der beschäftigten Personen im 
Sommer und im Winter mit 19,9 % der be-
schäftigten Personen bei „über 8½ bis 9“ 
Stunden. Die meisten Personen mit einer 
Arbeitszeit von über 11 Stunden gab es 
im „XXI Verkehrsgewerbe“, gefolgt vom 

„XIII Nahr.= u. Genußw.“ Diese Angaben 
sind nach heutigem Verständnis eine 
Sekundärstatistik. Sie wurden teilwei-
se aus den „Reichsarbeitsblättern“ der 

„arbeitsstatischen Ämter“ übernommen. 
Auch erfasste das „Kaiserliche Statistische 
Amt“ selbstständig alle „Tarifverträge im 
Deutschen Reich“.

Aus heutiger Sicht ist zu beachten, 
dass an sechs Tagen – einschließlich 
des Samstags – gearbeitet wurde, die 
Wochenarbeitszeit also leicht unter 48 
bis über 66 Stunden betrug. 



	
Tutorium: 

Einführung in die Mikrodatenanalyse mit ausgewählten 
CAMPUS-Files der Forschungsdatenzentren  
der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder  
für Nachwuchswissenschaftler/-innen

	⌜	statistische woche – hannover 2014

Inhalt:
Das empirische Arbeiten mit ‚echten’ Daten ist teilweise aufwendig und fehleranfäl-
lig. Der Zeitraum, der Nachwuchswissenschaftler/-innen für empirisch ausgerichtete 
Bachelor-, Master- oder Magisterarbeiten zur Verfügung steht, ist oftmals nicht aus- 
reichend, um die Details und Tücken eines Datenbestandes kennenzulernen und sich 
zusätzlich ein Statistikprogramm auf der Programmierebene anzueignen, um dann 
beides für das eigentliche Thema zu verwenden. Die CAMPUS-Files bieten die Mög-
lichkeit diese wesentlichen Ausbildungsschritte in den Studienverlauf zu verlagern. 
Komplexe Daten können so vor der eigentlichen Arbeit studiert werden. Hierbei be-
steht auch die Notwendigkeit, sich mit einem Statistikprogramm auf der Programmier- 
ebene auseinander zu setzen. 

Das 4,5-stündige Tutorium soll in das empirische Arbeiten mit Mikrodaten einfüh-
ren. In einem ersten gemeinsamen Block wird die Konzeption der CAMPUS-Files all-
gemein vorgestellt. Im zweiten Block werden drei unterschiedliche Gruppen gebildet. 
Hier wird in das empirische Arbeiten mit jeweils einem ausgewählten CAMPUS-File 
eingeführt und dieses geübt. Dazu gehört u. a. das Einlesen und Labeln der Rohdaten, 
die Auswertung von Merkmalen und ihre Verteilung sowie deskriptive/multivariate 
Analysen.

Folgende ausgewählte CAMPUS-Files 
stehen für die empirische Arbeit 
zur Verfügung:

Dozent/-inn/en:
Mitarbeiter/-innen der Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder, für das Tutorium mit dem CAMPUS-File des Mikrozensus 2010 gemein-
sam mit einem Mitarbeiter von GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften.

Voraussetzungen:
Die Nachwuchswissenschaftler/-innen sollen Grundkenntnisse in den Analysesoft-
warepaketen SPSS oder STATA besitzen.

Kosten und Anmeldung
Zeit:	 Dienstag, den 16.09. 2014 von 14.00 bis 18.30 Uhr
Ort: 	 Leibniz Universität Hannover, Welfengarten 1, 30167 Hannover
Kosten:	 30 EUR
Anmeldung:	 Per E-Mail an forschungsdatenzentrum@destatis.de mit 
	 Subject „Tutorium FDZ” bis spätestens 30. Juni 2014

Bitte geben Sie bei der Anmeldung an, in welcher Priorität Sie mit welchem CAMPUS- 
File arbeiten möchten.

CAMPUS-File Software

AFiD-Panel Industriebetriebe 2003-2007 STATA

Fallpauschalenbezogene Krankenhausstatistik (DRG) 2010 STATA

Mikrozensus 2010 SPSS



statistik	 Berlin 
	 Brandenburg

Wir sind der führende  
Informationsdienstleister  
für amtliche Statistik  
in Berlin und Brandenburg

ΙΙ 	Wir berichten fachlich unabhängig, neutral und objektiv über die Ergebnisse  
der amtlichen Statistik.

ΙΙ 	Wir haben den gesetzlichen Auftrag zur Datenerhebung mit der Möglichkeit  
zur Auskunftsverpflichtung.

ΙΙ 	Wir garantieren die Einhaltung des Datenschutzes.

ΙΙ 	Wir wenden adäquate statistische Methoden und Verfahren an und erhöhen  
kontinuierlich das erreichte Qualitätsniveau.

ΙΙ 	Wir gewährleisten regionale und zeitliche Vergleichbarkeit unserer Statistiken 
durch überregionale Kooperation.

ΙΙ 	Wir ermöglichen jedermann Zugang zu statistischen Ergebnissen.

Unter
www.statistik-berlin-brandenburg.de 
finden Sie einen Überblick über das gesamte Leistungsspektrum des Amtes mit 
aktuellen Daten, Pressemitteilungen, Statistischen Berichten, regionalstatistischen 
Informationen, Wahlstatistiken und -analysen.

Land Brandenburg
Berlin

 70 

 68 
65  

73  

60  

64  

67 
53  

61 

71 

52 
 66 62 

69 

54 

72 

63 

51 

51 Brandenburg an der Havel
52 Cottbus
53 Frankfurt (Oder)
54 Potsdam

60 Barnim
61 Dahme-Spreewald
62 Elbe-Elster
63 Havelland
64 Märkisch-Oderland
65 Oberhavel
66 Oberspreewald-Lausitz
67 Oder-Spree
68 Ostprignitz-Ruppin
69 Potsdam-Mittelmark
70 Prignitz
71 Spree-Neiße
72 Teltow-Fläming
73 Uckermark

 

 
 
   
   
   
   
   
   
   
   
  
  
  

 

  
  
  

2
1

3

4
5

6 7 8 9

1011

12

	 1 	 Mitte 
	 2 	 Friedrichshain-Kreuzberg 
	 3 	 Pankow 
	 4 	 Charlottenburg-Wilmersdorf 
	 5 	 Spandau 
	 6 	 Steglitz-Zehlendorf 

	 7 	 Tempelhof-Schöneberg 
	 8 	 Neukölln 
	 9 	 Treptow-Köpenick 
	10 	 Marzahn-Hellersdorf 
	1 1 	 Lichtenberg 
	1 2 	 Reinickendorf 

51 	 Brandenburg an der Havel
52		 Cottbus
53		 Frankfurt (Oder)
54		 Potsdam

60 	 Barnim
61 	 Dahme-Spreewald
62	 	 Elbe-Elster
64 	 Märkisch-Oderland
65 	 Oberhavel
66 	 Oberspreewald-Lausitz
67 	 Oder-Spree
68 	 Ostprignitz-Ruppin
69 	 Potsdam-Mittelmark
70 	 Prignitz
71 	 Spree-Neiße
72 	 Teltow-Fläming
73 	 Uckermark
 



Bezirke
 01  Mitte 

 02  Friedrichshain-Kreuzberg 

 03  Pankow 

 04  Charlottenburg-Wilmersdorf 

 05  Spandau 

 06  Steglitz-Zehlendorf 

 07  Tempelhof-Schöneberg 

 08  Neukölln 

 09  Treptow-Köpenick 

 10  Marzahn-Hellersdorf 

 1 1  Lichtenberg 

 1 2  Reinickendorf 

Quelle: Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft Berlin
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Die Bezirksregionen haben aktuell weniger angebotene
Betreuungsplätze als betreute Kinder bei steigenden
Einwohnerzahlen. Es wird mit einem steigenden Bedarf
gerechnet.

Die Bezirksregionen haben aktuell weniger angebotene
Betreuungsplätze als betreute Kinder bei
zurückgehenden Einwohnerzahlen. Es kann eine
Verringerung der Betreuungslücke erwartet werden.

Die Bezirksregionen haben aktuell mehr angebotene
Betreuungsplätze als betreute Kinder bei steigenden
Einwohnerzahlen. Es wird in Zukunft ein steigender
Bedarf erwartet.

Die Bezirksregionen haben aktuell mehr angebotene
Betreuungsplätze als betreute Kinder bei steigenden
Einwohnerzahlen. Sie verfügen über eine geringe
Platzreserve.

Die Bezirksregionen haben aktuell mehr angebotene
Betreuungsplätze als betreute Kinder bei zusätzlich
zurückgehenden Einwohnerzahlen. Es wird für die
Zukunft ein sinkender Bedarf erwartet.

Die Bezirksregion ist beinahe unbewohntes Forstgebiet.

Bedarfsatlas 2014

Kitaausbauprogramm


